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Jahreswirtschaftsbericht 1971 der Bundesregierung 


Nach § 2 des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft (StWG) legt die Bundesregierung 
dem Bundestag und dem Bundesrat im Januar eines jeden Jahres 
einen Jahreswirtschaftsbericht vor. Der Jahreswirtschaftsbericht 
enthält 

A. die Stellungnahme zu dem Jahresgutachten des Sachverstän- 
digenrates aufgrund des § 6 Abs. 1 Satz 3 des Gesetzes über 
die Bildung eines Sachverständigenrates zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung vom 14. August 1963 
in der Fassung des Gesetzes vom 8. November 1966; 

B. eine Darlegung der für das laufende Jahr von der Bundes- 
regierung angestrebten wirtschafts- und finanzpolitischen 
Ziele (Jahresprojektion); die Jahresprojektion bedient sich 
der Mittel und der Form der volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnung; gegebenenfalls mit Alternativrechnungen; 

C. eine Darlegung der für das laufende Jahr geplanten Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik; 

D. die fortgeschriebene mittelfristige Zielprojektion 1971 bis 
1975. 

Dieses Verfahren ermöglicht es, ausführlich auf die Meinung 
des Sachverständigenrates einzugehen. Wie schon in den vor- 
hergehenden Jahreswirtschaftsberichten bezieht sich deshalb 
nicht nur die Stellungnahme im engeren Sinne (Teil A des 
Jahreswirtschaftsberichts) auf das Gutachten des Sachverständi- 
genrates; vielmehr wird auch in der Darstellung der für das 
laufende Jahr angestrebten wirtschafts- und finanzpolitischen 
Ziele (Teil B) sowie in der Darlegung der geplanten Wirtschafts- 
und Finanzpolitik (Teil C) sichtbar, welche Haltung die Bundes- 
regierung zu den im Gutachten des Sachverständigenrates be- 
handelten Fragen einnimmt. 

Die mittelfristige Zielprojektion (Teil D) zeigt, auf welche 
Punkte die Bundesregierung über die Jahre hinweg ihre Wirt- 
schaftspolitik ausrichtet und welche Entwicklungsperspektiven 
mehrjährigen staatlichen Planungen in verschiedenen Bereichen, 
insbesondere auf dem Gebiet der öffentlichen Finanzen, zu- 
grunde liegen. 
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A. Stellungnahme der Bundesregierung 
zum Jahresgutachten 1970 des Sachverständigenrates 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 


Übereinstimmung in der Konjunkturdiagnose 

1. Am 19. November 1970 hat der Saciiverständi- 
genrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung sein siebentes Jahresgutachten (JG 
1970) erstattet. Er hat damit seine Aufgabe, die Ur- 
teilsbildung bei allen wirtschaftspolitisch verant- 
wortlichen Instanzen sowie in der Öffentlichkeit zu 
erleichtern, mit Erfolg fortgesetzt. Die Bundesregie- 
rung dankt dem Rat wiederum für die intensive Ar- 
beit und Hingabe, deren es bedurfte, um den hohen 
Ansprüchen der im Gesetz gestellten Aufgabe ge- 
recht zu werden. Dieser Dank erstreckt sich auch 
auf das Sondergutachten „Zur Konjunkturlage im 
Frühjahr 1970", das der Rat am 9. Mai vorgelegt 
hat. 

2. An den Anfang seines Jahresgutachtens stellt 
der Rat eine Beschreibung und Analyse der gegen- 
wärtigen Konjunkturlage bei unseren wichtigsten 
Welthandelspartnern und in der Bundesrepublik. 
Diese Diagnose der konjunkturellen Situation im 
Herbst 1970 deckt sich mit der Sicht der Bundes- 
regierung. Auch die seit Abschluß des Jahresgut- 
achtens bekanntgewordenen weiteren Daten bestä- 
tigen das Bild einer in der Bundesrepublik weiter 
fortschreitenden konjunkturellen Entspannung. 


Diskussion um die Konjunkturpoiitik 
der Jahre 1969/70 

3. Zum wiederholten Male bemüht sich der Rat, 
die längere Verursachungskette darzulegen, die zu 
der heutigen Problemkonstellation geführt hat. Was 
den Lohn-Lag, insbesondere des Jahres 1968, an- 
geht, so weist die Bundesregierung auf ihre Stellung- 
nahme im Jahreswirtschaftsbericht 1969 hin (Zif- 
fer 4). In klarer Erkenntnis des Gewichts, das eine 
besser synchronisierte Entwicklung des Anstiegs 
der tariflichen Löhne und Gehälter einerseits, der 
Gewinne andererseits für die Einengung konjunk- 
tureller Ausschläge besitzt, hatte sie nicht nur be- 
reits im Jahreswirtschaftsbericht 1968 die Tarifver- 
tragsparteien ermutigt, die zu erwartenden Lohn- 
erhöhungsspielräume stärker durch Tariflohnsteige- 
rungen auszufüllen. Die Wirtschaftspolitik hatte dar- 
über hinaus vielmehr schon im Sommer 1968 die 
Frage der Lohnfortzahlung für Arbeiter in die poli- 
tische Diskussion eingeführt, um die Arbeitnehmer 
auch auf diese Weise an den im Zuge der Expan- 
sion schnell wachsenden Unternehmenserträgen zu 
beteiligen. Eine schnellere Verwirklichung dieser 


Pläne hätte ebenfalls zu einer Entschärfung der 
Situation beigetragen. 

4. Mit Recht mißt der Rat dem Bemühen der Bun- 
desregierung, die binnenwirtschaftliche Expansion 
außenwirtschaftlich abzusichern, entscheidende Be- 
deutung zu. In bezug auf die Äußerungen des Rates 
zum Absicherungsgesetz (JG 1970, Ziffer 190) muß 
jedoch daran erinnert werden, daß diese Maßnah- 
men der Strategie III — „konjunkturneutrale Auf- 
wertung" — des Sachverständigenrates in seinem 
Jahresgutachten 1968 am nächsten kam (vgl. Jahres- 
wirtschaftsbericht 1969, Ziffer 19). Dort hatte der 
Sachverständigenrat seine Präferenz für einen Ab- 
sicherungssatz von 5 V. H. erkennen lassen, ver- 
bunden indessen mit einem um so massiveren bin- 
nenwirtschaftlichen Expansionsprogramm zur Kom- 
pensation des geschätzten Nachfrageausfalls. Gerade 
deswegen und in Anbetracht der im Ausland stärker 
als erwartet weiterlaufenden Preissteigerung hätte 
sich auch die Strategie des Sachverständigenrates 
in Wirklichkeit keineswegs als konjunkturneutral 
erwiesen. Auch erkennt die Bundesregierung nicht, 
wie die Verbindung der steuerlichen Absicherung 
mit einer Erklärung der Bereitschaft, sie erforder- 
lichenfalls zu verstärken, ihre Wirkung hätte er- 
höhen können. Das Gegenteil scheint vielmehr der 
Fall. Im Ganzen handelt es sich hier um ein Bei- 
spiel dafür, wie Probleme im Nachhinein in einem 
klaren Licht erscheinen, während an der Schwelle 
zur Entscheidung — also im voraus — Lösungen 
auch der Sachverständigenrat nur mit dem Mut zum 
Irrtum erwägen kann. Niemand wird hierfür mehr 
Verständnis aufbringen als der Wirtschaftspolitiker. 

5. Die Ausgangslage, die die Bundesregierung für 
ihre Stabilisierungspolitik im Herbst 1969 vorfand, 
charakterisiert der Rat zutreffend durch die Feststel- 
lung, daß mit dem Nicht-Aufwertungsbeschluß vom 
Mai 1969 endgültig die Chance vertan war, „der 
Preiswelle, die der inzwischen überaus starke Boom 
in sich trug, noch rechtzeitig wirksam entgegenzu- 
treten" (JG 1970, Ziffer 190). So hat die Bundes- 
regierung die Lage bereits bei ihrem Amtsantritt 
eingeschätzt (vgl. Jahreswirtschaftsbericht 1970, 
Ziffer 3). Daß es vom Herbst 1969 an, wie der Sach- 
verständigenrat schreibt (JG 1970, Ziffer 192), schon 
nicht mehr darum gehen konnte, Geldwertstabilität 
kurzfristig zu erreichen, hat die Bundesregierung 
allerdings nicht entmutigt. Stufe um Stufe hat sie 
die Entwicklung zu dem vom Sachverständigenrat 
festgestellten spannungsloseren wirtschaftlichen 
Wachstum eingeleitet. Dabei hat sie allen Versu- 
chungen Dritter zu überzogenen Restriktionsmaß- 
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nahmen widerstanden, eine Haltung, deren Richtig- 
keit sich heute erweist. 

6 . Die Meinung des Rates, die Bundesregierung 
habe sich bei ihren zusätzlichen Stabilisierungsmaß- 
nahmen vom Juli 1970 an dem für eine prophylak- 
tische Konjunkturpolitik am wenigsten geeigneten 
Indikator orientiert, der Preisentwicklung auf den 
Verbrauchermärkten, trifft nicht zu. Die Bundesre- 
gierung bildet sich ihr Urteil über die konjunktu- 
relle Lage vielmehr anhand aller verfügbaren Daten 
und Informationen. Dabei kommt den der Entwick- 
lung vorauseilenden Indikatoren, vor allem der 
Nachfrage, ein besonderes Gewicht zu. In ihrer Be- 
deutung für die konjunkturpolitische Urteilsbildung 
der Regierung nicht zu unterschätzen ist aber auch 
die Meinung sachverständiger Konjunkturbeobachter 
außerhalb der Bundesregierung, vor allem des Sach- 
verständigenrates selbst sowie der wirtschaftswis- 
senschaftlichen Forschungsinstitute. Es muß in die- 
sem Zusammenhang nämlich daran erinnert werden, 
daß der Sachverständigenrat schon in seinem Jahres- 
gutachten 1969 nur für die erste Hälfte des Jahres 
1970 das Risiko spiralförmiger Preis-Lohn-Bewegun- 
gen in Aussicht gestellt hatte, vor allem für das 
zweite Halbjahr 1970 jedoch nicht ausgeschlossen 
hatte, „daß es zu einer Konjunkturabschwächung 
kommt, die über jenes Maß hinausgeht, das zur 
Normalisierung der Kapazitätsauslastung durchaus 
wünschenswert erscheint" (JG 1969, Ziffer 212). Die- 
ses Urteil des Sachverständigenrates war Anfang 
1970 noch nicht widerrufen, als es nach heute allge- 
meiner Ansicht des Rates nötig gewesen wäre, der 
Aufwertung über die tatsächlich in Kraft gesetzten 
fiskal- und kreditpolitischen Maßnahmen hinaus ein 
ergänzendes Programm zur Dämpfung der Binnen- 
konjunktur beizugesellen (JG 1970, Ziffer 193). 

Das damalige Bild sachverständiger Meinungen sah 
anders aus. Auch in der Gemeinschaftsdiagnose der 
wirtschaftswissenschaftlichen Forschungsinstitute 
vom 24. April 1970 sahen nämlich zwei bedeutende 
Institute — das Ifo-Institut für Wirtschaftsfor- 
schung, München, und das Deutsche Institut für 
Wirtschaftsforschung, Berlin — in Anbetracht der 
herrschenden Konjunkturtendenzen keinen Grund, 
die bis dahin ergriffenen Maßnahmen zur Dämpfung 
des Preisanstiegs stärker zu dosieren. Und noch in 
seinem Sondergutachten vom 9. Mai 1970 (SG 1970) 
vertrat auch die Mehrheit des Sachverständigen- 
rates den Standpunkt, daß die Ziele eines hohen 
Beschäftigungsstandes und eines angemessenen 
Wachstums lediglich „als nicht unmittelbar gefähr- 
det" erscheinen, „wenngleich nicht ausgeschlossen 
werden kann, daß sich die Abschwächung der Nach- 
frageexpansion im weiteren Verlauf des Jahres 1970 
verstärkt und dies im Zusammenwirken mit zuneh- 
menden Finanzierungsschwierigkeiten der Investo- 
ren einen kumulativen Abschwung einleitet" (SG 
1970, Ziffer 11). Von hier war es nur ein kurzer 
Weg bis zum Minderheitsvotum eines Ratsmitglie- 
des, das weitere restriktive Eingriffe der Wirtschafts- 
politik als „gegenwärtig, auf Grund der sich seit 
einigen Monaten abzeichnenden Entspannungsten- 
denzen, nicht erforderlich" bezeichnete (SG 1970, 
Ziffer 21), während die Mehrheit sich im Mai 1970 


zugunsten einer Verstärkung der Maßnahmen zur 
Konjunkturdämpfung aussprach. Auch im Bereich 
der wissenschaftlichen Konjunkturdiagnose und 
-Prognose war also das Bild durchaus uneinheitlich. 

7 . Angesichts der Stellungnahme des Rates zur 
Erhebung eines rückzahlbaren Konjunkturzuschlages 
zur Einkommen- und Körperschaftsteuer (JG 1970, 
Ziffer 198 f.) darf daran erinnert werden, daß der 
Sachverständigenrat selbst in seinem Sondergutach- 
ten vom 9. Mai 1970 eine solche Variante des In- 
strumentariums zu erwägen gegeben hat, das in den 
§§ 26 und 27 StWG vorgesehen ist. überwogen 
schon im Juli die Gründe für diese mildere Spielart 
einer vorübergehenden Steuererhöhung, ist in der 
Zwischenzeit erst recht nichts sichtbar geworden, 
was in der gegebenen Situation gegen sie spräche. 
Im übrigen ist auch bei dieser Maßnahme, die — an- 
ders als die im Juli ebenfalls angewandte befristete 
Aussetzung der degressiven Abschreibung — nicht 
unmittelbar aus dem Stabilitäts- und Wachstumsge- 
setz herzuleiten ist, der Einfluß dieses Gesetzes nicht 
zu unterschätzen. Das Stabilitäts- und Wachstums- 
gesetz stellt für Regierung und Parlament eine 
ständige Herausforderung und für die Gesellschaft 
insgesamt ein wesentliches Element des sozial-öko- 
nomischen Lernprozesses dar, was auch eine prompte 
Verabschiedung situationsbezogener konjunktur- 
politischer Sondergesetze entscheidend erleichtert. 
Das hat sich im November 1968 erwiesen und jetzt 
bestätigt. 


Abgestimmtes Vorgehen von Bundesregierung 
und Bundesbank 

8 . Neben der Feststellung des Rates, „daß die 
wichtigsten Versäumnisse nicht im Jahre 1970 lagen, 
sondern in der früheren und mittleren Phase des 
Aufschwungs" (JG 1970, Ziffer 203), steht die an- 
dere, daß der staatliche Bereich — insbesondere der 
Bundeshaushalt — und die Deutsche Bundesbank im 
Jahr 1970 kontraktiv gewirkt haben (JG 1970, Zif- 
fern 84 ff. und 106 ff.). Staatliche Konjunkturpolitik 
und autonome Bundesbank zogen also an einem 
Strang. Daß die Gebietskörperschaften antizyklische 
Finanzpolitik vorwiegend dadurch betreiben, daß sie 
öffentliche Investitionen zurückstellen, erscheint 
dem Sachverständigenrat nicht unbedenklich. Auch 
für die Bundesregierung war die seit langem vor- 
handene Einsicht in die für das weitere wirtschaft- 
liche Wachstum schon auf kürzere Sicht verhängnis- 
vollen Folgen eines derartigen Vorgehens ein ent- 
scheidendes Motiv für die Zurückdrängung privater 
Nachfrage durch die Stabilisierungsmaßnahmen vom 
Juli. Die Öffentlichkeit hat noch immer eine Präfe- 
renz für konjunkturpolitische Restriktionsmaßnah- 
men via Drosselung der öffentlichen Nachfrage ge- 
genüber einer Dämpfung der privaten Ausgaben. 
Dies ist ein Ausdruck dafür, daß die überwiegend 
komplementären Beziehungen zwischen öffentlichen 
und privaten Investitionen noch immer nicht genü- 
gend erkannt sind. In Anbetracht des Übergewichts 
von Auftriebsphasen gegenüber Perioden mit 
Stagnations- oder Rezessionstendenzen müßte sich 
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eine von solchen Präferenzen geleitete konjunktur- , 
politische Strategie letztlich auch auf die mittel- und 
längerfristige Entwicklung der privaten Investitio- 
nen lähmend und verteuernd auswirken. Das popu- 
läre Vorurteil gegenüber „öffentlichem Verbrauch" 
wie „öffentlicher Investition" berücksichtigt noch im- ; 
mer nicht genügend, daß die so überschriebenen 
Teile des Sozialprodukts weitgehend direkt von 
Privaten verbraucht oder genutzt werden, „öffent- 
lich" sind sie in erster Linie deshalb, weil sie, aus 
Steuern oder mit öffentlichen Krediten finanziert, , 
der Bevölkerung und Wirtschaft ohne zusätzliches ■ 
spezielles Entgelt zur Verfügung stehen (z. B. öffent- ! 
lieber Bildungssektor, Straßenbenutzung, öffent- : 
liehe Sicherheit usw.). Die Bundesregierung begrüßt ; 
daher die Ausführungen, die der Sachverständigen- | 
rat zu diesem Thema sowohl unter konjunkturpoli- : 
tischen (JG 1970, Ziffer 100) als auch unter mittel- ; 
fristigen Gesichtspunkten (JG 1970, Ziffern 249 ff.) 
macht, als einen weiteren wichtigen Beitrag zur Ur- 
teilsbildung in der Öffentlichkeit. Der Rat hebt her- 
vor, daß mit dem in der mittelfristigen Finanzpla- 
nung vorgesehenen überproportionalen Anstieg der 
öffentlichen Ausgaben auch länger zurückliegenden : 
Versäumnissen Rechnung getragen wird. 

Im übrigen teilt die Bundesregierung die Auffas- : 
sung des Rates, daß eine inflationsfreie Finanzierung 
der öffentlichen Ausgaben in der vor uns liegenden ! 
Zeit besondere Anstrengungen zur Begrenzung der ; 
Zunahme des privaten Verbrauchs durch Förde- I 
rung der Ersparnisbildung breiter Schichten der Be- i 
völkerung erforderlich macht. Die Maßnahmen und : 
Pläne zur weiteren Stärkung der Vermögensbildung | 
in Arbeitnehmerhand sind u. a. auch hierauf ab- | 
gestellt. 

9 . Es erübrigt sich zu wiederholen, daß eine zwi- 
schen Regierung und Bundesbank abgestimmte Sta- 
bilisierungspolitik im Jahre 1970 nur auf der Grund- 
lage der D-Mark-Aufwertung möglich war. Der Rat j 
weist ausdrücklich darauf hin, daß in den meisten 
Ländern der westlichen Welt die Inflationsrate 1970 ; 
nochmals kräftig gestiegen ist. Der Erfolg, den die I 
Bundesregierung bei der Dämpfung des Preisan- | 
stiegs im eigenen Lande trotz Versäumnissen in der | 
Vergangenheit erzielte, muß auch daran gemessen ; 
werden, daß nach der Feststellung des Rates die | 
Bundesrepublik im Jahre 1970 im Kreis von sieben | 
wichtigen Industrieländern das Land war, in dem 
die Verbraucherpreise am wenigsten gestiegen sind. 
Im Jahre 1966 dagegen, als der Preisauftrieb aufs 
ganze Jahr gesehen etwa dieselbe Stärke hatte, lag . 
die Bundesrepublik im Kreis dieser Länder an vier- ; 
ter Stelle. Damals war es ihr also nicht gelungen, ^ 
sich von der international herrschenden Tendenz ab- 
zusetzen (JG 1970, Ziffer 14 und Schaubild 2). 


Geldwertstabilität 

und außenwirtschaftliche Absicherung 

I 

10 . Die Bundesregierung hebt diesen Vergleich je- 
doch nicht hervor, um den Maßstab der Geldwert- 
stabilität auf diese Weise zu relativieren. Gerade i 


weil sie sich in der Ablehnung „relativer" Geld- 
wertstabilität mit dem Sachverständigenrat einig 
weiß, muß sie jedoch ihren eigenen und den Blick 
der Öffentlichkeit immer wieder auf die Umwelt 
steigender Preise lenken, wenn sie das Bewußtsein 
wach halten will, welche Mittel — will man trotz 
aller Schwierigkeiten eine „Insel der Stabilität" 
bleiben — erforderlichenfalls eingesetzt werden 
müssen. Die Bundesregierung stellt fest, daß ent- 
sprechend der von ihr im Rahmen der mittelfristi- 
gen Zielprojektion gewählten Definition, die vom 
Rat nicht beanstandet wird, im Jahre 1970 ein außen- 
wirtschaftliches Gleichgewicht geherrscht hat, zumal 
wenn man den Einfluß einer bemerkenswerten 
Gleichläufigkeit der Konjunktur in den einzelnen 
Ländern auf die zwischenstaatlichen Handelsströme 
berücksichtigt. Auch für 1971 sieht sie einen 
Außenbeitrag voraus, der in den Margen der mittel- 
fristigen Zielprojektion liegt (vgl. Teil B, Ziffer 47). 
Aber auch die vom Sachverständigenrat erwarteten 
Größen (JG 1970, Tabelle 25) sind mit dieser Pro- 
jektion verträglich. So bleibt die außenwirtschaft- 
liche Absicherung einer auf die Ziele des § 1 StWG 
gerichteten Konjunkturpolitik ein Trendproblem, 
solange der starke Preisauftrieb in der Welt anhält 
und die Stabilitätspolitik international nicht har- 
monisiert ist. In Anbetracht der Konjunkturabküh- 
lung im Inland und der zur Zeit auch im Ausland 
nachlassenden konjunkturellen Anspannungen und 
Preisauftriebstendenzen erscheint sie jedoch nicht 
akut. 

Zur grundsätzlichen Lösung des Problems richtet die 
Bundesregierung einerseits ihre Bemühungen dar- 
auf, eine europäische Wirtschafts- und Währungs- 
union als Stabilitätsgemeinschaft zu errichten. Auch 
bei einer Intensivierung der weltweiten währungs- 
politischen Zusammenarbeit werden jedoch außen- 
wirtschaftliche Störungseinflüsse nicht immer völlig 
vermieden werden können. Die Bundesregierung 
unterstützt daher andererseits — unter Ablehnung 
autonomer automatisierter Wechselkursmaßnahmen 
— die im Rahmen des Internationalen Währungs- 
fonds eingeleiteten Bemühungen um eine maßvolle 
Auflockerung des bestehenden Wechselkurssystems. 
Sie setzt sich dafür ein, daß sich eine nach innen 
der Stabilität verpflichtete europäische Gemeinschaft 
nach außen von dem Prinzip einer gemeinsamen 
Elastizität in der Frage der Paritäten leiten läßt. Für 
eine noch stärkere Konditionierung internationaler 
Währungskredite isieht sie gegenwärtig wenig Spiel- 
raum. 

Die Bundesregierung begrüßt, daß innerhalb des 
Sachverständigenrates die Durchdringung der Pro- 
blematik flexiblerer Wechselkurse intensiviert wor- 
den ist (JG 1970, Ziffer 302 ff.). Sie sieht einer ab- 
schließenden Stellungnahme des Rates erwartungs- 
voll entgegen. 


Stabilitätsorientierte Einkommenspolitik 

11 . Sowohl aktuelle als auch nach Ansicht der 
Bundesregierung sehr beachtenswerte grundsätz- 
liche Ausführungen werden im Jahresgutachten 1970 
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den Problemen einer stabilitätsorientierten Einkom- 
menspolitik gewidmet. Was die Entwicklung im ab- 
gelaufenen Jahr angeht, so war sie sicher durch die 
Vorbelastungen aus dem Jahre 1969 gekennzeichnet, 
in dem eine widerspruchsfreie staatliche Stabilitäts- j 
Politik verlorenging. Die Bundesregierung selbst hat 
immer wieder betont, daß eine Unterstützung der 
staatlichen Globalsteuerung durch das freiwillige 
Verhalten der autonomen sozialen Gruppen unserer 
Gesellschaft nur unter der Voraussetzung einer in 
sich widerspruchsfreien Politik der Regierung selbst 
erwartet werden kann. 

Freilich kann dies nach Meinung der Bundesregie- 
rung nicht heißen, daß die Tarifvertragsparteien 
eine Mitverantwortung nur tragen, wenn die Wirt- 
schaftspolitik zuerst eine weitgehende Übereinstim- 
mung von Angebot und Nachfrage herbeigeführt 
hat. Vielmehr ist ein enges Zusammenwirken von 
Wirtschaft — Unternehmer und Gewerkschaften — i 
und Regierung gerade dann nötig, wenn die Ziele 
der Wirtschaftspolitik gefährdet sind. Dabei kann es 
sich ergeben, daß der Beitrag, der von den autono- 
men Gruppen zur Zurückdrängung der Risiken in 
einer bestimmten Situation erwartet wird, auch im 
Vergleich zu dem von der istaatlichen Politik zu 
erbringenden Beitrag eine besondere Bedeutung 
besitzt. Dies gilt vor allem dann, wenn die Regie- 
rung mit den ihr zur Verfügung stehenden Mitteln 
nur indirekt und/oder unter Inkaufnahme uner- 
wünschter Nebenwirkungen und Verzögerungen ein 
Ziel ansteuern könnte, das ein situationsgerechtes 
preis- und lohnpolitisches Verhalten der am Wirt- 
schaftsprozeß Beteiligten unmittelbar erreichen 
kann. 

12 . Mit Genugtuung nimmt die Bundesregierung 
zur Kenntnis, daß der Rat mit ihr der Meinung ist, 
eine Einkommenspolitik des „vollkommenen 
Respekts" vor der Autonomie der sozialen Gruppen, 
wie sie die Bundesregierung mit ihren Orientie- 
rungsdaten für eine konzertierte Aktion treibt, 
brauche nicht ohne Wirksamkeit zu sein (JG 1970, 
Ziffer 231). Sie ist darüber hinaus jedoch unverän- 
dert davon überzeugt, daß — umgekehrt — die 
Wirksamkeit ihrer Politik ohne solche Abstimmung 
geschmälert wäre. Nicht zuletzt könnte dies bedeu- 
ten, die staatlichen Eingriffe müßten härter, die pri- 
vaten Auseinandersetzungen spannungsreicher, 
schließlich — die Grenzen des vorgeschriebenen 
Rahmens unserer marktwirtschaftlichen Ordnung be- 
rührend — die Globalsteuerung erschwert, der Grad 
der Zielverwirklichung im Sinne des § 1 StWG ver- 
ringert werden. So ist Mitverantwortung der Grup- 
pen in unserer Gesellschafts- und Wirtschaftsord- 
nung das unabdingbare Korrelat der Freiheitsgrade 
dieser Gruppen bei gesamtwirtschaftlich wichtigen 
Entscheidungen. 

Die Sachverständigen weisen erneut auf die Erkennt- 
nis hin, daß eine Veränderung der Einkommensver- 
teilung zugunsten der Arbeitnehmer durch nomi- 
nale Lohnsteigerungen allein nicht erreicht werden 
kann, daß es hierfür vielmehr entscheidend auf eine 
Änderung in der Einkommensverwendung ankommt. 
Hier ist den Aussagen des Rates auch darin zuzu- 
stimmen, daß der Spielraum für einen höheren An- 


teil der Arbeitnehmer an der Investitionsfinanzie- 
rung ohne nachteilige Auswirkungen auf die unter- 
nehmerische Investitionsbereitschaft dadurch erhöht 
werden kann, daß durch eine Verstetigung des 
Wachstums die Risiken gemindert werden. Der vom 
Sachverständigenrat in diesem Zusammenhang er- 
wähnten Verbesserung der Beteiligungsfinanzierung 
(JG 1970, Ziffer 236) mißt die Bundesregierung er- 
hebliche Bedeutung bei. Im Rahmen des Dritten 
Vermögensbildungsgesetzes sind am 1. Januar 1971 
mit dem Übergang von der steuerlichen Begünsti- 
gung auf das Zulagensystem sowie der Einführung 
von Einkommensgrenzen (24 000 DM Jahreseinkom- 
men für Ledige, 48 000 DM für Verheiratete) wich- 
tige Maßnahmen einer sozial gerechteren Ausge- 
staltung der Förderung der Vermögensbildung in 
Kraft getreten. Die Bundesregierung verspricht sich 
hiervon eine weitere Verstärkung vermögenswirk- 
samer Abmachungen zwischen den Tarifvertragspar- 
teien. Das Konzept eines weiteren Ausbaues der 
Politik auf diesem Gebiet wird sie im VermÖgens- 
bildungsbericht darlegen. 

13 . In seinen Darlegungen über „Grundprobleme 
gegenwärtiger Stabilitätspolitik", die nach Meinung 
der Bundesregierung ein wichtiger Beitrag zur Klä- 
rung und Fortentwicklung einer den Zielen des § 1 
StWG — Stabilität des Preisniveaus, hoher Be- 
schäftigungsstand und außenwirtschaftliches Gleich- 
gewicht bei stetigem und angemessenem Wachstum 
im Rahmen der marktwirtschaftlichen Ordnung — 
verpflichteten Wirtschaftspolitik sind, befaßt sich der 
Rat auch ausführlich mit der DGB-Zielprojektion 
1971 bis 1975 vom 7. Oktober 1970. Die Bundes- 
regierung dankt an dieser Stelle dem Deutschen Ge- 
werkschaftsbund besonders dafür, daß er seine Über- 
legungen so frühzeitig der Öffentlichkeit und dem in 
der Konzertierten Aktion versammelten Gremium 
vorgelegt hat, daß die Sachverständigen sie noch 
in ihre Analyse einbeziehen konnten. Mit Datum 
vom 2. Dezember 1970 haben inzwischen dankens- 
werterweise auch die Mitgliedsorganisationen des 
Gemeinschaftsausschusses der Deutschen Gewerb- 
lichen Wirtschaft ihre gemeinsame gesamtwirt- 
schaftliche Zielprojektion für denselben Zeitraum 
veröffentlicht. Die Bundesregierung beabsichtigt, in 
der nächsten Sitzung der Konzertierten Aktion die 
Vorstellungen der autonomen Gruppen ihren eige- 
nen, im Anhang zu diesem Jahreswirtschaftsbericht 
veröffentliditen mittelfristigen Zielvorstellungen ge- 
genüberzustellen. 


Strukturprobleme des Baumarktes 

14 . Aufgrund der besonderen Anspannungen, die 
im abgelaufenen Jahr am Baumarkt in Erscheinung 
getreten sind, beschäftigt sich der Rat ausführlich mit 
den Gründen der mangelnden Elastizität von Ange- 
bot und Nachfrage in diesem Bereich. Es darf nicht 
verkannt werden, daß hier in gewissem Umfang 
noch Nachwirkungen der Rezession 1966/67 zutage 
getreten sind, weil damals durch die Abwanderung 
von Arbeitskräften aus der Bauwirtschaft die Pro- 
duktionsmöglichkeiten in diesem Bereich schrumpf- 
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ten. Eine ähnliche Situation wie im Jahre 1970 wird 
nach Ansicht der Bundesregierung zuverlässig je- 
doch nur dann verhindert werden können, wenn 
nicht nur die strukturellen Schwächen der Bauwirt- 
schaft beseitigt werden, sondern auch auf der Nach- 
frageseite und bei allen übrigen am Bau Beteiligten 
eine Änderung ihrer Verhaltensweisen erzielt wer- 
den kann, die ein noch rationelleres und stärker in- 
dustrialisiertes Bauen ermöglicht. 

Die Bundesregierung verkennt nicht, daß in der 
Vergangenheit wesentliche Fortschritte, insbeson- 
dere auf dem Gebiet der Mechanisierung und Tech- 
nisierung der Bauwirtschaft, erzielt worden sind. 
Sie ist jedoch der Meinung, daß der technische Fort- 
schritt noch wesentlich schneller vorangetrieben 
werden könnte. 

Vorschläge und Anregungen zu Teilaspekten gibt es 
in großer Zahl. Es fehlt jedoch an einer systemati- 
schen Zusammenfassung und Bewertung. Es kommt 
darauf an, die Einzelvorschläge widerspruchsfrei zu 
verknüpfen und ihre Realisierungschancen und 
-möglichkeiten darzustellen. Die Bundesregierung 
wird deshalb den Vorschlag des Sachverständigen- 
rates aufgreifen, im Rahmen einer Enquete über die 
Bauwirtschaft diese Fragen im Gesamtzusammen- 
hang untersuchen und darstellen zu lassen. Dies darf 
jedoch nicht dazu führen, daß bereits eingeleitete 
Maßnahmen verzögert oder zurückgestellt werden. 


Ein Gesamtindikator zur Konjunkturdiagnose 

15 . Bemüht, zur Verbesserung der Konjunktur- 
diagnose beizutragen, stellt der Sachverständigen- 
rat einen „Gesamtindikator" zur Diskussion (JG 
1970, Ziffern 142 bis 145 und Anhang VIII). Wie je- 
der Index verdichtet dieser Indikator die ihm zu- 
grunde liegenden Einzelbeobachtungen in einer 
Zahl und erleichtert damit ein zusammenfassendes 
Urteil. Jede solche äußerste Verdichtung einer Aus- 
sage über einen komplexen Sachverhalt — und die 
Konjunktur ist ein sehr komplexer Tatbestand — 
leistet freilich auch einer gefährlichen Vereinfachung 
Vorschub. 

Die Umwandlung quantitativer in qualitative Daten 
führt dazu, daß die unterschiedliche Intensität eines 
Booms oder einer Abschwächung in dem Gesamtindi- 
kator nicht zum Ausdruck gelangt. Das zeigt schon 
ein Vergleich der drei Konjunkturzyklen, die im 
Schaubild 30 des Gutachtens dargestellt sind. Der 
Gesamtindikator verliert dadurch erheblich an In- 
formationsgehalt. 

Sodann ist die Benutzung von Zuwachsraten im Vor- 
jahresvergleich bei den Einzelreihen bedenklich. 
Bei jeder Wachstumsrate ist offen, ob sie eine Be- 
wegung im Vorjahr oder eine aktuelle Entwicklung 
widerspiegelt. Diese Unsicherheit geht auch in den 
Gesamtindikator ein. Ebenso müßte man über den 
Weg zur Gewinnung des „Normwertes", der die 
konjunkturdiagnostische Aussage mitbestimmt, noch 
Genaueres erfahren. Durch die Verwendung gleiten- 
der Drei-Monats-Durchschnitte ist der Indikator fer- 
ner erst zehn Wochen nach dem Berichtsmonat ver- 
fügbar. Auch dies mindert seinen Wert. 


Die Sachverständigen beurteilen den Wert ihres Ge- 
samtindikators selbst sehr vorsichtig. Sie bezeichnen 
ihn ausdrücklich als Versuch. 

Politisch bedenklich erscheint, daß der Gesamtindika- 
tor ZAvar als ein Diagnoseinstrument unter vielen ge- 
dacht sein kann, aber dennoch zu sehr in den Vor- 
dergrund gelangen könnte, weil er dem Bedürfnis 
der Öffentlichkeit nach einfacher und — angeblich — 
umfassender Information über die Konjunkturlage 
entgegenkommt. Als interessanter Versuch ist der 
Gesamtindikator verdienstvoll und einer weiteren 
Prüfung wert. 


Probleme einer potentialorientierten 
Finanz- und Kreditpolitik 

16 . Im abschließenden, vierten Kapitel seines Gut- 
achtens äußert sich der Rat „zu Elementen einer po- 
tentialorientierten Konjunkturpolitik", nämlich zum 
Konzept des konjunkturneutralen Haushalts und zu 
einer potentialorientierten Kreditpolitik. Teilweise, 
wenn auch deutlich nuanciert und anders akzentu- 
iert, führt er damit ein Anliegen fort, dessentwegen 
er im Jahresgutachten 1969 „Neue Wege in der 
Konjunkturpolitik" unter den Stichworten „mehr 
Automatik", „Regelmechanismen" und „regelgebun- 
denes Verhalten" zur Diskussion gestellt hatte. Die 
Bundesregierung sieht in dem, was die Sachverstän- 
digen jetzt vortragen, einen großen Schritt hin zu 
stärkerer Berücksichtigung der politischen Realität 
(vgl. Jahreswirtschaftsbericht 1970, Ziffern 9 bis 12). 

17 . Die Vorschläge der Sachverständigen zum Kon- 
zept eines konjunkturneutralen Haushalts sind von 
der Bundesregierung eingehend geprüft worden. Fra- 
gen tauchen vor allem hinsichtlich der Festlegung 
eines konjunkturneutralen Basisjahres auf, da sich 
zeigt, daß die Aussagen sehr stark von ihm ab- 
hängen. Die Schwierigkeiten dürften mit zunehmen- 
dem Abstand zwischen Basis- und Beobachtungsjahr 
wachsen. Probleme — freilich keine unüberwindba- 
ren — ergeben sich auch bei der Schätzung des Pro- 
duktionspotentials sowie der zu berücksichtigenden 
„unvermeidbaren" Preissteigerungsrate, die „selbst 
bei konjunkturneutraler Haushaltsgebarung" zu er- 
warten ist. Darüber hinaus wird der Liquiditäts- 
aspekt, der sich im Finanzierungssaldo der öffent- 
lichen Haushalte niederschlägt, bei der vom Rat vor- 
geschlagenen Methode weitgehend vernachlässigt. 
Solange es aufgrund mangelnder statistischer Daten 
erforderlich ist, im Konzept der Sachverständigen 
die kassenmäßigen Ausgaben — und nicht die rele- 
vantere effektive Beanspruchung der Ressourcen — 
mit dem Produktionspotential zu vergleichen, sind 
die Ergebnisse auch hierdurch in ihrer Aussage- 
fähigkeit eingeschränkt und müssen entsprechend 
interpretiert werden. Zu Recht weist der Rat am Bei- 
spiel der Information über das Ausgabegebaren der 
Gemeinden auf die noch immer unzulänglichen ak- 
tuellen amtlichen Daten über das konjunkturell 
wichtige Verhalten der öffentlichen Hand hin (JG 
1970, Ziffer 88). Hier wird die geplante Novelle 
des finanzstatistischen Gesetzes, in dem u. a. auch 
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Meldungen über die Auftragsvergabe vorgesehen 
sind, eine Verbesserung bringen. 

Zu bemerken ist ferner, daß die vom Sachverständi- 
genrat vorgenommene globale Volumenbetrachtung 
zu wenig die unterschiedlichen Auswirkungen der 
einzelnen Ausgaben- und Einnahmenkategorien auf 
den Wirtschaftsablauf berücksichtigt. Er setzt eine 
weitgehend gleichbleibende Ausgabestruktur vor- 
aus, die gerade bei einer antizyklischen Haushalts- 
gestaltung, die in der Regel im wesentlichen die In- 
vestitionsausgaben betrifft, nicht vorliegen dürfte. 

Zusammenfassend stellt die Bundesregierung fest, 
daß das vom Sachverständigenrat entwickelte Kon- 
zept der konjunkturellen Analyse interessante 
Aspekte bietet, die weiter verfolgt werden sollten. 
Zunächst kann jedoch diese Methode lediglich neben 
den bisherigen Verfahren verwendet werden. 

18 . Mit ihrem Konzept einer potentialorientierten 
Kreditpolitik rücken die Sachverständigen davon ab. 


das „Geldvolumen" als die unmittelbare Zielgröße 
der Kreditpolitik zu betrachten. Sie setzen an seine 
Stelle eine konstante Liquiditätsquote des Banken- 
systems und einen bestimmten Zuwachs des Kredit- 
volumens, die von seiten der Kreditpolitik eine am 
Wachstumspotential ausgerichtete Verstetigung der 
wirtschaftlichen Aktivität erreichen helfen sollen. 
Letztlich muß diese Verstetigung der wirtschaft- 
lichen Aktivität auch die Zielgröße der Kreditpolitik 
sein. Der Rat kommt selbst zu dem Schluß, daß un- 
ter den gegebenen währungspolitischen Bedingungen 
eine stetige Entwicklung der Bankenliquidität im- 
mer nur angestrebt, jedoch nicht gewährleistet wer- 
den kann (JG 1970, Ziffer 369). Die Bundesregierung 
ist mit der Mehrheit des Rates der Auffassung, daß 
fehlende außenwirtschaftliche Absicherung die No- 
tenbank immer wieder vor das Dilemma zwischen 
konjunkturgerechter und zahlungsbilanzgerechter 
Kreditpolitik stellen kann. Sie begrüßt die Anre- 
gung der Sachverständigen, die Offenmarktpolitik 
als Mittel der Notenbank zu intensivieren. 


B. Für 1971 angestrebte wirtschafts- und finanzpolitische Ziele 


I. Rückblick auf die Jahresprojektion 1970^), 
die Prognose im Nachtrag zum Jahreswirt- 
schaftsbericht und die tatsächlich eingetre- 
tene Entwicklung 


Allgemeiner Überblick 

19 . Die Nachfrageentwicklung hat sich im Laufe des 
vergangenen Jahres abgeflacht. Die von Saisonein- 
flüssen bereinigten Auftragseingänge der Industrie 
stagnierten wertmäßig seit dem ersten Quartal 1970, 
real waren sie rückläufig. Dieser Tendenzwandel 
hatte bereits mit der Aufwertung im Herbst 1969 
bei den Auslandsaufträgen eingesetzt, mit dem 
Wirksamwerden und der weiteren Verschärfung der 
Restriktionspolitik von Bundesregierung und Bun- 
desbank griff er 1970 zunehmend auch auf die In- 
landsaufträge über. Die Auftragsbestände nahmen 
vorerst jedoch trotzdem noch weiter zu und began- 
nen sich erst in der zweiten Jahreshälfte allmählich 
zurückzubilden. Diese verzögerte Reaktion der Auf- 
tragsbestände ist einmal darauf zurückzuführen, daß 
die industrielle Produktion saisonbereinigt eben- 
falls kaum noch expandierte. Vor allem aber hatte 
sich die Schere aus Auftragseingängen und Umsät- 
zen der Industrie im Verlaufe des Jahres 1969 bis 
zu der verspätet vorgenommenen Aufwertung be- 
reits in einem ungewöhnlichen Ausmaß geöffnet. 
Deswegen — sowie insbesondere auch infolge des 


9 Jahreswirtschaftsbericht 1970 der Bundesregierung 
(Drucksache VI/281) 

‘9 Drucksache VI 850 


anhaltend starken Preisauftriebs im Ausland — blieb 
der Spielraum für Preiserhöhungen und Kostenüber- 
wälzungen trotz der deutlich abgeschwächten Nach' 
frageentwicklung weiterhin beträchtlich und wurde 
auch in einem die Annahmen des Jahreswirtschafts- 
berichts 1970 noch übersteigenden Maße ausge- 
schöpft. 


Sozialprodukt 

20 . Das Bruttosozialprodukt nahm daher nominal 
mit 12 V 2 V 0 wesentlich stärker zu, als dies in der 
Jahresprojektion für 1970 ( + 9 bis 10 Vo) angestrebt 
und auch vom Sachverständigenrat sowie den wirt- 
schaftswissenschaftlichen Forschungsinstituten und 
internationalen Organisationen erwartet worden 
war®). Seine reale Entwicklung entsprach mit 4,7 ®/o 
ziemlich genau dem Mittelwert der Jahresprojektion. 
Als Unterschied zwischen nominaler und realer Ent- 
wicklung ergab sich für 1970 ein gesamtwirtschaft- 
licher Deflationierungsfaktor von 7 V 2 V 0 (Jahres- 
projektion 4 V /2 bis 5V2 'Vo). Er übertraf damit auch 
noch die im Nachtrag zum Jahreswirtschaftsbericht 
vom Mai 1970 geschätzte Größenordnung ( 6 V 0 ). 

•^) Sachverständigcnrat: (-9,5 ^/o; Deutsches Institut für 
Wirtschaftsforschung, Berlin: +9,0 ”/o; Hamburgisches 
Welt'Wirtschaftsarchiv, Hamburg: +9,5 Vo; Ifo-Institut 
für Wirtschaftsforschung, München: +9,8 ^/o; Institut 
für Weltwirtschaft, Kiel: +9,5 ^/o; Rheinisch-Westfäli- 
sches Institut für Wirtschaftsforschung, Essen: + 10,0 Vo? 
Wirtschaftswissenschaftliches Institut der Gewerkschaf- 
ten, Düsseldorf: +9,4 ®/o; Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften: +8,6 ‘^/o; OECD-Sekretariat: +9'’/o. 
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Gegenüberstellung der tatsächlichen Entwicklung 1970 
mit Jahresprojektion und Nachtrag zum Jahres wirtschaftsbericht 



1 

Jahresprojektion 

Prognose im 
Nachtrag 
zum JWB 

Tatsächliche 

Entwicklung 


Veränderung gegenüber dem Vorjahr in ^/o 

Entstehung des Sozialprodukts 

Erwerbstätige 

+ rd. V 2 

- 1 - 1 V 2 

+ 1,5 

Arbeitslosenquote in *^/() 

(knapp 1) 

(OJ) 

(0.7) 

Arbeitszeit je Erwerbstätigen 

— rd. V 2 

--/2 

- 0,4 

Bruttoinlandsprodukt (BIP) 




in Preisen von 1962 

+ 4 bis +5 

+ 6 

+ 4,8 

BIP je Erwerbstätigen 

+ 3'/2 bis +4>/2 

+ 4+2 

+ 3,3 

BIP je Erwerbstätigenstunde 

+ 4 bis -f5 

+ 5 

- 3,7 

Verwendung des Sozialprodukts in jeweiligen 
Preisen 

Privater Verbrauch 

+ 9'/2 bis +IOV 2 

4 12‘/2 

+ 11,4 

Staatsverbrauch 

-f9V2 bis +IOV 2 

+ IOV 2 

+ 12,4 

Anlageinvestitionen 

+ 13 bis +14 

+ I 9 V 2 

+ 22,0 

Inlandsnachfrage 

+ 10 bis +11 

+ 13+2 

+ 13,4 

Außenbeitrag 

Mrd. DM 

(1 rd. 11) 

(f rd. 12) 

( + 11,3) 

Anteil am Bruttosozialprodukt in ®/o 

{VI 2 bis 2) 

i 

(IV 

(1,7) 

i 

Bruttosozialprodukt 

1 +9 bis +10 

+ 12+2 

+ 12,4 

Preisentwicklung 

1 



Privater Verbrauch 

+ rd. 3 

+ rd. 4 

+ 3,8 

Inlandsnachfrage 

+ rd. 4 

1 

+ rd. 6 

+ 6,5 

Verteilung des Sozialprodukts 

1 



Volkseinkommen 

: + 9 V 2 bis +I 0 V 2 

+ 13 V 2 

+ 13,9 

Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 
(Summe) ^) 

+ 121/2 bis +13+2 

+ 151/2 bis 4T6V2 

+ 17,3 

Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen (Summe) 

1 

j +4 bis +5 

+ 7 bis +9 

+ 7.5 


Einschließlich Lohnfortzahlung 


Zwar entsprach die im Mai prognostizierte nominale 
Expansion des Bruttosozialprodukts (+12V2 Vo) nahe- 
zu genau der tatsächlich eingetretenen Entwicklung. 
Die aufgrund der Anfang des Jahres noch recht 
elastischen Produktion gehegten Erwartungen, daß 
nunmehr auch die realen Wachstumsmöglichkeiten 
etwas höher einzuschätzen seien, traten anderer- 
seits jedoch nicht ein. Dabei muß freilich berücksich- 
tigt werden, daß die im Juli 1970 beschlossenen 
zusätzlichen stabilitätspolitischen Maßnahmen, ins- 
besondere die Einführung eines befristeten und spä- 
ter rückzahlbaren lOVoigen Zuschlags zur Einkom- 


men- und Körperschaftsteuer sowie die Aussetzung 
der degressiven Abschreibung bis zum 31. Januar 
1971, der Prognose des Nachtrags zum Jahreswirt- 
schaftsbericht noch nicht zugrunde lagen. 

Wenn auch diese Maßnahmen vor allem auf eine 
Korrektur der sich für 1971 abzeichnenden Tenden- 
zen abzielen konnten, haben sie jedoch zweifellos 
bereits die gesamtwirtschaftliche Entwicklung im 
2. Halbjahr 1970 ebenfalls beeinflußt. So gaben z. B. 
bei einer Untersuchung des Ifo-Instituts lO^/o der 
befragten Unternehmen ausdrücklich an, aufgrund 
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der Aussetzung der degressiven Abschreibungen 
und des Konjunkturzuschlags bis Ende 1970 weniger 
Aufträge, als ursprünglich geplant, vergeben zu 
wollen. 


Aufwertung und Außenbeitrag 

21 . Wirtschaftspolitisch war allerdings die Auf- 
wertung der D-Mark vom 24. Oktober 1969 das für 
1970 bestimmende Ereignis. Einmal schuf sie die Vor- 
aussetzungen für die Wirksamkeit der Restriktions- 
politik von Bundesregierung und Bundesbank. Zum 
anderen gelang es mit dieser Erhöhung des Außen- 
wertes der D-Mark, den nominalen Außenbeitrag 
(Saldo der Waren und Dienstleistungen) von 2,5 ^/o 
des Bruttosozialprodukts im Jahre 1969 weiter auf 
1,7 ^0 und damit auf die von der Bundesregierung 
mittelfristig angestrebte Größenordnung {IV2 bis2 Vo 
des Bruttosozialprodukts) zu reduzieren. Obwohl der 
Welthandel im Jahresdurchschnitt 1970 wiederum 
stärker als erwartet expandierte, trat die im Jah- 
reswirtschaftsbericht 1970 projektierte Reduzierung 
des Außenbeitrags auf rd. 11 Mrd. DM nahezu ein: 
der Außenbeitrag ging nominal von 14,9 Mrd. DM 
im Vorjahr auf rd. IIV2 Mrd. DM im Jahr 1970 zu- 
rück. Der Saldo der Warenbilanz blieb dabei aller- 
dings annähernd auf seiner vorjährigen Höhe, der 
Rückgang des Außenbeitrags ist also fast ausschließ- 
lich auf die weitere Passivierung derDienstleistungs- 
bilanz zurückzuführen. Wegen der Verbesserung der 
terms of trade im Gefolge der Aufwertung spiegelt 
diese nominale Entwicklung jedoch nur sehr unzu- 
reichend die Entlastung der einheimischen Ressour- 
cen wider. Der reale Außenbeitrag war 1970 um die 
Hälfte kleiner als 1969 und trug in diesem Umfang ! 
zur konjunkturellen Entspannung bei. | 


Inländische Verwendung des Sozialprodukts | 

22 . Auch die projektierte reale Entwicklung der in- i 
ländischen Verwendung des Bruttosozialprodukts ! 
wurde mit einer Steigerungsrate von etwa ! 
6 V 2 <^/o insgesamt nahezu verwirklicht. Wegen der 
über Erwarten starken Preissteigerung — insbeson- 
dere im Investitionsbereich — fiel die nominale Zu- 
nahme der Inlandsnachfrage mit I 3 V 2 V 0 freilich 
höher aus, als es im Jahreswirtschaftsbericht 1970 
(+10 bis 11+0) angenom.men worden war; sie er- 
reichte damit das im Nachtrag zum Jahreswirtschafts- 
bericht prognostizierte Ausmaß. 


Investitionen 

23 . Von den inländischen Verwendungsarten des 
Bruttosozialprodukts ging die Entwicklung der An- 
lageinvestitionen am stärksten über den zu Anfang 
des Jahres mit einer nominalen Steigerung von 13 
bis 14 Vo projektierten Rahmen hinaus. Ihre Zu- 
nahme war mit 22 ®/o auch noch etwas höher als im 
Nachtrag zum Jahreswirtschaftsbericht erwartet 
(+19V2 ^/o). Auch die reale Entwicklung der Anlage- 


investitionen übertraf die ursprünglichen Vorstel- 
lungen. 

Eine gewisse konjunkturelle Entlastung ging 1970 
erwartungsgemäß von der Lagerentwicklung aus. 

I Die Umkehr des Lagerzyklus führte zu einem Rück- 
I gang der Vorratsveränderung um rd. 3 V 2 Mrd. DM 
i (statt 2 V 2 Mrd. DM in der Jahresprojektion). 


I Verbrauch 

i 

! 24 . Nicht so deutlich ging 1970 die Verbrauchs- 
entwicklung über den projektierten Rahmen hinaus. 
Staats verbrauch und Privater Verbrauch, deren 
nominale Steigerung mit jeweils 9 V 2 bis IOV 2+0 ver- 
anschlagtworden war, nahmen um I 2 V 2 bzw. IIV 2 Vo 
zu. In der Konzertierten Aktion vom 12. Januar 
1970 war als übereinstimmende Zielsetzung für 1970 
ein realer Zuwachs des Privaten Verbrauchs von 
7% projektiert worden. Diese Wachstumsrate ist 
mit 7,3 ®/o ziemlich genau eingetroffen. 

Die nominal stärkere Expansion der privaten Ver- 
brauchsausgaben spiegelt sich in dem vorüber- 
gehenden Rückgang der Sparquote im ersten Halb- 
jahr 1970 wider, der aber in der zweiten Jahreshälfte 
teilweise wieder ausgeglichen wurde. Die Auswei- 
tung des verfügbaren Einkommens der privaten 
Haushalte um knapp llVo ist den entsprechenden 
Annahmen des Jahreswirtschaftsberichts ( + 9 V 2 bis 
IOV 2 V 0 ) recht nahe gekommen. Für die einzelnen 
Einkommensarten ergaben sich freilich etwas grö- 
ßere Abweichungen. 

Gesamtwirtschaftliche Produktion und Beschäftigung 

25 . Obwohl die Zahl der Erwerbstätigen 1970 auf- 
grund des anhaltend kräftigen Zustroms ausländi- 
scher Arbeitnehmer mit rd. 400 000 oder 1,5 Vo stär- 
ker zunahm, als es im Jahres wirtschaftsbericht für 
möglich gehalten worden war (Jahresprojektion: 
+ V2+0; Nachtrag zum JWB: +IV2 Vo), hielt sich die 
Steigerung des Bruttoinlandsprodukts in konstan- 
ten Preisen mit 4 V 4 +0 in dem zu Jahresbeginn pro- 
jektierten Rahmen ( + 4 bis 5Vo). Die Arbeitslosen- 
quote ging im Jahresdurchschnitt geringfügig weiter 
auf 0,7 Vo zurück. 

Die durchschnittliche Arbeitszeit je Erwerbstätigen 
nahm erwartungsgemäß — vor allem aufgrund tarif- 
licher Arbeitszeitverkürzungen — um etwa h '2 ab. 
Wegen der damit insgesamt stärkeren Zunahme des 
Arbeitsvolumens (Zahl der Erwerbstätigen X Ar- 
beitszeit) erreichte die Produktivitätsentwicklung, 
die sich im Verlaufe des Jahres zusehends abge- 
flacht hatte, schließlich mit durchschnittlich 3®/4®/o — 
gemessen an der realen Steigerung des Bruttoin- 
landsprodukts je Erwerbstätigenstunde — nicht 
ganz die Untergrenze des in der Jahresprojektion 
genannten Spielraums. 


Preise 

26 . Noch deutlicher, als im Jahreswirtschaftsbericht 
befürchtet, zeigte die Preisentwicklung zu Anfang 
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und im Verlaufe des vergangenen Jahres die ver- 
hängnisvollen Konsequenzen der allzu langen Hin- 
auszögerung des Aufwertungsbeschlusses. Der 
Anpassungsprozeß an die Preisniveaus wesentlicher 
Abnehmerländer ließ sich nur noch begrenzt aufhal- 
ten, zumal deren eigener Preisanstieg 1970 noch 
stärker als erwartet ausfiel. Allerdings kann der 
gesamtwirtschaftliche Deflationierungsfaktor seiner 
Konstruktion nach die preisdämpfende Wirkung der 
Aufwertung nur sehr unzureichend widerspiegeln. 
Im Rahmen der inländischen Preisentwicklung waren 
die Preissteigerungen für Bau- und Ausrüstungs- 
investitionen besonders ausgeprägt. Immerhin ge- 
lang es durch die Aufwertung und durch die an- 
deren Stabilitätsmaßnahmen von Bundesregierung 
und Bundesbank, die Preisrate des Privaten Ver- 
brauchs auch 1970 — wie im letzten Jahreswirt- 
schaftsbe rieht vorausgesagt — wenigstens unter der- 
jenigen nahezu aller anderen Industrieländer und 
damit beträchtlich unter dem Durchschnitt der inter- 
nationalen Verbraucherpreissteigerung zu halten. 
Vor allem, wenn sich die Bundesrepublik nicht end- 
lich im Oktober 1969 noch von dem starken Preis- 
auftrieb in weiten Teilen des Auslands „abgehängt" 


hätte, wäre dieses Resultat nicht zu erzielen gewe- 
sen. Wie in einer ähnlichen Konjunkturphase von 
Mitte 1965 bis Mitte 1966 hätten die Preissteigerun- 
gen in der Bundesrepublik dann vermutlich noch 
über dem internationalen Durchschnitt gelegen. 

27 . Mit 3,8 '®/o unterschritt die Verbraucherpreisrate 
etwas das im Nachtrag zum Jahreswirtschaftsbericht 
angenommene Ausmaß. Die größten Abweichungen 
gegenüber den ursprünglichen Erwartungen ergaben 
sich — innerhalb des Privaten Verbrauchs — bei 
den Nahrungsmittelpreisen. Zwar sind die Einfuhr- 
preise für Güter der Ernährungs Wirtschaft ebenso 
wie die landwirtschaftlichen Erzeugerpreise im Jah- 
resdurchschnitt zurückgegangen, in der Entwicklung 
der Nahrungsmittelpreise hat sich dies jedoch nicht 
im erwarteten Maße niedergeschlagen. Dagegen hielt 
sich der Anstieg der Wohnungsmieten mit durch- 
schnittlich 4,4 Vo unterhalb des in der Jahresprojek- 
tion gesetzten Rahmens und lag — entgegen weit- 
verbreiteter Meinung • — ■ sogar niedriger als in je- 
dem Jahr seit Anfang der 60er Jahre. Freilich stehen 
dahinter stärkere regionale Differenzierungen. 


Entwicklung der Verbraucherpreise (vierteljährlich) 

— Veränderung gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum in — 

I 1965 I 1966 I 1967 


Gebiet 9 


1 

1 1 

2 

i 3 

1 4 

1 

OECD 

+ 2,6 

+ 3,0 +3,0 

+ 3,0 

+ 3,4 

OECD ohne EWG . 

+ 2,4 

4 2,9 

+ 2,8 

1-2,8 

+ 3,3 

1 EWG 

+ 3,3 

+ 3,7 

+ 3,7 

+ 3,5 

+ 3,6 

' EWG ohne Bun- 
desrepublik .... 

+ 3,9 

+ 3,9 

+ 3,5 

+ 3,2 

+ 3,2 

Bundesrepublik 

+ 2,4 

i 

+ 3,2 

+ 3,9 

+ 4,0 

+ 4,3 

OECD ohne Bun- 
' desrepublik .... 

+ 2,6 

+ 3,0 

+ 2,9 

+ 3,0 

+ 3,3 

1 


1 2 1 

3 

1 4 

1 i 

2 

3 

1 4 

+ 3,4 

+ 3,5 

+ 3,6 

+ 3,3 

+ 2,8 

+ 2,9 

+ 3,1 

+ 3,4 

+ 3,7 

+ 3,8 

+ 3,5 

+ 3,0 

+ 3,0 

+ 3,4 

+ 3,5 

+ 2,8 

+ 2,9 

+ 2,6 

+ 2,2 

+ 2,6 

+ 2,3 

+ 3,1 

+ 2,7 

+ 3,0 

+ 2,8 

+ 2,5 

+ 3,2 

+ 3,3 

+ 4,1 

+ 2,9 

+ 2,8 

+ 2,1 

+ 1,5 

+ 1,4 

+ 0,7 

+ 3,3 

+ 3,6 

+ 3,6 

+ 3,3 

+ 2,9 

+ 3,0 

+ 3,4 




1968 



1969 



1970 



1 

1 2 

1 3 1 

4 

1 

2 ' 

3 1 

4 

1 1 

2 

i 3 

OECD 

+ 3,6 

+ 3,9 

+ 4,0 

+ 4,3 

+ 4,3 

-4,9 

+ 5,2 

-1 5,3 

+ 5,8 

+ 4,9 

+ 4,9 

OECD ohne EWG 

+ 3,9 

+ 4,4 

+ 4,5 

+ 4,6 

+ 4,5 

+ 5,1 

+ 5,5 

+ 5,6 

+ 6,1 

+ 5,0 

+ 4,9 

EWG 

+ 2,7 

+ 2,4 

+ 2,6 

+ 3,2 

+ 3,5 

+ 4,1 

+ 4,3 

+ 4,3 

+ 4,5 

+ 4,8 

+ 4,9 

EWG ohne Bundesrepublik 

+ 3,3 

+ 3,0 

+ 3,1 

+ 3,5 

+ 4,3 

+ 5,1 

+ 5,2 

+ 5,2 

+ 5,2 

+ 5,3 

+ 5,3 

Bundesrepublik i 

1 

+ 1,4 

+ 1,3 

+ 1,4 

■1 2,2 

+ 2,3 

4 2,6 

+ 2,7 

-1 2,8 

1 +3,5 

+ 3,9 

1 

+ 4,0 

OECD ohne Bundesrepu- 












blik 

+ 3,9 

+ 4,1 

+ 4,3 

+ 4,5 

+ 4,5 

+ 5,2 

+ 5,4 

+ 5,5 

+ 5,9 

+ 5,0 

+ 4,9 

9 Gewogen mit den Ländcranteilen am 

Bruttosozialprodukt 

zu Marktpreisen 

von 1963. 

Quelle; 

OECD i 

ind Statist 

-isches 

Bundesamt 
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Einkommen 

28 . Für das Volkseinkommen war im Jahreswirt- 
schaftsbericht für 1970 eine Zunahme um 9 V 2 bis 
IOV 2 V 0 projektiert worden. Die tatsächlich einge- 
tretene Steigerung betrug knapp 14 und ent- 
sprach damit nahezu der im Nachtrag zum Jahres- 
wirtsdiaftsbericht prognostizierten Rate. Von der 
gegenüber der Jahresprojektion expansiveren Ent- 
wicklung des Volkseinkommens profitierten sowohl 
die Einkommen aus unselbständiger Arbeit als auch 
die Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Ver- 
mögen. Die für die Verteilungsrelation der Brutto- 
einkommen erwartete Verschiebung zugunsten der 
Lohneinkommen trat in etwa ein. Die Lohnguote, 
d. h. der Anteil des Bruttoeinkommens aus unselb- 
ständiger Arbeit am Volkseinkommen, erhöhte sich 
von 65V2 ^/o im Vorjahr auf 67 V 2 Vo im Jahre 1970. 

29 . Je beschäftigten Arbeitnehmer stieg die Brutto- 
lohn- und -gehaltssumme 1970 um 14 V 2 Vo. Diese Zu- 
nahme liegt deutlich über der im Jahreswirtschafts- 
bericht projektierten Entwicklung {+IIV2 bis 
I 2 V 2 ®/o) und knapp über den Annahmen im Nachtrag 
zum Jahreswirtsdiaftsbericht (+13 bis 14 Vo). Da 
auch die Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer stär- 
ker zunahm, war die Abweichung von der projek- 
tierten Entwicklung (+I2V2 bis I3V2V0) beim 
Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit noch 
größer. Im Nachtrag zum Jahreswirtschaftsbericht 
ist seine Zunahme auf I5V2 bis I6V2V0 geschätzt 
worden, tatsächlich betrug sie I7V2V0. 

30 . Trotz der stärkeren Lohnexpansion ging auch 
die Entwicklung des Bruttoeinkommens aus Unter- 
nehmertätigkeit und Vermögen mit 7 V 2 ®/o über den 
Projektionsansatz von 4 bis 5 Vo hinaus (Nachtrag 
zum JWB: +7 bis 9Vo). Wegen des kräftig gestie- 
genen Zinsniveaus dürften die Vermögenseinkom- 
men innerhalb dieses Aggregats überproportional 
zugenommen haben, d. h. die Einkommen aus Unter- 
nehmertätigkeit hinter dieser Durchs chnittsentwick- 
lung zurückgeblieben sein. Jedoch muß auch berück- 
sichtigt werden, daß der starke Anstieg der In- 
vestitionspreise wegen der Bewertung der Abschrei- 
bungen zu Wiederbeschaffungspreisen den rech- 
nerischen Zuwachs des Einkommens aus Unterneh- 
mertätigkeit in diesem Jahr besonders gemindert 
hat. So nahm z. B. das Verfügbare Einkommen der 
Unternehmen, das in der Jahresprojektion unter 
Nachfrage- und Liquiditätsgesichtspunkten als 
Nettoeinkommen der Privaten aus Unternehmer- 
tätigkeit und Vermögen zuzüglich Abschreibungen 
definiert wird, mit I 2 V 2 V 0 sogar mehr als doppelt 
so stark zu wie ursprünglich projektiert (+ 5 V 2 V 0 ). 


Öffentliche Haushalte 

31 . Die Gesamtausgaben des öffentlichen Sektors 
stiegen 1970 mit einer Rate von IIV 2 V 0 stärker als 
zu Jahresbeginn angestrebt (+8 bis 9Vo). Da aber 

In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnung: Gebietskörperschaften und Sozialversiche- 
rung ohne Kredite und andere finanzielle Ströme 
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auch das Bruttosozialprodukt im Vergleich zur Jah- 
resprojektion 1970 kräftiger zunahm, expandierten 
die öffentlichen Ausgaben trotzdem weniger als die 
Gesamtwirtschaft. Die beiden großen Bereiche des 
öffentlichen Sektors — Gebietskörperschaften und 
Sozialversicherung — haben gleichermaßen dazu 
beigetragen, daß der Projektionsansatz überschritten 
wurde. Die über die ursprünglichen Annahmen hin- 
ausgehenden Ausgabensteigerungen standen dabei 
überwiegend in direktem Zusammenhang mit den 
unerwartet starken Kosten- und Preiserhöhungen. 

Die gesamten staatlichen Bruttoinvestitionen in je- 
weiligen Preisen nahmen mit + 24 V 2 V 0 mehr als 
doppelt so stark wie nach der Jahresprojektion zu. 
Auch der Staatsverbrauch erhöhte sich stärker als 
unterstellt, wobei sowohl die Personalausgaben als 
auch der zivile Sachaufwand höher ausfielen. Von 
den großen Ausgabenblöcken expandierten schließ- 
lich auch die Übertragungen an private Haushalte 
ebenfalls etwas 'Stärker, als zunächst angenommen 
worden war. 

32 . Die Einnahmenentwicklung des öffentlichen 
Sektors wurde stark durch die konjunkturpoliti- 
schen Maßnahmen beeinflußt, die im Laufe des ver- 
gangenen Jahres zusätzlich zur Stabilisierung der ge- 
samtwirtschaftlichen Entwicklung getroffen worden 
waren. So wurden ursprünglich noch für 1970 ge- 
plante Steuererleichterungen — die Erhöhung des 
Arbeitnehmerfreibetrags und der Abbau der Ergän- 
zungsabgabe — aus konjunkturpolitischen Erwä- 
gungen aufgeschoben. Die im Juli 1970 beschlossene 
befristete Einführung eines rückzahlbaren Konjunk- 
turzuschlags zur Einkommen- und Körperschaftsteuer 
ab 1. August 1970 führte ebenfalls zu einer in der 
Jahresprojektion noch nicht vorhersehbaren Ein- 
nahmenerhöhung. (Der Konjunkturzuschlag wird in 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung zwar den 
Steuereinnahmen zugerechnet, da er wie sie die 
Liquidität und die Kaufkraft des privaten Bereichs 
mindert. Er wird jedoch bei der Bundesbank bis zur 
Rückzahlung stillgelegt und steht somit für die 
Finanzierung öffentlicher Ausgaben nicht zur Ver- 
fügung). Auch die Beiträge zur Sozialversicherung 
nahmen — insbesondere aufgrund der stärkeren 
Lohnerhöhungen — erheblich mehr zu als vorausge- 
schätzt. Das Steueraufkommen insgesamt blieb je- 
doch hinter den Erwartungen zurück. Maßgebend 
hierfür waren die Mindereinnahmen an veranlagter 
Einkommensteuer, Körperschaftsteuer und Gewerbe- 
steuer. Die Steigerung der gesamten Einnahmen des 
öffentlichen Sektors (einschließlich Konjunkturzu- 
schlag) übertraf daher die in der Jahresprojektion 
angesetzte Zuwachsrate nur um einen halben Pro- 
zentpunkt (+11 Vo anstelle von +IOV 2 V 0 ) und 
blieb unter der nominalen Zuwachsrate des Brutto- 
sozialprodukts. 

33 . Der Finanzierungsüberschuß des Öffentlichen 
Sektors stieg weiter leicht von 8 V 2 Mrd. DM im Jahr 
1969 auf rd. 9 Mrd. DM im Jahr 1970 und trug damit 
zur kontraktiven Wirkung der Öffentlichen Haus- 
halte bei. Allerdings blieb der Einnahme-Überschuß 
der Gebietskörperschaften mit rd. 1 Mrd. DM (ein- 
schließlich Konjunkturzuschlag) stärker hinter dem 
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Vorjahressaldo zurück als zu Jahresbeginn projek- 
tiert. Der Überschuß der Sozialversicherung fiel 
dagegen höher als erwartet aus (4-7V2 Mrd. DM). 


Finanzierung 

34. Wie die Bundesregierung bereits im Nachtrag 
zum Jahres wirtschaftsbericht 1970 feststellte, wurden 
die Finanzierungsbedingungen der Wirtschaft spür- 
bar erschwert. Die Restriktionspolitik der Bundes- 
bank trug dazu bei, daß das Zinsniveau der Bundes- 
republik sehr schnell eine außergewöhnliche Höhe 
erreichte. Die Sätze am Geld- und am Kapitalmarkt 
fanden Anschluß an das hohe internationale Zins- 
niveau, teilweise gingen sie sogar noch darüber hin- 
aus. Bei dieser Konstellation wurde für Inländer die 
Kreditaufnahme im Ausland, für ausländische Geld- 
geber die Anlage in der Bundesrepublik wieder 
attraktiv. Es kam zu beträchtlichen Geld- und auch 
Kapitalimporten. Sie verstärkten sich noch, als sidi 
in der zweiten Jahreshälfte Zinssenkungstendenzen 
auf den ausländischen Finanzmärkten durdizusetzen 
begannen. Mit ihren verschiedenen Mindestreser- 
vemaßnahmen konnte die Bundesbank diese Mittel- 
zuflüsse nur zum Teil neutralisieren. Außerdem 
zeigte sich, daß die damit erreichte Einschränkung 
des Kreditspielraums der Banken sich nur auf die- 
jenigen Unternehmen voll auswirken konnte, die 
ausschließlich auf inländische Kreditquellen ange- 
wiesen waren. Vor allem größere Unternehmen 
konnten dagegen durch Kreditaufnahme im Ausland 
ausweichen. Dadurch wurden kleinere und mittlere 
Unternehmen benachteiligt. Um der Verstärkung 
dieser Entwicklung nach den weiteren Zinssenkun- 
gen, insbesondere in den USA und auf dem Euro- 
Markt, entgegenzuwirken, setzte die Bundesbank 
im November und Dezember den Diskont- und Lom- 
bardsatz in zwei Etappen auf 6 bzw. 7V2'®/o herab. 
Gleichzeitige liquiditätspolitische Erleichterungen 
erschienen ihr jedoch aus konjunkturellen Gründen 
noch nicht vertretbar, zumal sich aufgrund der De- 
visenzugänge eine Verbesserung der Liquiditäts- 
lage im Inland abzeichnete. 

35. Der starke Zinsanstieg im Inland hat die Kre- 
ditnachfrage der Unternehmen — im ganzen ge- 
sehen — nicht gedämpft. Er führte jedoch zu einer 
bevorzugten Aufnahme kurz- und mittelfristiger Kre- 
dite, in der sich eine — angesichts der hohen Kredit- 
kosten verständliche — Zunahme von Zwischen- 
finanzierungen widerspiegelt. Demgegenüber kam 
im Kreditbedarf der öffentlichen Hand deren zurück- 
haltende Ausgabenpolitik zum Ausdruck. 

36. Auch die Quellen der Finanzierungsmärkte 
standen unter dem Einfluß des Zinsanstiegs. Bedingt 
durch die hohen Zinsen, die inzwischen für kurz- 
fristige Geldanlagen gezahlt wurden, stieg das Auf- 
kommen an kurzfristigen Mitteln stärker als erwar- 
tet. Das inländische Aufkommen längerfristiger 
Mittel erreichte dagegen nur das ursprünglich vor- 
ausgeschätzte Volumen, da sich die Geldkapitalbil- 
dung bei den Banken stark abschwächte. Diese Ab- 
schwächung wurde durch die erfreulich gestiegene 


Mittelbereitstellung an den Wertpapiermärkten — 
zu der vor allem die privaten Haushalte beitrugen 
und durch erheblich größere Bausparleistungen aller- 
dings weitgehend kompensiert. Im Gegensatz zum 
Vorjahr nahm das Ausland die inländischen länger- 
fristigen Finanzierungsmärkte in einem ausgewoge- 
neren Verhältnis in Anspruch; kurzfristiges Aus- 
landskapital stand sogar, wie erwähnt, in erheb- 
lichem Umfang dem Inland zur Verfügung. 


II. Jahresprojektion 1971 

überblick 

37. Zu Beginn des Jahres 1971 zeigen die konjunk- 
turellen Indikatoren, daß der Gipfel des Nachfrage- 
booms überschritten ist. Die bereits erkennbare Ent- 
spannung der Nachfrage-Angebotssituation dürfte 
sich weiter fortsetzen. Wie schnell dieser Prozeß 
fortschreiten wird, läßt sich jedoch schwer Vorher- 
sagen. Trotz der seit geraumer Zeit rückläufigen Auf- 
träge sind die Auftragsbestände — vor allem in der 
besonders konjunkturreagiblen Investitionsgüter- 
industrie — noch verhältnismäßig hoch. Auftrags- 
und Produktionsentwicklung klafften hier im Kulmi- 
nationspunkt der Konjunktur in einem Maße aus- 
einander, daß die Auftragsbestände selbst nach Ein- 
setzen des Nachfragerückgangs noch eine Weile wei- 
ter anstiegen und erst allmählich und sehr zögernd 
begannen, sich zurückzubilden. Bei dieser Konstel- 
lation schrumpfte jedoch auch der Spielraum für 
Kostenüberwälzungen und Preiserhöhimgen nur all- 
mählich. 

38. Wenn in einer solchen kritischen Phase des 
konjunkturellen Normalisierungsprozesses nicht 
rechtzeitig eine Neuorientierung aller am Wirt- 
schaftsprozeß Beteiligten einsetzt, droht das Risiko 
eines Zielkonflikts zwischen Preisstabilität und 
hohem Beschäftigungsstand. Um es Staat, Unter- 
nehmen und Gewerkschaften zu erleichtern, ihr Ver- 
halten den sich wandelnden konjunkturellen Gege- 
benheiten anzupassen, hat die Bundesregierung am 
22. Oktober 1970 Orientierungsdaten im Sinne des 
§ 3 des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und 
des Wachstums der Wirtschaft beschlossen, die diese 
gesamtwirtschaftlichen Zusammenhänge und Not- 
wendigkeiten für 1971 aufzeigen, ohne die Entschei- 
dungsfreiheit der am Wirtschaftsprozeß Beteiligten 
anzutasten. Die Orientierungsdaten verdeutlichen 
jedoch die Grenzen, die bei den Entscheidungen 
derer, die für den wirtschaftlichen Ablauf eine be- 
sondere Verantwortung tragen, nicht überschritten 
werden dürfen, ohne daß die Chancen für die Reali- 
sierung ihrer eigenen Zielsetzungen als auch gleich- 
zeitig der gesamtwirtschaftlichen Ziele der Preis- 
niveaustabilisierung und der Sicherung eines hohen 
Beschäftigungsstandes sowie angemessenen und 
stetigen Wadistums vermindert würden. Unter Hin- 
weis auf Ziffer 270 des Jahresgutachtens des Sach- 
verständigenrates hält die Bundesregierung die 
Orientierungsdaten für marktgerecht, d. h. mit der 
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konjunkturellen Entwicklung und der Arbeitsmarkt- 
lage in Einklang stehend. 

Die in diesen Orientierungsdaten formulierten ge- 
samtwirtschaftlichen Ziele sind auch der Jahrespro- 
jektion 1971 zugrunde gelegt worden. Mit diesen 
Zielen hält die Bundesregierung unter Berücksichti- 
gung der konjunkturellen Ausgangslage und einer 
voraussichtlichen Ausweitung des gesamtwirtschaft- 
lichen Produktionspotentials um etwa 5^/o für 1971 
eine 

nominale Steigerung des Bruttosozialprodukts 
um 7V2 bis 8V2 ^/o 

für vereinbar. 


Investitionen 

39 . Die Investitionsentwicklung wird sich 1971 vor- 
aussichtlich deutlich verlangsamen. Die private In- 
vestitionsgüternachfrage geht bereits seit einigen 
Monaten zurück. Gewisse belebende Impulse könnte 
die Investitionsneigung von der weiteren Senkung 
der Investitionssteuer am 1. Januar um erstmals 
2 Prozentpunkte®), der Rücknahme der Aussetzung 
der degressiven Abschreibung und dem Fortfall des 
Konjunkturzuschlags zur Einkommen- und Körper- 
schaftsteuer erhalten. In die Investitionsplanungen 
der Industrie, die für 1971 nach dem letzten Ifo- 
Investitionstest auf eine Steigerung der nominalen 
Anlageinvestitionen um 5®/o abzielen, dürften diese 
vorhersehbaren Datenänderungen freilich bereits 
einbezogen worden sein. Real würden danach die 
industriellen Investitionen 1971 kaum noch zuneh- 
men; wegen des Überhangs aus 1970 stünde dahinter 
im Jahresverlauf sogar ein absoluter Rückgang. Für 
die Investitionsausgaben des gesamten Unterneh- 
menssektors (ohne Wohnungsbau), von denen etwa 
ein Viertel auf die Industrie entfällt, wird mit einer 
eher etwas höheren Zunahme gerechnet ( + 6 bis 
8V0). 

40 . Auch die Ausgaben für den Wohnungsbau wer- 
den voraussichtlich nicht mehr so stark wie im Vor- 
jahr expandieren. Ihre Zunahme wird auf 9 bis 10 Vo 
geschätzt. Real dürften die Wohnungsbauinvestitio- 
nen 1971 damit allerdings stärker als im Vorjahr 
zunehmen. 

Unter den Bedingungen der Jahresprojektion sollen 
die öffentlichen Investitionen 1971 in der Abgren- 
zung der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung um 
mindestens 10 bis 11 Vo zunehmen. Die entsprechen- 
den Kassenausgaben nach der Haushaltsrechnung 
müßten dann 1971 um etwa 15 bis 16®/o steigen, da- 
mit der projektierte Investitionszuwachs erreicht 
werden kann. 


®) Die Investitionssteuer, die ab 1. Januar 1968 erhoben 
wird und zunächst 8 ®/o betrug, reduziert sich wie folgt: 
ab 1. Januar 1969; auf 7 ®/o 
ab 1. Januar 1970; auf 6 ®/o 
ab 1. Januar 1971: auf 4 ®/o 
ab 1. Januar 1972: auf 2 Vo 
ab 1. Januar 1973: auf 0 Vo 


41 . Insgesamt kann unter den der Jahresprojek- 
tion zugrunde gelegten Bedingungen für 1971 ein 
nominaler 

Zuwachs der Anlageinvestitionen um 1 bis 8^/0 

erwartet werden. Dabei könnten die Ausrüstungs- 
investitionen um 5 bis 7 %, die Bauinvestitionen um 
8 bis 10 Vo steigen. 

Von den Vorratsveränderungen werden voraussicht- 
lich auch 1971 kontraktive Einflüsse ausgehen. Geht 
man davon aus, daß sich ihr Anteil am Bruttosozial- 
produkt — wie in dieser Konjunkturphase üblich — 
auf eine Größenordnung von etwa 1 ®/o reduziert, 
kann ihr voraussichtlicher Rückgang mit etwa 3 Mrd. 
DM veranschlagt werden. Es wird somit unterstellt, 
daß einschließlich der Vorratsveränderungen die 
Zunahme der Bruttoinvestitionen 1971 bei 5 bis 
6 Vo liegen wird. 


Privater Verbrauch 

42 . Weniger als die Investitionsentwicklung wird 
sich voraussichtlich die Expansion des Privaten Ver- 
brauchs verlangsamen. Aufgrund der in den Orien- 
tierungsdaten für die Abschlüsse im Jahr 1971 pro- 
jektierten Effektivlohnanhebungen um 7 bis 8 Vo 
dürfte die Bruttolohn- und -gehaltssumme zwar mit 
9 V 2 bis 10 V 2 ®/o wesentlich schwächer zunehmen als 
im Jahr 1970, in dem sie durch die Einführung der 
Lohnfortzahlung für kranke Arbeiter zusätzlich ge- 
stiegen war. Insbesondere wegen der Einführung 
des Arbeitgeberzuschusses zum Krankenversiche- 
rungsbeitrag für nichtversicherungspflichtige Ange- 
stellte ab 1. Januar 1971 (2. Krankenversicherungs- 
änderungsgesetz) wird sich jedoch die Entwicklung 
der Nettoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 
nicht so stark abflachen. Eine vorzeitige Aufhebung 
oder Rückzahlung des Konjunkturzuschlags zur Ein- 
kommensteuer ist bisher in der Jahresprojektion 
nicht vorgesehen. 

43 . Die öffentlichen Einkommensübertragungen 
werden 1971 mit voraussichtlich 9 V 2 Vo stärker ex- 
pandieren als im Vorjahr und damit nahe an die 
projektierte Steigerung der Lohnsumme herankom- 
men. Schwächer als die Lohneinkommen dürften da- 
gegen im Einklang mit der voraussichtlichen Ge- 
winnentwicklung und der zu erwartenden weiteren 
Reduzierung des Zinsniveaus die entnommenen Ge- 
winne und Vermögenseinkommen der privaten 
Haushalte zunehmen. 

44 . Für das insgesamt verfügbare Einkommen der 
privaten Haushalte ist eine Zunahme um 8 bis 9 ^/o 
im Jahre 1971 projektiert worden. Nach dem letzt- 
jährigen Rückgang der Sparquote ist zu erwarten, 
daß die privaten Ersparnisse 1971 wieder stärker 
steigen werden, zumal ein weiterhin zunehmender 
Teil der Löhne vermögenswirksam angelegt werden 
dürfte. Wegen der veränderten Konjunktursituation 
werden voraussichtlich auch die Einkaufsdispositio- 
nen der Verbraucher vorsichtiger ausfallen. Der Fort- 
fall des Konjunkturzuschlags zur Einkommen- und 
Körperschaftsteuer bis spätestens Mitte 1971 dürfte 
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ebenfalls eine Reaktion in Richtung auf eine erhöhte 
Sparquote auslösen, unabhängig davon, ob er bei 
seiner Erhebung auch zu Lasten der privaten Er- 
sparnis gegangen ist. Da deshalb wieder mit einem 
leichten Anstieg der privaten Sparquote gerechnet 
werden kann, geht die Jahresprojektion für 1971 von 
einer im Vergleich zum verfügbaren Einkommen 
unterproportionalen 

Zunahme des Privaten Verbrauchs um 7V2 bis 

8V2 Vo 

aus. 


Staatsverbrauch 

45 . Besonders expansiv wird sich 1971 der Staats- 
verbrauch entwickeln. Nach den bisherigen Haus- 
haltsplanungen wird die 

Zunahme des Staatsverbrauchs voraussichtlich 
12^2 bis 13^2 Vo 

betragen und damit höher ausfallen als im Vorjahr. 


Gesamte Inlandsnachfrage und Außenbeitrag 

46 . Insgesamt wird der 

Zuwachs der inländischen Ansprüche an das 
Bruttosozialprodukt für 1971 auf 7V2 bis 

projektiert. 

Bei einer auf 10 bis 11 •’/o geschätzten Expansion des 
Welthandels und den voraussichtlichen konjunktu- 
rellen Tendenzen in wesentlichen Abnehmerländern 
könnte die Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen 
1971 etwas stärker als die Inlandsnachfrage zuneh- 
men. 

47 . Mit der abgeschwächten Entwicklung der Ge- 
samtnachfrage und der nachlassenden Wirkung der 
Aufwertung werden auch die Einfuhren nicht mehr 
im Ausmaß der Vorjahre wachsen. Dies gilt insbe- 
sondere auch für die Einfuhr von Investitionsgütern, 
die zeitweise besonders stark angestiegen war. In 
der Jahresprojektion wird die Zuwachsrate der Ein- 
fuhr von Waren und Dienstleistungen für 1971 auf 
etwa 7V2 bis 8^/2 Vo veranschlagt. Aufgrund der für 
Ausfuhr und Einfuhr erwarteten Entwicklung könnte 
dann der 

Außenbeitrag 1971 mit 12 bis 13 Mrd. DM 
knapp über der Größenordnung des Vorjahres 

liegen. 


Gesamtwirtschaftliche Produktion und Beschäftigung 

48 . Alle konjunkturpolitischen Bemühungen der 
Bundesregierung sind z. Z. darauf gerichtet, 1971 
eine Normalisierung der Ansprüche an Arbeitsmarkt 
und Kapazitäten zu erreichen und damit gleichzeitig 
auch die notwendigen Voraussetzungen für ein stei- 
gendes Maß an Preisstabilität ohne Gefährdung 


eines hohen Beschäftigungsstandes und des außen- 
wirtschaftlichen Gleichgewichts zu schaffen. Im Hin- 
blick darauf strebt die Bundesregierung für 1971 eine 

reale Zunahme des Bruttoinlandsprodukts um 
3 bis 4 ^/o 

an. Eine in diesem Rahmen verlaufende Entwick- 
lung erscheint unter den sonstigen in der Jahres- 
projektion genannten Bedingungen erreichbar. Da 
das Wachstumspotential demgegenüber in diesem 
Jahr bei etwa 5 Vo liegen dürfte — auch der Sach- 
verständigenrat geht von dieser Größenordnung 
aus — , wäre mit einer solchen Zunahme der gesamt- 
wirtschaftlichen Produktion ein gewisser Rückgang 
der im Durchschnitt des Jahres 1970 noch überopti- 
malen Kapazitätsauslastung verbunden. 

49 . Die gesamtwirtschaftliche Produktionsausdeh- 
nung dürfte unter diesen Voraussetzungen 1971 aus- 
schließlich vom Produktivitätsfortschritt getragen 
werden. 

Je Erwerbstätigenstunde wird eine reale Stei- 
gerung des Bruttoinlandsprodukts um ebenfalls 
3 bis 4 Vo erwartet. 

Zwar könnte sich die Zahl der Erwerbstätigen 
— nach dem starken Zuwachs in den vergangenen 
zwei Jahren — nochmals um etwa V2 ^'o erhöhen, 
ihre Zunahme wird jedoch wahrscheinlich gerade 
den auch 1971 zu erwartenden Rückgang der durch- 
schnittlich geleisteten Arbeitszeit ausgleichen. Der 
für 1971 erwartete Anstieg der Erwerbstätigenzahl 
wird bei beschleunigt rückläufiger Entwicklung der 
einheimischen Erwerbsbevölkerung ausschließlich 
auf der weiteren Zunahme der Anzahl ausländischer 
Arbeitnehmer beruhen, die nach 430 000 im Vorjahr 
auf nochmals etwa 200 000 geschätzt werden kann. 
Nach der Jahresprojektion soll die 

Arbeitslosenquote auch 1971 unter 1 Vo 

und damit im Rahmen der mittelfristigen Zielvor- 
stellungen bleiben. 


Preise 

50 . Der Abstand zwischen nominaler und realer 
Entwicklung des Bruttosozialprodukts wird sich 1971 
verringern. Nach etwa 7^/2 ^/o im Vorjahr ergibt sich 
in der Jahresprojektion für 1971 ein gesamtwirt- 
schaftlicher Deflationierungsfaktor von 4 bis 5 ^/o. 
Er ist höher als die für die Beurteilung der Geld- 
wertstabilität maßgebliche Preisrate des privaten 
Verbrauchs, weil die in der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung übliche Verbuchung der Lohnanhe- 
bungen im öffentlichen Dienst als Preiserhöhung 
eine verhältnismäßig hohe Preisrate des Staatsver- 
brauchs zur Konsequenz hat und auch die Preisstei- 
gerungen der Anlageinvestitionen im Jahresdurch- 
schnitt über dem Verbraucherpreisanstieg liegen 
dürften. 

Aber auch die Verbraucherpreise werden 1971 noch 
Nachwirkungen des zurückliegenden Booms zeigen. 
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Die Bundesregierung ist jedoch der Auffassung, daß 
die von ihr angestrebte 

Reduzierung der Verbraucherpreisrate von 

3,8 ^lo im Jahr 1970 auf rd. 3^/o im Jahr 1971 

einen deutlichen Fortschritt darstellt. Die Bundes- 
regierung strebt mit den ihr zur Verfügung stehen- 
den Mitteln an, den diesjährigen Verbraucherpreis- 
anstieg auf dieses — im Vergleich zur Vorjahres- 
entwicklung um knapp 1 Prozentpunkt niedrigere — 
Ausmaß zu begrenzen. Sie hält eine schnellere Re- 
duzierung dieser Rate ohne Gefährdung der übrigen 
Ziele nicht für möglich. Da das Verbraucherpreis- 
niveau am Jahresende 1970 bereits um lV2®/o über 
dem Jahresdurchschnitt lag, bedeutet dies eine deut- 
liche Abschwächung des Preisauftriebs im Jahresver- 
lauf. 

51 . Auch der Sachverständigenrat hält die von der 
Bundesregierung angestrebte Begrenzung der Ver- 
braucherpreisrate auf 3 ^/o im Jahresdurchschnitt 
1971 im Rahmen seiner Projektion unter gewissen 
Voraussetzungen, insbesondere der eines an die 
veränderte konjunkturelle Situation angepaßten 
Verhaltens der Tarifvertragsparteien, für möglich 
(JG 1970, Ziffer 293). Mit einer solchen Entwicklung 
würde die Bundesrepublik auch 1971 weit unter dem 
voraussichtlichen internationalen Trend der Verbrau- 
cherpreise, gleichzeitig indessen noch immer deutlich 
über ihrem mittelfristig angestrebten Stabilitäts- 
ziel liegen. Eine kurzfristige Realisierung dieser 
Zielsetzung ist jedoch ohne Gefährdung der übrigen 
wirtschaftspolitischen Hauptziele nicht möglich. So 
sieht es auch der Sachverständigenrat. Die Bundes- 
regierung stimmt mit ihm darin überein, daß eine 
„Uberanpassung" nach unten keine geeignete The- 
rapie zur schnelleren Wiederherstellung eines 
Gleichgewichtszustandes ist (JG 1970, Ziffer 268). 

52 . Im Einklang mit der nachlassenden Investi- 
tionskonjunktur werden sich die — im vergangenen 
Jahr freilich außerordentlich starken — Preisstei- 
gerungen in diesem Bereich voraussichtlich beson- 
ders deutlich verlangsamen. In einzelnen Sparten, 
so im Baugewerbe, ist inzwischen eine Beruhigung 
des Preisauftriebs eingetreten. Der Jahresprojek- 
tion liegen für 1971 Preisraten von 3 bis 4 Vo für 
Ausrüstungsinvestitionen und von 4V2 bis 5V2 ^/o für 
Bauinvestitionen zugrunde. Dabei wurde zwar preis- 
mindernd berücksichtigt, daß die Bewertung eines 
Teils der Investitionen vom 1. Januar 1971 an in- 
folge der planmäßigen Senkung der sog. Investi- 
tionssteuer um 2 Prozentpunkte niedriger anzusetzen 
ist. Da die Investitionspreise jedoch am Jahres- 
beginn schon um durchschnittlich etwa 3 über 
ihrem vorjährigen Durchschnitt lagen, steht hinter 
der für die Anlageinvestitionen projektierten Preis- 
rate gleichwohl eine sich im Verlaufe des Jahres 
1971 stark abflachende Preiskurve. Diese in der Jah- 
resprojektion unterstellte Entwicklung hat allerdings 
zur Voraussetzung, daß die Unternehmen zeitweise 
noch vorhandene Preisüberwälzungsspielräume nicht 
mehr voll ausschöpfen. 


Einkommen 

53 . Eine wesentliche Voraussetzung für die Reali- 
sierung der von der Bundesregierung für 1971 pro- 
jektierten Entwicklung des Bruttosozialprodukts ist 
eine 

Begrenzung der Zuwachsrate des Bruttoeinkom- 
mens aus unselbständiger Arbeit (Summe) auf 
eine durchschnittliche Größe von 9V2 bis 10^/2 ^lo 
gegenüber dem Stand im Jahr 1970. 

Die entsprechenden Vorstellungen der Unterneh- 
mensverbände ®) liegen an der Untergrenze, die des 
DGB ^) an der Obergrenze dieser Marge. Der Sach- 
verständigenrat hält dagegen eine so starke Ver- 
langsamung der Lohnentwicklung nicht für erreich- 
bar (JG 1970, Ziffer 294). In einer eigenen „Pro- 
jektion", die in ihrem Gehalt jedoch lediglich eine 
Variante seiner Prognose darstellt, ist der Rat daher 
für 1971 von einer Zunahme des Bruttoeinkommens 
aus unselbständiger Arbeit um immer noch 12 ®/o 
ausgegangen, obwohl auch er eine stärkere Ab- 
schwächung für wünschenswert hält. Ob auch bei 
einer solchen Einkommensentwicklung die von Bun- 
desregierung und Sachverständigen gleichermaßen 
projektierte Minderung des Verbraucherpreisan- 
stiegs auf 3 ®/o im Jahresdurchschnitt 1971 realisiert 
werden könnte, bezweifelt die Bundesregierung. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß sie 
nach den Bestimmungen des Gesetzes zur Förderung 
der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft 
ihrer Jahresprojektion, die auch der Orientierung 
der Tarifvertragsparteien für deren eigene auto- 
nome Entscheidungen dienen soll, nur eine Ein- 
kommensentwicklung zugrunde legen kann, die nach 
ihrer Ansicht mit der in diesem Jahr möglichen 
Annäherung an den mittelfristig angestrebten Grad 
von Preisstabilität vereinbar ist. Da die Vorstellun- 
gen der Tarifvertragsparteien über die Einkom- 
mensentwicklung ebenfalls im Rahmen der Jahres- 
projektion der Bundesregierung liegen, liest die 
Bundesregierung daraus den Willen ab, sich den ge- 
samtwirtschaftlichen Erfordernissen anzupassen. 

54 . Eine Entwicklung des Einkommens aus unselb- 
ständiger Arbeit, wie sie in der Jahresprojektion 
angestrebt wird, bedeutet unter Berücksichtigung 
der weiter steigenden Beschäftigtenzahl und des zum 
1. Januar 1971 eingeführten Arbeitgeberbeitrages 
zur Krankenversicherung auch für nichtversiche- 
rungspflichtige Angestellte, daß die Bruttolöhne und 
-gehälter je beschäftigten Arbeitnehmer im Jahres- 
durchschnitt 1971 um 8V2 bis 9V2 Vo höher liegen 
würden als 1970. Bei einem Überhang der Effektiv- 
löhne von etwa 4V2 ®/o aus dem Jahre 1970 wären 
damit 

Lohnabschlüsse auf der Basis der Effektivver- 
dienste je beschäftigten Arbeitnehmer von 
durchschnittlich 7 bis 8 ^/o 


‘‘) Prognose des Gemeinschaftsaussdiusses der deutschen 
gewerblichen Wirtschaft für 1971 vom 2. Dezember 
1970 

0 Zielprojektion des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
vom 9. Oktober 1970 
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vereinbar^). Sektoral und regional sind dabei na- 
türlich Differenzierungen zu berücksichtigen. Wegen 
des in den einzelnen Branchen und Regionen erheb- 
lich variierenden Abstandes zwischen Effektiv- und 
Tarifverdiensten läßt sich auch nicht generell sagen, 
welche tariflichen Abschlußsätze sich im einzelnen 
mit diesen Erhöhungen der Effektivverdienste ver- 
tragen. 

55 . Unter den der Jahresprojektion zugrunde ge- 
legten Bedingungen könnte die 

Zunahme des Bruttoeinkommens aus Unterneh- 
mertätigkeit und Vermögen 1971 gegenüber 

1970 etwa 3 bis 4 ^lo 

betragen. Seine Entwicklung würde sich damit wie 
die des Einkommens aus unselbständiger Arbeit 
gegenüber dem Vorjahr verlangsamen. Infolge des 
voraussichtlich rückläufigen Zinsniveaus dürfte sich 
allerdings die im Vorjahr außerordentlich hohe 
Steigerung der Vermögenseinkommen besonders 
abschwächen. Wegen der — in der Abgrenzung der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung — anhaltend 
stark expandierenden Abschreibungen würde die 
Selbstfinanzierungsquote des Unternehmenssektors 
bei der erwarteten Entwicklung der Investitionen 
voraussichtlich etwa in der Größenordnung des Vor- 
jahres bleiben. 


Öffentliche Haushalte 

56 . Die gegenwärtigen Haushaltsplanungen der 
Gebietskörperschaften und die voraussichtliche Aus- 
gabenentwicklung der Sozialversicherungsträger 
lassen für 1971 eine Steigerung der öffentlichen Ge- 
samtausgaben®) um IOV2 bis IIV2V0, d. h. also an- 
nähernd die gleiche Expansion wie im Vorjahr, er- 
warten. Dabei wird für diejenigen öffentlichen Haus- 
halte, für die Planungen im gegenwärtigen Zeit- 
punkt noch nicht verfügbar sind, von den Empfeh- 
lungen des Konjunkturrates vom 8. Dezember 1970 
und des Finanzplanungsrates vom 17. Dezember 
1970 ausgegangen. Nach der Jahresprojektion würde 
damit die Entwicklung des Bruttosozialprodukts 
erstmals seit 1967 wieder vom Zuwachs der öffent- 
lichen Ausgaben übertroffen werden. Die Ausgaben 
der Gebietskörperschaften, die knapp 2/3 der Ausga- 
ben des gesamten öffentlichen Bereichs ausmachen, 
dürften um etwa IIV2 bis 12V2 Vo ansteigen. Für die 
Ausgaben der Sozialversicherung wird mit einer 
Steigerungsrate von 9V2 bis IOV2V0 gerechnet. 


Rechnet man von der für den Jahresdurchschnitt 1971 
mit 8V2 bis 9V2 ®/o projektierten Steigerung der Brutto- 
löhne und -gehälter je beschäftigten Arbeitnehmer den 
bereits bestehenden Überhang aus dem Vorjahr in 
Höhe von etwa 4 V 2 ®/o ab, leitet sich — unter Berück- 
sichtigung der voraussehbaren zeitlichen Verteilung 
der Kündigungsmöglichkeiten und der Zahl der davon 
betroffenen Beschäftigten — für die kommenden Lohn- 
abschlüsse auf der Basis der Anhebung der Effektiv- 
verdienste im Jahre 1971 eine Größenordnung von 
durchschnittlich 7 bis 8Vo ab. 


Voraussichtlich besonders stark wird 1971 die Ex- 
pansion des Staatsverbrauchs ausfallen (4- I2V2 bis 
13V2V0). Die Einkommensübertragungen an private 
Haushalte dürften dagegen unterdurchschnittlich 
expandieren. Dazu tragen vor allem die Rentenaus- 
gaben bei, die die Hälfte der öffentlichen Einkom- 
mensübertragungen ausmachen. Sie werden 1971 
wegen ihrer an der rezessionsbedingt schwachen 
Lohnentwicklung der Jahre 1966 bis 1968 orientier- 
ten Anhebung um etwa 7 bis 8®/o steigen. Die ver- 
langsamte Entwicklung der sonstigen laufenden 
Ausgaben ist u, a. durch den Rückgang der laufen- 
den Zuschüsse an Unternehmen verursacht. Die öf- 
fentlichen Investitionen sollen nach der Jahrespro- 
jektion in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung um 10 bis 11 ®/o steigen. 

57 . Die Gesamteinnahmen des öffentlichen Sek- 
tors werden 1971 mit einer Rate von 9 bis 10 Vo vor- 
aussichtlich stärker als das Bruttosozialprodukt zu- 
nehmen. Für das gesamte Steueraufkommen kann 
von einer Steigerungsrate von 8V2 bis 9V2 ®/o aus- 
gegangen werden. Seine Entwicklung wird 1971 u. a. 
durch den Wegfall des im Staatskonto statistisch den 
Steuern zugerechneten Konjunkturzuschlags spä- 
testens ab 1. Juli 1971 beeinflußt. In der auf IOV2 
bis IIV2V0 veranschlagten Zuwachsrate der Beiträge 
zur Sozialversicherung findet die gegenüber 1970 
verlangsamte Lohnentwicklung ihren Niederschlag. 
Darüber hinaus ist u. a. zu berücksichtigen, daß die 
Beitragssätze in der Arbeiter- und Angestelltenren- 
tenversicherung 1971 unverändert bleiben. 

58 . Der Finanzierungsüberschuß des öffentlichen 
Sektors insgesamt würde sich danach 1971 von rd. 
9 Mrd. DM im Jahr 1970 auf etwa 5 Mrd. DM ver- 
ringern. Diese Entwicklung steht auf der Grundlage 
der Jahresprojektion in Übereinstimmung mit den 
konjunkturellen Erfordernissen. Bei den Gebiets- 
körperschaften ist nach den gegenwärtig absehbaren 
Tendenzen ein Finanzierungsdefizit in einer Größen- 
ordnung von 3V2 bis 4V2 Mrd. DM zu erwarten, nach- 
dem 1970 ein Uberschuß von etwa 1 Mrd. DM erzielt 
worden war. Falls konjunkturpolitisch notwendig, 
wäre gegebenenfalls auch ein noch größeres Finan- 
zierungsdefizit vertretbar. Der Finanzierungsüber- 
schuß der Sozialversicherung dürfte sich dagegen 
1971 um etwa IV2 Mrd. DM auf 8V2 bis 9V2 Mrd. DM 
erhöhen. 


Finanzierung 

59 . Bei einem auf eine Größenordnung von etwa 
60 Mrd. DM geschätzten Aufkommen an längerfristi- 
gen Kreditmarktmitteln aus inländischen Quellen 
und der zu erwartenden konjunkturellen Entwick- 
lung dürfte sich die Finanzierungssituation für die 
private wie die öffentliche Wirtschaft im Jahre 1971 


In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnung: Gebietskörperschaften und Sozialversiche- 
rung ohne Kredite und andere finanzielle Ströme. 
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Eck werte zur Jahresprojektion 1971 




1968 1 

1969 1 

1970 

1971 1) 


Veränderung gegenüber dem Vorjahr in ®/o 

Entstehung des Sozialprodukts 





Erwerbstätige 

+ 0,2 

+ 1,9 

+ 1,5 

+ rd. V 2 

Arbeitslosenquote in Vo 

(1.5) 

(0,8) 

(0,7) 

(knapp 1) 

Arbeitszeit je Erwerbstätigen 

+ 0,1 

- 0,8 

- 0,4 

— rd. V 2 

Bruttoinlandsprodukt (BIP) 





in Preisen von 1962 

+ 7,0 

+ 8,1 

+ 4,8 

+ 3 bis +4 , 

BIP je Erwerbstätigen 

+ 6,8 

+ 6,1 

+ 3,3 

+ 2^/2 bis +3+2 

BIP je Erwerbstätigenstunde 

+ 6,7 

+ 7,0 

+ 3,7 

+ 3 bis +4 

Verwendung des Sozialprodukts 





Privater Verbrauch 

+ 5,9 

+ 10,8 

+ 11,4 

+ 7 V 2 bis + 8 V 2 

Staatsverbrauch 

+ 4,2 

+ 11,7 

+ 12,4 

+ 12 V 2 bis +I 3 V 2 

Anlageinvestitionen 

+ 9,0 

+ 17,2 

+ 22,0 

+ 7 bis +8 

darunter; 

öffentliche Investitionen 

+ 12,7 

+ 11,4 

+ 24,7 

+ 10 bis +11 

Inlandsnachfrage 

+ 9,0 

+ 12,8 

+ 13,4 

+ 7+2 bis + 8+2 

Außenbeitrag 

Mrd. DM 

(+17,6) 

(+14,9) 

( + 11,3) 

( + 12 bis +13) 

Anteil am Bruttosozialprodukt in ®/o 

(3,3) 

(2,5) 

(1,7) 

(P/i bis 2) 

Bruttosozialprodukt 

+ 9,0 

+ 11,9 

+ 12,4 

+ 7'/2 bis + 8 V 2 

Preisentwicklung 





Privater Verbrauch 

+ 1,8 

+ 2,5 

+ 3,8 

+ rd. 3 

Inlandsnachfrage 

+ 1,5 

+ 3,6 

+ 6,5 

+ 3 V 2 bis +4*/2 

Verteilung des Sozialprodukts 





Volkseinkommen 

+ 10,9 

+ 10,2 

+ 13,9 

+ 7 V 2 bis + 8 V 2 

Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 
(Summe) 

+ 7,4 

+ 12,7 

+ 17,3 2) 

+ 91/2 bis + 10 V 2 

Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen (Summe) 

+ 17,6 8) 

+ 5,9») 

+ 7,5 

+ 3 bis +4 


h Jahresprojektion der Bundesregierung 

2) Einschließlich Lohnfortzahlung 

3) Ohne steuerliche Entlastung der Altvorräte = 1968: -f 13,5 ®/o; 1969: + 9,6 ®/o 


verbessern. Obwohl unter den Bedingungen der Jah- 
resprojektion 1971 kein Rückgang der Selbstfinan- 
zierungsquote des Unternehmenssektors (einschließ- 
lich Wohnungsbau) eintreten dürfte, ist allerdings 
mit einer noch wachsenden Nachfrage nach länger- 
fristigen Krediten zu rechnen. Dafür sorgt ein be- 
trächtlicher Konsolidierungsbedarf aufgrund der in 
der Hochzinsphase des Jahres 1970 kürzerfristig vor- 
finanzierten Investitionen. 

Die öffentlichen Haushalte werden im Jahr 1971 wie- 
der in größerem Umfang das inländisdie Finanzie- 


rungspotential beanspruchen, eine Entwicklung, die 
angesichts des steigenden Mittel aufkommens die 
Kreditmärkte nicht über Gebühr belasten dürfte. 


Beurteilung der für 1971 angestrebten 
wirtschaftspolitischen Zielkombination 

60- Mittelfristig anvisierte Ziele können nicht jähr- 
lich in der gleichen Kombination realisiert werden. 
Jährliche Abweichungen von diesen Zielsetzungen 
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sind im Konjunkturablauf unvermeidlidi. Sie können 
sogar ein beträchtliches Ausmaß erreichen, wenn es 
nidit gelingt, die konjunkturelle Entwicklung hinrei- 
chend zu verstetigen. Mit dem Beschluß vom Mai 
1969, die DM nicht aufzuwerten, war diese Gelegen- 
heit für diesen Wachstumszyklus verspielt. Immer- 
hin konnte mit der späten Aufwertung und den 
nachfolgenden ergänzenden stabilitätspolitischen 
Maßnahmen ein weiteres Ausufern des Booms ver- 
hindert werden. Damit wurde ermöglicht, daß das 
Jahr 1971 als Jahr des konjunkturellen Übergangs 
wesentliche Grundlagen für eine Realisierung der 
angestrebten wirtschaftspolitischen Zielkombination 
schaffen könnte. 

Zwar stellt die für 1971 projektierte Preisentwick- 
lung im Vergleich zum Vorjahr bereits eine deut- 
liche Annäherung an die mittelfristigen Zielvorstel- 
lungen dar. Zufriedenstellen kann jedoch allenfalls 
die Abschwächung der Preissteigerung, nicht ihr 
Ausmaß. 

Andererseits wird auch das reale Wirtschaftswachs- 
tum mit 3 bis 4 ®/o 1971 unterhalb der mittelfristigen 
Zielvorstellungen liegen, nachdem es in den letzten 
drei Jahren, teilweise in einem ungezügelten Boom, 
darüber hinausgegangen war. Angesichts des 1970 
erreichten Auslastungsgrades muß diese Entwick- 
lung als Voraussetzung für das Einmünden in eine 
ausgeglichenere Entwicklung gewertet werden. Das 
Ziel eines hohen Beschäftigungsstandes wird gleich- 
wohl auch 1971 nicht gefährdet sein, die Arbeits- 
losenquote soll im Jahresdurchschnitt weiterhin un- 
ter 1 ®/o bleiben. Auch der Anteil des Außenbeitrags 
am Bruttosozialprodukt wird nach der Jahresprojek- 
tion mit IV 2 bis 2®/o weiterhin im Rahmen dessen 
bleiben, was die Bundesregierung mittelfristig als 
außenwirtschaftliches Gleichgewicht anstrebt. 


Mögliche Fehlentwicklungen (ungünstige Alternative) 

61 . Die Realisierung der in der Jahresprojektion 
dargestellten wirtschaftlichen Entwicklung hat ein an 
die veränderte konjunkturelle Situation angepaßtes 
Verhalten aller am Wirtschaftsprozeß Beteiligten zur 
Voraussetzung. Dazu gehören sowohl eine zurück- 
haltende Preispolitik der Unternehmen als auch 
andererseits eine weitere Annäherung der Tariflohn- 
abschlüsse an die Orientierungsdaten der Bundes- 
regierung. Träfen diese Voraussetzungen nicht ein, 
dann müßten sich die konjunkturellen Aussichten 
für 1971 und damit auch die Chancen für eine spätere 
Verwirklichung einer befriedigenden Zielkombina- 
tion wesentlich verschlechtern. 

Die Unternehmen sollten in der gegebenen konjunk- 
turellen Situation nicht länger davon aus gehen, den 
kurzfristig noch vorhandenen Spielraum für Preis- 
erhöhungen risikolos voll ausschöpfen zu können. 
Wer in weichende Märkte mit Preiserhöhungen 
stößt, läuft Gefahr, gegebenenfalls schon bald mit 
den Problemen verminderter Wettbewerbsfähigkeit 
konfrontiert imd zur Rücknahme der Preiserhöhun- 
gen gezwungen zu werden. 

Sollten sich andererseits die zukünftigen Lohnab- 
schlüsse den konjunkturellen Gegebenheiten nicht 


ausreichend anpassen, dann würde sich angesichts 
der vorerst noch vorhandenen Uberwälzungsmög- 
lichkeiten der Preisauftrieb 1971 mit großer Wahr- 
scheinlichkeit nicht auf das als Spätfolge des Booms 
ohnehin unvermeidbare Ausmaß begrenzen lassen. 
Insbesondere im Verbrauchsbereich, für den stärkere 
Lohnsteigerungen unmittelbar auch zusätzlichen 
Spielraum für Preiserhöhungen schaffen würden, 
wäre dann kaum mit der erwarteten Beruhigung 
des Preisklimas zu rechnen. Falls die Lohnentwick- 
lung je beschäftigten Arbeitnehmer im Vorjahres- 
vergleich tatsächlich das der Projektion des Sach- 
verständigenrats zugrunde gelegte Ausmaß von rd. 
IOV2V0 erreichen sollte {Jahresprojektion der Bun- 
desregierung: Bruttolohn- und gehaltssumme je be- 
schäftigten Arbeitnehmer 8V2 bis 9V2V0), müßte für 
1971 eine Erhöhung des Verbraucherpreisniveaus um 
rd. 4 Vo befürchtet werden. Ob sich zusätzliche Kosten- 
steigerungen auch in anderen Bereichen voll weiter- 
geben lassen, erscheint unter den konjunkturellen Ge- 
gebenheiten allerdings zweifelhaft. Vielmehr würden 
sich wahrscheinlich gleichzeitig auch die Selbstfinan- 
zierungsmöglichkeiten der Unternehmen verschlech- 
tern. Da es in einer solchen Situation fortgesetzten 
Preisauftriebs auch für die Wirtschaftspolitik schwie- 
riger würde, ihren Kurs frühzeitig den veränderten 
Nachfragebedingungen anzupassen, würde dann 
eine zu starke Abschwächung der Investitionsnei- 
gung wahrscheinlich. Hoher Beschäftigungsstand und 
Wirtschaftswachstum könnten dann ernstlich gefähr- 
det werden. Diese stärkere Abschwächung würde 
dabei wegen der höheren Preissteigerungen von der 
Entwicklung der nominalen Anlageinvestitionen in 
diesem Jahr nur unzureichend widergespiegelt. 

Da die mit höheren Lohnsteigerungen verbundene 
stärkere Expansion der Verbrauchsnachfrage somit 
z. T. durch eine schwächere Investitionsentwicklung 
kompensiert werden dürfte, würde das Bruttosozial- 
produkt wahrscheinlich nicht im vollen Ausmaß der 
zusätzlichen Preissteigerungen nominal „aufgebläht" 
werden. Vielmehr dürfte voraussichtlich gleichzeitig 
das reale Wachstum stärker beschnitten werden, als 
es den Vorstellungen der Jahresprojektion ent- 
spricht. Bei einer dann möglichen Abschwächung der 
realen Zunahme des Bruttoinlandsprodukts auf 2 V 2 
bis 3V2 <^/o würde die Kapazitätsauslastung bereits 
im Jahresdurchschnitt 1971 stärker zurückgehen, als 
in der Jahresprojektion unterstellt. 

Im Jahres verlauf würde dies eine Wachstumsver- 
langsamung bedeuten, die für die 2. Hälfte dieses 
Jahres und insbesondere für 1972 eine ernste Ver- 
letzung des Beschäftigungszieles zur Folge haben 
könnte. 

Alle am Wirtschaftsprozeß Beteiligten sollten dazu 
beitragen, daß eine solche Fehlentwicklung vermie- 
den wird. Die Bundesregierung wird im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten selbst alles tun, die in der 
Jahresprojektion dargelegten Zielsetzungen zu reali- 
sieren. Sie fühlt sich darin durch die Projektion des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes und die bedingte 
Prognose der Unternehmens verbände bestärkt, in 
denen die angegebenen Preis- und Einkommensent- 
wicklungen im Rahmen der Jahresprojektion liegen 
(siehe nachstehende Übersicht). 
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Gegenüberstellung der Jahresprojektion der Bundesregierung 
mit den Vorstellungen des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
und des Gemeinschaftsausschusses der deutschen gewerblichen Wirtschaft für 1971 



Jahresprojektion 

der 

Bundesregierung 

Zielproj ektion 
des Deutschen 
Gewerkschafts- 
bundes 

Bedingte Prognose 
des Gemeinschafts- 
ausschusses der 
deutschen 
gewerblichen 
Wirtschaft 

Entstehung des Sozialprodukts 

Erwerbstätige 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in Vo 

+ rd. Va +0,3 0 

Arbeitslosenquote in % 

(knapp 1) 

(0,7) 

(0,9) 

Arbeitszeit je Erwerbstätigen 

— rd. V2 

- 0,3 

- 0.9 

Bruttoinlandsprodukt (BIP) 




in Preisen von 1962 

+3 bis +4 

+ 4,0 

+ 3,3 

BIP je Erwerbstätigen 

+ 2V2 bis +3'/2 

+ 3,7 

+ 3,3 

BIP je Erwerbstätigenstunde 

+ 3 bis +4 

+ 4,0 

+ 4,2 

Verwendung des Sozialprodukts in jeweiligen 

Preisen 

Privater Verbrauch 

+ 7^/2 bis +8^/2 

+ 9.0 

+ 7,7 

Staatsverbrauch 

+ I2V2 bis +13^2 

+11,0 

+ 13,0 

Anlageinvestitionen 

+ 7 bis +8 

+ 4.5 

+ 6.5 

Inlandsnachfrage 

+7V2 bis +8V2 

+ 7.6 

+ 7,9 

Außenbeitrag 

Mrd. DM 

( + 12 bis +13) 

(+11,0) 

( + 14,0) 

Anteil am Bruttosozialprodukt in °/o 

(Pli bis 2) 

(1,5) 

(1,9) 

Bruttosozialprodukt 

+ 7 V 2 bis + 8 V 2 

+ 7,5 

+ 8.0 

P reisent Wicklung 




Privater Verbrauch 

+ rd. 3 

+ 3.0 

+ 3,0 

Inlandsnachfrage 

+ 3V2 bis +4^/2 



Verteilung des Sozialprodukts 




Volkseinkommen 

+7V2 bis + 8V2 


+ 7.5 

Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 
(Summe) 

4-9V2 bis +I0V2 

+ 10.4 

+ 9,5 

Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen (Summe) 

+ 3 bis +4 

+ 3.5 1) 

+ 3.5 


Private Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen (einsdiließlidi Absdireibungen und etwaiger freiwilliger So- 
zialleistungen) 
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C. Darlegung der für das laufende Jahr 
geplanten Wirtschaftspolitik 


I. Maßnahmen zur Realisierung 
der Jahresprojektion 

62 . Die in der Jahresprojektion 1971 enthaltene 
Zielkombination zeigt, in welchem Maß die Bundes- 
regierung eine Verminderung des Preisauftriebs für 
möglich hält, ohne daß andere Ziele der Wirtschafts- 
politik — insbesondere ein hoher Beschäftigungs- 
stand und ein weiteres angemessenes wirtschaft- 
liches Wachstum — gefährdet werden. Daß die An- 
näherung an eine befriedigendere Zielkombination 
im Verlauf eines Jahres nicht größer sein kann, zeigt 
noch einmal, wie stark die im Jahre 1969 entstan- 
dene Fehlentwicklung war, die Bundesregierung 
und Bundesbank im Jahre 1970 in vereintem Be- 
mühen unter Kontrolle gebracht haben. Die Jahres- 
projektion enthält gleichzeitig die Orientierungs- 
daten für das Verhalten von Staat, Unternehmern 
und Gewerkschaften. Auf der Grundlage dieser 
Orientierungsdaten wird die Wirtschaftspolitik der 
Bundesregierung ihren klaren Kurs zur Verminde- 
rung des Preisanstiegs und zur Sicherung eines hohen 
Beschäftigungsstandes fortsetzen. 

63 . Die Entwicklung im Jahre 1971 ist nicht frei 
von Risiken sowohl für die Preisentwicklung als 
auch für die wirtschaftliche Aktivität. Die Sorge 
muß nicht mehr allein der Preisstabilisierung, son- 
dern zimehmend auch der Sicherung eines ange- 
messenen Wachstums, eines hohen Beschäftigungs- 
standes und insbesondere der Erhaltung einer aus- 
reichenden Investitionsbereitschaft gelten. Dazu ist 
ein erhebliches Maß an Reagibilität der Konjunk- 
turpolitik erforderlich, das eines besonders engen 
Zusammenwirkens aller derer bedarf, die für die 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung in der Bundes- 
republik Verantwortung tragen. Das sind in erster 
Linie alle zuständigen Stellen des Bundes, der Län- 
der und der Gemeinden sowie die Deutsche Bundes- 
bank. Ebenso wichtig ist jedoch eine situations- 
gerechte Preis- und Lohnpolitik der Unternehmer 
und Tarifvertragsparteien. 

64 . Um eine möglichst günstige Ausgangslage für 
die wirtschaftliche Entwicklung im Jahre 1971 zu 
schaffen, hat die Bundesregierung bereits am 22. Ok- 
tober 1970 ein Programm zur weiteren Sicherung 
der Preisstabilität verabschiedet. 

Im Rahmen dieses Programms wurde beschlossen: 

— die in der Jahresprojektion 1971 enthaltenen 
Orientierungsdaten für ein konjunkturgerechtes 
Verhalten von Staat, Unternehmern und Gewerk- 
schaften; 

— die strenge Prüfung und zeitliche Staffelung 
notwendiger Erhöhungen administrierter oder 


gesetzlich geregelter Preise, die in die Kompe- 
tenz des Bundes fallen; der Bundesminister für 
Wirtschaft wurde beauftragt, im Konjunkturrat 
für die öffentliche Hand darauf hinzuwirken, daß 
dieser den Ländern und Gemeinden empfiehlt, 
analog dem Beschluß der Bundesregierung zu 
verfahren; 

— im Konjunkturrat für die öffentliche Hand die 
Aufnahme von Krediten, insbesondere Anleihen 
und Schuldscheindarlehen des Bundes, seiner 
Sondervermögen sowie der Länder und Gemein- 
den sorgfältig aufeinander abzustimmen; 

— im Hinblick auf den engen Zusammenhang zwi- 
schen der deutschen und internationalen Zins- 
entwicklung und die Rückwirkungen der aus- 
ländischen Wirtschaftsentwicklung auf die innere 
Konjunkturentwicklung mit der Deutschen Bun- 
desbank im Interesse der gebotenen sorgfältigen 
Abstimmung der Kreditpolitik und der Konjunk- 
turpolitik eng zusammenzuwirken; 

— bei den Beschlußfassungen des Rates der Euro- 
päischen Gemeinschaften, insbesondere über die 
Wirtschafts- und Währungsunion und über die 
für ihre schrittweise Verwirklichung zu treffen- 
den Maßnahmen, mit Nachdruck dafür einzutre- 
ten, daß sich die gemeinsame Wirtschaftspolitik 
gleichermaßen am Stabilitäts- wie am Wachs- 
tumsziel orientiert und sich die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft in der Weltwirtschaft zu 
einem Stabilitätsblock entwickelt. 


65 . Durch die Beschlüsse des Zentralbankrates der 
Deutschen Bundesbank vom 17. November und vom 
2. Dezember 1970 wurde der Diskontsatz zweimal 
um 0,5 Prozentpunkte auf 6 Vo und der Lombardsatz 
von 9 Vo auf 7,5 Vo gesenkt. Mit diesen Maßnahmen 
folgte die Bundesbank den immer stärker in Er- 
scheinimg getretenen Zinssenkungstendenzen im 
Ausland. Die allmählich sich anbahnende Verände- 
rung der konjunkturellen Lage ließ nach Auffassung 
des Zentralbankrates diese Schritte auch unter bin- 
nenwirtsdiaftlichen Gesichtspunkten zu. 

66. Der Konjunkturrat für die öffentliche Hand hat 
am 8. Dezember 1970 die Orientierungsdaten der 
Bundesregierung zur gesamtwirtschaftlichen Ent- 
wicklung 1971 zustimmend zur Kenntnis genommen. 
Er war ferner der Auffassung, daß Bund, Länder und 
Gemeinden bei den erforderlichen Anpassungen der 
von ihnen unmittelbar beeinflußten Preise die Sta- 
bilisierung unterstützen müssen. Er befürwortete 
die Ausschöpfung des von den Gebietskörperschaf- 
ten für 1971 geplanten Ausgabenrahmens entspre- 
chend dem Konjunkturverlauf. 
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In Übereinstimmung mit der Empfehlung des Kon- 
junkturrats für die öffentliche Hand ist auch der 
Finanzplanungsrat in seiner Sitzung am 17. Dezem- 
ber 1970 zu der Auffassung gelangt, daß angesichts 
der konjunkturellen Entspannung die geplante Stei- 
gerung der Gesamtausgaben verwirklicht werden 
soll. Der Finanzplanungsrat verwies hierbei auch 
ausdrücklich auf das Jahresgutachten 1970 des Sach- 
verständigenrats. 

67 . Die Orientierungsdaten der Bundesregierung 
für 1971 wurden, entsprechend § 3 StWG, am 10. De- 
zember 1970 im Rahmen der Konzertierten Aktion 
erläutert. Diese Orientierungsdaten tasten die Ent- 
scheidungsfreiheit der autonomen Gruppen bei kon- 
kreten Tarifabschlüssen nicht an. Die Teilnehmer an 
der Konzertierten Aktion halten die den Orientie- 
rungsdaten zugrunde liegenden wirtschaftspolitisdien 
Ziele für wünschenswert und realisierbar. Die 
Bundesregierung weist darauf hin, daß die dort auf- 
gezeigten Bedingungen für eine Unterstützung der 
staatlichen Konjunkturpolitik nicht verletzt werden 
dürfen, ohne daß sich -das Risiko für Beschäftigung 
und Preisentwicklung erhöht. Auf die möglichen 
Fehlentwicklungen wurde in der Ziffer 61 dieses 
Berichtes hingewiesen. Vor allem würden — wie 
auch der Sachverständigenrat hervorhebt (JG 1970, 
Ziffer 270) — konjunkturgerechte Lohnerhöhungen 
eine expansive Strategie der Wirtschaftspolitik un- 
terstützen und die kontraktiven Wirkungen des 
Lohnkostendrucks auf die Investitionsneigung ver- 
ringern. Die mit dem Tarifabschluß im öffentlichen 
Dienst sichtbar gewordene tendenzielle Annäherung 
der Tarifpolitik an die Orientierungsdaten der Bun- 
desregierung muß sich fortsetzen. Damit dies erreicht 
wird, ist es wichtig, daß auch die kleineren Tarif- 
bereiche, in denen die nächsten Abschlüsse anstehen, 
sich ihrer Einwirkung auf den nächsten Tarifvertrag 
in einem großen Bereich bewußt sind. 

68. Für 1971 ist eine Abschwächung der privaten, 
insbesondere der industriellen Investitionsgüter- 
nachfrage zu erwarten. Soweit diese Abschwächung 
über das für die Normalisierung der Konjunktur 
erforderliche Maß hinausgeht, ist es Aufgabe einer 
konjunkturgerechten staatlichen Politik, antizyklisch 
zu wirken. 

Die Erfüllung dieser Aufgabe würde allerdings er- 
schwert oder verzögert, wenn nicht auch die Unter- 
nehmer sich preispolitisch und die Tarifvertrags- 
parteien sich lohnpolitisch konjunkturgerecht ver- 
hielten (vgl. Ziffer 67). 

Für ein situationsgerechtes Handeln entsprechend 
dem Konjunkturverlauf im Jahre 1971 ist die Fi- 
nanz- und Wirtschaftspolitik indessen in einer Aus- 
gangslage, die ihr die erforderliche Handlungsfrei- 
heit für eine elastische Reaktion gibt. Dafür stehen 
unter anderem folgende Mittel und Wege zur Ver- 
fügung: 

a) Die vorgesehene Ausgabensteigerung der Ge- 
bietskörperschaften liegt mit einer Rate von 
IIV2 bis I2V2V0 (in der Abgrenzung der volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnung) deutlich über 
der angestrebten Steigerungsrate des Bruttoso- 


zialprodukts von 7V2 bis 8V2 %. Sie soll nach den 
Empfehlungen des Konjunkturrats für die öf- 
fentliche Hand und des Finanzplanungsrats in 
Übereinstimmung mit der Bundesbank und dem 
Sachverständigenrat entsprechend dem Konjunk- 
turverlauf im Jahre 1971 ausgeschöpft werden. 
Eine prozyklische Ausgabenpolitik der öffent- 
lichen Hand muß verhindert werden. Besondere 
Bedeutung besitzen in diesem Zusammenhang 
die öffentlichen Investitionen. Ihre Steigerungs- 
rate von 10 bis 11 Vo (gleichfalls in der Abgren- 
zung der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung) 
kann für den Fall einer stärkeren Abschwächung 
der privaten Investitionen, als sie gegenwärtig 
erwartet wird, nur als eine Untergrenze angese- 
hen werden. Bund, Länder und Gemeinden müs- 
sen die vorgesehene Zunahme der öffentlichen 
Investitionen sichern. Dies gilt besonders für den 
kommunalen Bereich. Es muß darüber hinaus 
Vorsorge getroffen werden, daß die öffentliche 
Investitionstätigkeit erforderlichenfalls schnell 
verstärkt werden kann. 

b) Im Zuge der restriktiven Haushaltsführung in 
den vergangenen Jahren und aufgrund der Aus- 
gabensperren im Jahr 1970 sind Ausgabereserven 
entstanden, die 1971 schnell zu aktivieren sind. 

c) Zur Finanzierung zusätzlicher Ausgaben bei einer 
die Ziele des § 1 StWG gefährdenden Abschwä- 
chung der allgemeinen Wirtschaftstätigkeit ste- 
hen auch die in den Jahren 1969 und 1970 gebil- 
deten obligatorischen Konjunkturausgleichs- 
rücklagen von Bund und Ländern in Höhe von 
rd. 3 Mrd. DM zur Verfügung. 

d) Die Aussetzung der degressiven Abschreibung 
endet — wie in der zweiten Verordnung über 
steuerliche Konjunkturmaßnahmen vom 21. Juli 
1970 vorgesehen — - mit dem 31. Januar 1971. 
Hiervon, wie von der ab 1. Januar 1971 von 6 Vo 
auf 4 Vo herabgesetzten Investitionssteuer, wird 
die Lage der Investoren tendenziell verbessert. 

e) Aus dem Stabilisierungsprogramm vom Juli 1970 
kann sodann auch der Konjunkturzuschlag zur 
Einkommen- und Körperschaftsteuer mit umge- 
kehrtem Vorzeichen, d. h. zur Nachfrageanregung 
eingesetzt werden (Stand auf dem Konjunktur- 
zuschlag-Sonderkonto bei der Deutschen Bundes- 
bank am 18. Januar 1971: 2,388 Mrd. DM; 
Schätzung des Gesamtaufkommens bis 30. Juni 
1971: 5,2 Mrd. DM). Durch Rechtsverordnung der 
Bundesregierung mit Zustimmung des Bundes- 
rates kann schnell über eine Beendigung der Er- 
hebung vor dem 30. Juni 1971 sowie über den 
Zeitpunkt der Rückzahlung entschieden werden. 

69 . Der Konjunkturrat für die öffentliche Hand hat 
in seiner Sitzung am 15. Januar 1971 die Jahres- 
projektion 1971 gebilligt und die in der vorstehen- 
den Ziffer 68 aufgeführten Möglichkeiten für eine 
elastische konjunkturpolitische Reaktion geprüft. 

Er ist dabei zu folgendem Ergebnis gelangt: 
a) Die gegenwärtigen Ausgabeplanungen von Bund 
und Ländern entsprechen den konjunkturpoliti- 
schen Erfordernissen. Im übrigen wird der Ziffer 
68 Buchstabe a zugestimmt. 
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b) Die Ausgabereserven im investiven Bereich auf 
Grund der Ausgabensperren im Jahr 1970 sol- 
len aktiviert werden. 

c) Um die mit der erforderlichen Entwicklung der 
öffentlichen Investitionen zusammenhängenden 
Probleme konkret zu behandeln, hat der Kon- 
junkturrat eine Arbeitsgruppe gebildet. 

d) Die Auflösung der obligatorischen Konjunktur- 
ausgleichsrücklagen hält der Konjunkturrat zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht für ange- 
bracht. 

e) Er sieht auch die Bedingungen für eine vorzeitige 
Beendigung oder Rückzahlung des Konjunktur- 
Zuschlags nicht für gegeben an. 

f) Dabei hebt er hervor, daß die erforderliche 
Handlungsfreiheit der Konjunkturpolitik ent- 
scheidend von einem der Jahresprojektion ent- 
sprechenden preis- und lohnpolitischen Verhal- 
ten der Unternehmen und Tarifvertragsparteien 
abhängt. 

70 . Im monetären Bereich hat die Deutsche Bundes- 
bank dem konjunkturellen Entspannungsprozeß bis- 
her dadurch Rechnung getragen, daß sie der von den 
Devisenzuflüssen ausgegangenen Auflockerung an 
den Kreditmärkten nicht entgegenwirkte und damit 
eine Tendenz zur Zinssenkung — parallel zur Zins- 
entwicklung im Ausland — einleitete, die sie — wie 
erwähnt — durch zwei Diskontsenkungen im No- 
vember und Dezember unterstützte. Wenn und damit 
die wirtschaftliche Entwicklung nunmehr etwa in 
den von der Jahresprojektion vorgezeichneten Bah- 
nen verläuft, sollte dieser Kurs der Kreditpolitik 
fortgesetzt werden. Durch geeignete zins- und liqui- 
ditätspolitische Maßnahmen muß dafür gesorgt wer- 
den, daß der konjunkturelle Entspannungsprozeß in 
eine Normalisierung der Entwicklung mündet und 
neue Störungen vermieden werden. Damit würden 
sich für die Unternehmen die Aussichten weiter ver- 
bessern, ihren in der Hochzinsphase aufgestauten 
Konsolidierungsbedarf decken zu können. Auch 
würde einem Absinken der Investitionsneigung der 
Unternehmen unter das mit den Zielen der Voll- 
beschäftigung und des angemessenen Wachstums zu 
vereinbarende Maß hinaus vorgebeugt. Eine solche 
Politik ist außerdem als Beitrag zur Verhinderung 
einer prozyklischen Ausgabenpolitik öffentlicher 
Stellen erforderlich. Die gegenwärtige Konstellation 
auf den ausländischen Finanzierungsmärkten gibt 
der Bundesbank den für diese Haltung notwendigen 
Handlungsspielraum. Bei den sich im Ausland ab- 
zeichnenden und in letzter Zeit deutlich verstärkten 
Zinssenkungstendenzen bestünde auch bei weiterer 
Auflockerung der Liquidität keine Gefahr, daß Mit- 
tel in unerwünschtem Ausmaß ins Ausland abflössen 
und es nicht zu einer Entspannung an den inlän- 
dischen Finanzierungsmärkten käme. 

Die Bemühungen um eine stärkere internationale 
Gleichrichtung dürfen sich allerdings nicht auf die 
Kreditpolitik beschränken. Deshalb wird sich die 
Bundesregierung in den dafür zuständigen interna- 
tionalen und europäischen Gremien auch weiterhin 
um eine bessere Abstimmung der wirtschaftspoliti- 


schen Gesamtziele auf der Basis der Stabilität be- 
mühen. 

71 . In Anbetracht der erhöhten Risiken des Jahres 
1971 wird die Bundesregierung die weitere konjunk- 
turelle Entwicklung im In- und Ausland besonders 
sorgfältig verfolgen. Die Bundesregierung wird in 
engem Zusammenwirken mit anderen verantwort- 
lichen Stellen über Zeitpunkt, Reihenfolge und Do- 
sierung der konjunkturpolitischen Aktionen ent- 
sprechend dem weiteren Konjunkturverlauf und 
orientiert an den Zielen der Jahresprojektion ent- 
scheiden. 

Als Maßstäbe der Konjunkturpolitik dienen alle 
verfügbaren Daten und Indikatoren. Die Bundes- 
regierung wird sich bei ihren Entscheidungen nicht 
von kurzfristigen oder einseitigen Aspekten leiten 
lassen. Sie wird ihr Urteil von dem Gesamtbild der 
Wirtschaftslage abhängig machen: Die Preisbewe- 
gung spielt dabei sicherlich eine wichtige Rolle; aber 
auch die Auftragseingänge, die industrielle Produk- 
tion, die mögliche Revision von unternehmerischen 
' Investitionsplänen, der Arbeitsmarkt, die Auslands- 
konjunktur usw. gehören dazu. Nicht ein Kriterium 
allein kann maßgebend sein. 

Im Hinblick auf die mögliche zeitliche Folge und 
Kombination der konjunkturpolitischen Aktivitäten 
ist im Jahre 1971 unter den gegenwärtigen Umstän- 
den im Interesse der erforderlichen Fortschritte auf 
dem Gebiet der Preisstabilität und zur Sicherung der 
Vollbeschäftigung nachstehende Reihenfolge denk- 
bar: Es wird vor allem darauf ankommen, die In- 
vestitionstätigkeit nicht zu stark zurückgehen zu 
lassen. Wichtig sind also die schon erwähnten Maß- 
nahmen der staatlichen Ausgabenpolitik (vgl. oben 
Ziffer 68 a und b), der Steuerpolitik (Wiederzulassung 
der degressiven Abschreibungen zum vorgesehenen 
Zeitpunkt und die schon vollzogene Senkung der 
Investitionssteuer, vgl. oben Ziffer 68 d) sowie vor 
allem eine situationsgerechte Zins- und Liquiditäts- 
politik (vgl. oben Ziffer 70). Diese Kombination ist 
geeignet, die Investitionen zu verstetigen-, sie dient 
zugleich der Aufrechterhaltung eines hohen Beschäf- 
tigungsstandes. Maßnahmen zur Stützung der Nach- 
frage der privaten Haushalte sind erst dann ange- 
bracht, wenn der private Verbrauch spürbar weniger 
expandiert als bisher. 


II. Stärkung der marktwirtschaftlichen Ordnung 
Intensivierung der Ordnungspolitik 

72 . Die Marktwirtschaft im sozialen Rechtsstaat 
sichert nicht nur den ökonomischen Erfolg und eine 
hohe gesamtwirtschaftliche Effizienz, sondern erlaubt 
auch im Wirtschaftsleben den höchstmöglichen indi- 
viduellen Freiheitsraum. Um den Bestand der markt- 
wirtschaftlichen Ordnung auf Dauer zu sichern, muß 
sie ständig im sozialen wie im liberalen Geiste er- 
neuert werden. Dies ist eine permanente Aufgabe 
nicht nur für Regierung und Parlament, sondern für 
alle, die im wirtschaftlichen Leben Verantwortung 
tragen. 
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Die Bundesregierung wird ihre Politik zur Stärkung 
der marktwirtschaftlichen Ordnung und eines freien 
Außenhandels intensivieren. Wettbewerbspolitik, 
Konjunkturpolitik, Strukturpolitik und Gesellschafts- 
politik sollen zu einem Gesamtkonzept verschmolzen 
werden. Das bedeutet: 

— Die Wirtschaftspolitik wird sich zur Steuerung 
des Wirtschaftsprozesses weiterhin der bereits 
bewährten Mittel der Globalsteuerung, d. h. glo- 
baler marktkonformer Maßnahmen bedienen. Sie 
wird die Erfahrungen des letzten Konjunktur- 
zyklus nutzen. Die Konjunktursteuerung muß so- 
weit wie möglich vorausschauende Politik sein 
und anstreben, extreme Ausschläge in der Wirt- 
schaftsentwicklung zu vermeiden, um die Funk- 
tionsfähigkeit des marktwirtschaftlichen Len- 
kungssystems zu erhalten. 

— Die Wirtschaftspolitik wird verstärkt auch ihrer 
gesellschaftspolitischen Funktion Rechnung tra- 
gen und der Sicherung des permanenten sozialen 
Ausgleichs und dem sozialen Fortschritt dienen 
sowie die Verwirklichung der gesellschaftspoli- 
tischen Ziele anstreben. 

— Die Bundesregierung wird die Funktionsfähigkeit 
der dezentralen Selbststeuerungskräfte des 
Marktes erhalten und den gesellschaftspolitischen 
Fortschritt entsprechend der steigenden Lei- 
stungskraft unserer Wirtschaft vorantreiben. 

Als dringliche gesellschaftspolitische Aufgabe sieht 
die Bundesregierung an, langfristig eine gerechtere 
Vermögensverteilung herbeizuführen. Dies kann nur 
Schritt für Schritt durch zunehmende Beteiligung 
immer breiterer Bevölkerungsschichten an dem Ver- 
mögenszuwachs in unserer Volkswirtschaft ange- 
strebt werden. 

Eine stärkere Vermögensbeteiligung bisher unzu- 
reichend oder überhaupt nicht beteiligter Schichten 
muß nach Umfang und zeitlichem Einsatz auch kon- 
junkturelle Gesichtspunkte berücksichtigen. Richtig 
angelegt kann die Vermögenspolitik dazu beitragen, 
die für das weitere Wohlstandswachstum notwen- 
digen zusätzlichen privaten und öffentlichen Investi- 
tionen ohne Gefahr für die Stabilität zu finanzieren. 
Das Dritte Vermögensbildungsgesetz war ein wich- 
tiger Schritt in diese Richtung. Durch den Übergang 
zum Zulagensystem und die Einführung einer Ein- 
kommensgrenze ist ein sozial gerechteres Verfahren 
geschaffen worden. Zugleich ist mit ihm aber auch 
der Durchbruch zu einer stärkeren Beteiligung der 
Arbeitnehmer geglückt. Bis Ende 1969 machten rund 
5,7 Millionen Arbeitnehmer von dem Vermögens- 
bildungsgesetz Gebrauch, davon nur rund 1 Million 
aufgrund von Tarifverträgen. Die Gesamtzahl er- 
höhte sich bis zum Ende 1970 bereits auf rund 
12,5 Millionen Arbeitnehmer, davon rund 8 Millio- 
nen aufgrund von Tarifverträgen. 

Marktwirtschaft und privates Eigentum gehören in 
unserer Wirtschaftsordnung untrennbar zusammen. 
Eine breitere Vermögensverteilung durch eine auch 
am Wirtschaftswachstum orientierte progressive 
Vermögenspolitik wird unsere freiheitliche Wirt- 
schafts- und Gesellschaftsordnung weiter festigen. 
Die Bundesregierung wird ihre Überlegungen hierzu 
in ihrem Vermögensbildungsbericht näher erläutern. 


Im Jahre 1971 werden sich die Maßnahmen der Bun- 
desregierung zur Verbesserung der Wirtschaftsord- 
nung vor allem auf die Stärkung der Wettbewerbs- 
ordnung, die weitere Auflockerung administrativer 
Preisregelungen und Reformen im Kreditgewerbe 
und Börsenwesen erstrecken. 


Weiterentwicklung der Wettbewerbsordnung 

73. Zentrales Thema der Wettbewerbspolitik ist 
die Novellierung des Gesetzes gegen Wettbewerbs- 
beschränkungen. Hierbei geht es in besonderem 
Maße darum, die marktwirtschaftliche Ordnung zu 
konsolidieren und die Funktionsfähigkeit des Wett- 
bewerbs zu stärken. Zur Marktwirtschaft gehört die 
Dezentralisierung der Macht. Die in der Regierungs- 
erklärung angekündigten Schwerpunkte der Novelle 
sind deshalb: 

— die Einführung einer vorbeugenden Zusammen- 
schlußkontrolle, 

— die Verbesserung der Mißbrauchsaufsicht über 
marktbeherrschende Unternehmen, 

— die Erleichterung der leistungssteigernden Ko- 
operation für kleine und mittlere Unternehmen. 

Die Modalitäten der Zusammenschlußkontrolle sind 
noch umstritten. Im Referentenentwurf vom 28. Ok- 
tober 1970 wurde vorgeschlagen, die Kontrolle auf 
Spitzenfälle (Umsatzmilliardäre) zu beschränken. 
Eingriffsmöglichkeiten sollen also nur für die Fälle 
geschaffen werden, in denen eine Präsenz des Staa- 
tes aus ordnungspolitischen Gründen unerläßlich ist. 
Bei dieser Lösung würde die unternehmerische Dis- 
positionsfreiheit so wenig wie möglich eingeschränkt 
werden. Ziel der Zusammenschlußkontrolle ist es, 
die Dynamik der Marktwirtschaft in der Bundes- 
republik Deutschland mit Ausstrahlung auf Europa 
zu sichern. Die Bundesregierung wird ihren Gesetz- 
entwurf zur Novellierung des Gesetzes gegen Wett- 
bewerbsbeschränkungen nach Abschluß der Beratun- 
gen mit den Wirtschaftsverbänden unverzüglich dem 
Parlament vorlegen. 

Eine wirksamere Mißbrauchskontrolle bei markt- 
beherrschenden Unternehmen soll durch eine prak- 
tikablere Definition der Marktbeherrschung sicher- 
gestellt werden. 

Bis zum Inkrafttreten der Kartellgesctznovelle wird 
das Bundeskartellamt weiterhin darum bemüht sein, 
die Anwendung der geltenden Fassung des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen zu intensivieren 
und so den Wettbewerb in der Wirtschaft zu fördern. 
Die Mißbrauchsaufsicht über Preisbindungen der 
zweiten Hand wird, wie schon im vergangenen Jahr, 
schwerpunktmäßig fortgesetzt werden. Wichtige 
Verbrauchsgüterbereiche sind bereits von der Preis- 
bindung befreit; hier kam es zum Teil zu erheblichen 
Preissenkungen. Die Bundesregierung begrüßt die 
Bemühungen des Bundeskartellamtes, wettbewerbs- 
gerechte Preise durchzusetzen. Den Wettbewerbs- 
grad der Wirtschaft zu erhöhen, ist gerade auch im 
Hinblick auf die Preisentwicklung in Zeiten kon- 
junktureller Spannung wichtig. Wettbewerbspolitik 
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als langfristige Aufgabe ist jedoch nicht an den 
Konjunkturablauf gebunden. 

74 . Wettbewerbspolitik ist nicht nur eine Politik 
zur Bekämpfung von Wettbewerbsbeschränkungen, 
sondern ebenso Politik zur Förderung des wirk- 
samen Wettbewerbs. Hierbei kommt es in erster 
Linie auf die Offenhaltung der Märkte, eine liberale 
Außenhandelspolitik sowie darauf an, dynamischen 
Unternehmern den Marktzutritt zu erleichtern. Die 
Bundesregierung wird sich in diesem Jahr verstärkt 
mit der Frage befassen, was auf dem Gebiet der 
Wettbewerbsförderungspolitik noch getan werden 
kann, um die Wettbewerbsvoraussetzungen in allen 
Bereichen der Wirtschaft zu verbessern. 

Bei der Anwendung des geltenden Kartellrechts wird 
die Bundesregierung nach wie vor darauf hinwirken, 
daß mißbräuchliche Preiserhöhungen mit allen Mit- 
teln, die das Gesetz zur Verfügung stellt, bekämpft 
werden. 


Auflockerung staatlicher Preisregelungen 

75 . Die Bundesregierung hat am 6. Mai 1970 
„Grundsätze für staatliche Preisregelungen im Hin- 
blick auf die wirtschaftspolitischen Ziele" verab- 
schiedet. Sie sind Leitlinien für die Tätigkeit der 
Bundesressorts und sollen sicherstellen, daß staat- 
liche Preisregelungen nach einheitlichen Kriterien 
beurteilt und behandelt werden. In der Marktwirt- 
schaft dürfen administrierte Preisregelungen nur 
Ausnahme sein. Deshalb sind gemäß den „Grund- 
sätzen" administrierte oder gesetzlich geregelte 
Preise von Zeit zu Zeit daraufhin zu überprüfen, 
ob sie ersatzlos aufgehoben, in der Form gelockert, 
an die Marktgegebenheiten angepaßt oder durch 
indirekt wirkende Maßnahmen ersetzt werden kön- 
nen. 

— Dementsprechend wurde im Jahre 1970 im Be- 
reich der noch bestehenden Höchstpreisvorschrif- 
ten für Düngemittel die staatliche Preisregelung 
für Kalkammonsalpeter aufgehoben. Bei dem 
Düngemittel Thomasphosphat konnte eine wett- 
bewerbspolitisch angemessene Regelung erreicht 
werden, die insgesamt zu einer Verbilligung 
dieses Düngemittels führt. Diese generelle Über- 
prüfung staatlicher Preisregelungen wird im Jahr 
1971 konsequent fortgeführt. 

— So wird z. B. bereits 1971 ein Schritt auf eine 
stärkere marktwirtschaftliche Gestaltung des 
Trinkmilchpreises hin dadurch getan, daß nur 
noch auf der Molkereistufe ein Mindestpreis ver- 
ordnet wird und die Preise auf der Verbraucher- 
stufe frei sind. 

— Die Deutsche Bundesbahn ist zunächst für die 
Dauer eines Jahres ermächtigt, in einem bestimm- 
ten Rahmen ihre Tarife selbst festzusetzen. Eine 
weitere Auflockerung der Tarife in der Binnen- 
schiffahrt und im Güterkraftverkehr wird durch 
die Einführung bzw. Erweiterung von Margen 
angestrebt. 

— Die Arbeiten an der Neugestaltung der Tariford- 
nung für Elektrizität sollen insbesondere mit dem 
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Ergebnis abgeschlossen werden, die Pflichttarife 
verbrauchsfördernd auszugestalten. 

— Die begonnene Untersuchung der Arzneimittel- 
versorgung wird in diesem Jahr fortgeführt. Sie 
hat zum Ziele, die bestehenden Marktverhält- 
nisse zu verbessern und die aus der derzeitigen 
Preisgestaltung resultierenden Nachteile zu be- 
seitigen. Der hierfür eingesetzte interministe- 
rielle Arbeitskreis hat bereits erste Empfehlun- 
gen zur Verbesserung der Markttransparenz 
veröffentlicht. Bis Mitte des Jahres 1971 sollen 
Empfehlungen zur Verbesserung der derzeitigen 
Stellung der Krankenversicherungen bei der 
Preisgestaltung für Arzneimittel folgen. Um die 
berechtigten Verbraucherinteressen stärker als 
bisher zur Geltung zu bringen, werden darüber 
hinaus Fragen des Vertriebs von Arzneimitteln, 
darunter auch die staatlich geregelten Handels- 
spannen, überprüft werden. 

Ordnungspolitische Maßnahmen 
im Kreditgewerbe und Börsenwesen 

76 . Die Bundesregierung ist weiter bestrebt, breite 
Sparerschichten an das Wertpapiersparen heranzu- 
führen. So sehen die im Dezember 1970 vom Kabinett 
verabschiedeten Gesetzentwürfe zur Reform des 
Realkredits (Novellen zum Hypothekenbankgesetz 
und zum Pfandbriefgesetz) im Interesse der Sparer 
folgendes vor: 

— eine Beschränkung der Laufzeiten neu auszu- 
gebender Pfandbriefe und Kommunalsdiuldver- 
schreibungen auf die Laufzeiten der korrespon- 
dierenden Hypotheken- und Kommunaldarlehen, 

— eine volumenmäßig begrenzte Verpflichtung der 
Emissionsinstitute zur Ausgabe von Tilgungspa- 
pieren, 

— die Möglichkeit, durch Rechtsverordnung die In- 
stitute unter bestimmten Voraussetzungen zu 
veranlassen, einen Teil der Darlehensrückflüsse 
zur vorzeitigen Tilgung bereits umlaufender 
niedrigverzinslicher Schuldverschreibungen zu 
verwenden. 

Ferner enthalten die genannten Entwürfe eine auf 
die EWG-Staaten bezogene Erweiterung des Kreises 
der kommunaldarlehensfähigen Institutionen. 

Der Entwurf eines Gesetzes über Bausparkassen 
beseitigt die Wettbewerbsunterschiede zwischen pri- 
vaten und öffentlich-rechtlichen Bausparkassen. Die 
Bausparkassen erhalten ein modernes Organisa- 
tionsgesetz, das darauf abzielt, sie auch in Zukunft 
funktionsfähig zu erhalten und die Einlagen der 
Bausparer zu schützen. 

Auf dem Gebiet des Börsenwesens werden die er- 
forderlichen Maßnahmen für eine Anpassung an die 
gesellschafts- und wirtschaftspolitischen Anforde- 
rungen der Gegenwart fortgesetzt, um damit den 
Wertpapiermarkt allen Bevölkerungsschichten zu er- 
schließen. Der dem Bundestag vorliegende Gesetz- 
entwurf zur Änderung des Börsengesetzes stärkt 
die Selbstveranwortung der Börsen, verbessert die 
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Repräsentation aller am Börsengeschehen Beteilig- 
ten, insbesondere auch der Anleger, in den Börsen- 
organen und objektiviert und liberalisiert die Zu- 
lassung zum Handel an der Börse. 

Auf dem Gebiet des Investmentwesens wird die 
Regelung des Vertriebs ausländischer Investmentan- 
teile weiterentwickelt und der damit geschaffene 
Sparerschutz verbessert. Das die inländischen Invest- 
mentgesellschaften betreffende Gesetz über Kapital- 
anlagegesellschaften aus dem Jahre 1957 wird dar- 
aufhin überprüft, ob alle neuerdings auftretenden 
Sonderformen von Investmentvermögen die staat- 
liche Aufsicht nötig haben und die steuerlichen Vor- 
teile verdienen, die das Gesetz für die Investment- 
fonds im Interesse der breiten Anlegerkreise vor- 
sieht. 


III. Weitere Ausgestaltung der Strukturpolitik 
Koordinierte Strukturpolitik 

77 . Die Bundesregierung hat mit ihrem Struktur- 
bericht 1970 (Drucksache VI/761) Auskunft über die 
Fortschritte der Strukturpolitik des Bundes gegeben. 
In diesem Bericht ist sie im wesentlichen auf die 
Entwicklung der regionalen Wirtschaftspolitik und 
der sektoralen Strukturpoiitik eingegangen. Mit 
dem Beschluß über die Grundsätze einer Struktur- 
politik für kleine und mittlere Unternehmen am 
Ende des vergangenen Jahres hat die Bundesregie- 
rung eine weitere Voraussetzung für eine einheit- 
liche und koordinierte Strukturpolitik geschaffen. 
Die räumlich-strukturellen Entwicklungen sind im 
Raumordnungsbericht 1970 (Drucksache VI/1340) dar- 
gestellt; sie werden auch bei der Verkehrswegepla- 
nung, insbesondere in dem Bedarfsplan, der dem 
Entwurf eines Gesetzes über den Ausbau der Bun- 
desfernstraßen in den Jahren 1971 bis 1985 beige- 
fügt ist (Drucksache VI/1180), berücksichtigt und im 
Städtebaubericht unter den besonderen Aspekten 
dieses Berichtes behandelt. Auch der Bericht der 
Bundesregierung zur Bildungspolitik (Drucksache 
VI/925) und auch der im Februar 1971 vorzulegende 
Agrarbericht enthalten Aussagen über wichtige 
strukturpolitische Zusammenhänge. 

In diesem Jahr wird die Strukturpolitik wie auch in 
den letzten zwei Jahren vor allem angebotserwei- 
ternde Wachstumspolitik sein. In ihrer Struktur- 
politik wird die Bundesregierung künftig in stärke- 
rem Maße als bisher auch auf eine Verbesserung 
der Umweltbedingungen hinwirken. Sie wird in 
dieser Beziehung die qualitativen Aspekte gegen- 
über bloß quantitativen Aspekten des wirtschaft- 
lichen Wachstums stärker betonen. Ziel der Umwelt- 
politik der Bundesregierung ist es, nachteilige Fol- 
gen oder Nebenwirkungen des technischen Fort- 
schritts und des wachsenden Wohlstands so gering 
wie möglich zu halten. Die Bundesregierung hat am 
17. September 1970 ein Sofortprogramm für den 
Umweltschutz verabschiedet. Ihm wird ein Gesamt- 
programm folgen. 

Die Bundesregierung wird alle künftigen struktur- 
politischen Maßnahmen unter dem Ziel zusammen- 
fassen, unter Wahrung der gesellschaftspolitischen 


I und sozialen Belange die intersektoralen und die 
I räumlichen Wanderungsbewegungen von Kapital 
und Arbeit auf eine Verbesserung der wirtschaft- 
lichen Wachstumsbedingungen zu richten. Sie wird 
damit die Chance der mittelfristigen Wohlstands- 
steigerung weiter vergrößern, indem sie dazu bei- 
trägt, die Effizienz der Arbeit und der Sachkapa- 
zitäten zu erhöhen. Soweit die strukturpolitischen 
Maßnahmen des Bundes einen räumlichen Bezug ha- 
j ben, werden sie in einem zur Zeit in Vorbereitung 
befindlichen Bundesraumordnungsprogramm der 
Bundesregierung zusammengefaßt. 


Regionale Strukturpolitik 

78 . Das Jahr 1971 wird die regionale Wirtschafts- 
förderung von Bund und Ländern einen weiteren 
bedeutenden Schritt nach vorn bringen. Die von der 
Bundesregierung in den letzten beiden Jahren ein- 
geleiteten 20 Regionalen Aktionsprogramme ha- 
ben sich als erfolgreich erwiesen. Der Planungsaus- 
schuß für regionale Wirtschaftsstruktur, der sich 
nach Inkrafttreten des Gesetzes über die Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" am 6. Mai 1970 konstituierte, hat 
deshalb beschlossen, bei der Aufstellung des ersten 
gemeinsamen Rahmenplans das System der Regio- 
nalen Aktionsprogramme zugrunde zu legen. 

Am 16. Dezember 1970 kam der Planungsausschuß 
überein, diesen ersten Rahmenplan am 1. Januar 
1972 in Kraft treten zu lassen. Dafür ist es nach dem 
genannten Gesetz notwendig, daß die Bundesländer 
ihre konkreten Vorstellungen dem Bundeswirt- 
schaftsminister bis zum 1. Februar 1971 mitteilen. 
Die Basis stellen dabei die im Jahre 1970 erstmalig 
fortgeschriebenen oder neu aufgestellten 20 Regio- 
nalen Aktionsprogramme dar. Im weiteren Verlauf 
des Jahres 1971 werden dann Bund und Länder im 
Rahmen der Arbeiten zum ersten Rahmenplan fest- 
legen, welche Ziele erreicht und welche Gebiete in 
die Förderung einbezogen werden sollen, wie das 
Präferenzsystem der regionalen Wirtschaftsförde- 
rung aussehen soll und welche Mittel dafür einzu- 
setzen sind. 

Um das schwierige Problem der Abgrenzung von 
Fördergebieten transparenter zu machen und nach 
Möglichkeit befriedigend zu lösen, wird Anfang des 
Jahres 1971 ein Symposium m.it führenden deut- 
schen Regionalwissenschaftlern über dieses Thema 
stattfinden. Daneben werden die Überlegungen zur 

Das sind die Programme „Schleswig-Unterelbe", „Hol- 
stein", „Nordwestniedeisachsen", „Niedersächsisches 
Zonenrandgebiet", „Hessische Bundesfördergebiete", 
„Millelrhein-Lahn-Sieg", „Eifel-Hunsrück-Gebiet", 
„Saarland-Westpfalz", „Unterfränkisches Zonenrand- 
und Ausbaiigebiet", „Oberfränkisches Zonenrand- und 
Ausbaugebiet", „Westbayerisches Ausbaugebiet", 
„üstbayerisches Zonenrand- und Ausbaugebiet", 
„Oberpfälzisches Zonenrand- und Ausbaugebiet", „Süd- 
östlichoberbayerisches Ausbaugebiet", „Oberbayerisch- 
Schwäbisches Ausbaugebiet", „Hohenlohe-Odenwald- 
Gebiet", „Alb-Obcrschwaben-Bodensee-Gebiet", „Süd- 
licher Oberrhein-Hochschwarz wald", „Nordeifel-Grenz- 
raum Aachen" und „Südostwestfalen". 
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Neuabgrenzung der Fördergebiete beschleunigt fort- 
gesetzt werden. 

Die Haushaltsmittel des Regionalen Förderpro- 
gramms der Bundesregierung sind für 1971 um 
weitere 25 Millionen DM erhöht worden, so daß 
für dieses Jahr rd. 323,8 Millionen DM zur Ver- 
fügung stehen werden. Dazu tritt die steuerfreie 
Investitionszulage,, deren Inanspruchnahme 1971 

— ebenso wie 1970 — auf rd. 300 Millionen DM 
geschätzt wird. Außerdem werden diese Hilfen wie 
bisher durch zinsgünstige Kredite des ERP-Vermö- 
gens, das nun in die Zuständigkeit des Bundes- 
ministers für Wirtschaft übergegangen ist, und der 
Bundesanstalt für Arbeit ergänzt. 

79 . Die Bundesregierung hat dem Bundestag im 
Dezember 1970 den Entwurf eines Gesetzes zur För- 
derung. des Zonenrandgebietes vorgelegt, mit dem 
der besondere Vorrang der Zonenrandförderung 
festgelegt wird. Seine Schwerpunkte sind 

— die bevorzugte Förderung der gewerblichen 
Wirtschaft und der Infrastruktur des Zonenrand- 
gebietes im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe, 

— ■ die bisher nicht vorhandene gesetzliche Veranke- 
rung von Sonderabschreibungen und 

— - die zusätzliche Förderung sozialer Einrichtungen, 
für die 80 Millionen DM bereits im Bundeshaus- 
halt 1971 zur Verfügung stehen sollen. 

80 . Zwei weitere gesetzliche Initiativen der Bun- 
desregierung werden die regionale Strukturpolitik 
in nächster Zeit unterstützen: 

— Die Bundesregierung will mit einem Gesetz über 
die verbilligte Veräußerung von bundeseigenen 
Grundstücken ermöglichen, daß bebaute und un- 
bebaute bundeseigene Grundstücke unter ihrem 
vollen Wert veräußert werden können, wenn 
dies zum Beispiel der Förderung der gewerb- 
lichen Wirtschaft in den Gebieten der Regio- 
nalen Aktionsprogramme dient. Es ist davon aus- 
zugehen, daß insgesamt 34 000 ha Grundstücke 
für die Zwecke des Gesetzes zur Verfügung ste- 
hen, und zwar 16 000 ha unbebaute und 18 000 ha 
bebaute oder teilbebaute Grundstücke. Ein Teil 
dieser Grundstücke wird als Industriegelände, 
für den Ausbau der wirtschaftsnahen kommuna- 
len Infrastruktur sowie für Fremdenverkehrs- 
einrichtungen zur Verfügung stehen. Damit wer- 
den regionalpolitische Förderungsmaßnahmen 
unterstützt. 

— Im Rahmen des langfristigen Wohnungsbaupro- 
gramms ist vorgesehen, jährlich 50 000 neue 
Wohnungen gezielt in Verdichtungsgebieten und 
Schwerpunktorten Regionaler Aktionsprogram- 
me zu errichten. Angesichts der Bedeutung des 
Wohnungsbaues für die Ziele der regionalen 
Strukturpolitik kann dies nicht hoch genug einge- 
schätzt werden. 

81 . Eine engere Verbindung zur regionalen Struk- 
turpolitik muß auch in der Agrarstrukturpolitik an- 
gestrebt werden. Zu den wichtigsten Zielen des „Ein- 


zelbetrieblichen Förderungs- und sozialen Ergän- 
zungsprogramms für die Land- und Forstwirtschaft" 
gehört es, entwicklungsfähige landwirtschaftliche Be- 
triebe für den Wettbewerb zu stärken und den 
Inhabern unrentabler Betriebe bei Aufgabe der 
landwirtschaftlichen Tätigkeit eine bessere Alters- 
sicherung zu ermöglichen oder den Übergang in 
neue Berufe zu gewährleisten. Die hierfür notwen- 
dige Schaffung geeigneter Umschulungsmöglichkei- 
ten und Arbeitsplätze wird in den Gebieten der 
Regionalen Aktionsprogramme gefördert. 

Die Umstrukturierung der Steinkohlenbergbau- 
gebiete hat erhebliche Fortschritte gemacht; sie kann 
jedoch noch nicht als abgeschlossen angesehen wer- 
den. Ein Teil der Hilfen für diesen unumgänglichen 
Wandlungsprozeß muß deshalb fortgesetzt werden. 

Im Strukturbericht 1970 der Bundesregierung wurde 
angekündigt, daß der Bundesminister für Wirtschaft 
eine Erfolgskontrolle im Bereich der regionalen 
Strukturpolitik vorbereitet. Die entsprechenden 
Arbeiten gehen zügig voran; 1971 werden Ergeb- 
nisse vorliegen. Diese werden noch nicht allen An- 
sprüchen genügen können, weil die Auswertungen 
der verfügbaren Statistiken in regionaler Sicht noch 
nicht ausreichen. So sollten die Schätzungen für die 
Kreise auf weitere Angaben ausgedehnt werden, 
wie z. B. die Anlageinvestitionen, den privaten Ver- 
brauch und die Zahl der Erwerbstätigen nach Wirt- 
schaftsbereichen. Die bisher vorliegenden Schätzun- 
gen des Bruttoinlandsprodukts pro Kopf der Wirt- 
schaftsbevölkerung sollten auf den neuesten Stand 
gebracht werden, da die Daten bisher nur bis 1966 
reichen. Gerade diese Meßzahl ist eine wichtige 
Unterlage für die Auswahl der förderungsbedürfti- 
gen Landkreise. Es ist daher dringend notwendig, 
daß die Auswertung der Statistiken nach regionalen 
Gesichtspunkten so schnell wie möglich auf die An- 
forderungen der neuen Strukturpolitik in der Ge- 
meinschaftsaufgabe ausgerichtet wird. Die Bundes- 
regierung wird feste Vereinbarungen mit den Bun- 
desländern anstreben, um sicherzustellen, daß diese 
Auswertungen nach einheitlichen Definitionen und 
Kriterien in allen Ländern periodisch vorgenommen 
werden. 

82 . Die Bundesregierung ist bemüht, ihre Regional- 
politik in den Zusammenhang der Maßnahmen ein- 
zuordnen, die den Gemeinsamen Markt zu einer 
Wirtschafts- und Währungsunion weiterentwickeln 
sollen. Sie hat sich deshalb zusammen mit den übri- 
gen Mitgliedstaaten zu einer gemeinschaftlichen 
Koordinierung der Regionalbeihilfen bereit erklärt. 
Die Koordinierung der Regionalbeihilfen wird 
jedoch nicht ausreichen, um die großen regionalen 
Ungleichgewichte in der Gemeinschaft zu mildern 
und die damit verbundenen Probleme für Stabilität 
und Wachstum in der Gemeinschaft zu lösen. Die 
in den besonders entwicklungsbedürftigen Regionen 
der Gemeinschaft erforderlichen Anreize für zusätz- 
liche Investitionen sollten vor allem von einer effi- 
zienten Förderung durch die betroffenen Mitglied- 
staaten ausgehen, an der sich die Gemeinschaft bei 
fortschreitender Verwirklichung der Wirtschafts- 
und Währungsunion finanziell beteiligen könnte. 
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Wirtschaftsförderung Berlin 

83 . Am 27. Mai 1970 hat der Bundestag durch eine 
Neufassung des Berlinförderungsgesetzes einstim- 
mig wesentliche langfristig angelegte Strukturver- 
besserungen zugunsten der Berliner Wirtschaft 
beschlossen. Völlig neu ist im Bereich der Umsatz- 
steuervergünstigungen zur Förderung des Absatzes 
Berliner Erzeugnisse ab 1. Januar 1971 -die Ein- 
führung von Wertschöpfungsstufen. Bemessungs- 
grundiage für die künftig von 4,5 bis 6 Vo gestaffelte 
Umsatzsteuerpräferenz des Berliner Produzenten 
bleibt zwar noch der Umsatz, die im Berliner Be- 
trieb produzierte Wertschöpfung bestimmt jedoch 
die Höhe des Präferenzsatzes. Der Gesetzgeber hat 
auf Vorschlag der Bundesregierung die Lieferer- 
präferenz an der Berliner Wertschöpfung orientiert, 
um auf lange Sicht nur solche Betriebe nach Berlin 
zu ziehen, dort zu halten und mit öffentlichen Mit- 
teln zu fördern, die die Wirtschaftskraft Berlins 
durch echte Wertschöpfung steigern. Dementspre- 
chend sollen nach einer Übergangszeit Betriebe mit 
einer Wertschöpfung von unter lOVo nicht mehr 
begünstigt werden. Die Präferenz im Bereich der 
Umsatzsteuerbegünstigung ist auf die Innenumsätze 
von Konzernunternehmen erstreckt worden, soweit 
in Berlin hergestellte Waren zur gewerblichen 
Nutzung in westdeutsche Betriebsstätten verbracht 
werden. Da gerade die in Berlin produzierten Werte 
begünstigt werden sollen, war es folgerichtig, erst- 
mals einen Katalog ausgewählter Dienstleistungen 
in die Umsatzsteuervergünstigungen aufzunehmen, 
wie z. B. die technische und wirtschaftliche Beratung 
und Planung für Anlagen, die Anfertigung von Kon- 
struktionsunterlagen, die Datenverarbeitung u. ä. 

Auch im Bereich der Lohnsteuerpräferenzen hat die 
Novelle eine allseits begrüßte Strukturänderung ge- 
bracht. An die Stelle der bisherigen recht unüber- 
sichtlichen und in ihrer Wirkung gesellschaftspoli- 
tisch zum Teil unbefriedigenden Kombination von 
Lohnsteuerermäßigung und degressiver Arbeitneh- 
merzulage tritt für Arbeitnehmer ab 1. Januar 1971 
eine Steuer- und sozialabgabenfreie Zulage von 8 Vo 
auf den Bruttolohn und bereits rückwirkend ab 
1. Januar 1970 ein Kindergeld von 22 DM je Kind 
monatlich. Die Überschaubarkeit dieser Präferenz 
soll junge Arbeiter und Familien zum Zuzug nach 
Berlin veranlassen, um der Bevölkerungspyramide 
wieder eine breitere Basis zu geben. 

84 . Die bisherigen wirtschaftlichen Förderungen 
zugunsten Berlins, die ln ihren Anfängen bis 1950 
zurückreichen, haben sich bewährt. Die Berliner 
Wirtschaft läuft dank ihrer Eingliederung in das 
Rechts-, Wirtschafts- und Finanzsystem West- 
deutschlands nahezu im Gleichschritt mit. Durch die 
Gesetzesnovelle vom 27. Mai 1970 sind die Förde- 
rungsmöglichkeiten lediglich verfeinert worden, um 
ein Höchstmaß an Wirksamkeit zu entfalten. Wirt- 
schaft und Bevölkerung haben Vertrauen zu Berlin 
gezeigt. Schon in früheren Jahren hat die Produk- 
tivität je Erwerbstätigen in Berlin dank der inten- 
siven Rationalisierungsinvestitionen erheblich mehr 
als im Bundesdurchschnitt zugenommen. Als be- 
sonders erfreulich sind 1970 die starken Wande- 
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rungsgewinne verzeichnet worden, die allerdings 
noch nicht ausgereicht haben, um das Bevölkerungs- 
potential der Stadt zu erhalten. 

Seit 1969 stehen im Haushalt des Bundeswirtschafts- 
ministeriums und des ERP-Sondervermögens zur 
gezielten Förderung der Forschung und Entwicklung 
insbesondere in mittleren und kleinen Berliner 
Unternehmen Zuschüsse von jährlich etwa 7,8 Mil- 
lionen DM zur Verfügung. Das Programm läuft mit 
gutem Erfolg. 

Es besteht kein Zweifel, daß der breite Fächer der 
Förderungsmöglichkeiten nach dem jetzt erneut ver- 
besserten Berlinförderungsgesetz zusammen mit den 
zinsgünstigen Krediten und Finanzierungshilfen aus 
dem ERP-Sondervermögen entscheidend dazu bei- 
trägt, die Verbindung Berlins mit Westdeutschland 
weiter zu festigen und der Berliner Wirtschaft auf 
Dauer gleiche Wachstumschancen und angemessene 
Lebensbedingungen zu gewährleisten. 

Zur Förderung der Arbeitsaufnahme von Arbeit- 
nehmern, insbesondere von Facharbeitern, die von 
der Berliner Wirtschaft zur Erhaltung oder Steige- 
rung ihrer Leistungsfähigkeit benötigt werden, kön- 
nen nach Richtlinien („Berlin-Richtlinien") der Bun- 
desregierung aus dem Jahre 1962 durch die Bundes- 
anstalt für Arbeit (Arbeitsämter) Leistungen ge- 
währt werden. Die Richtlinien, deren letzte Ände- 
rung vom 10. Februar 1970 mit Wirkung vom 
1. Januar 1970 wichtige Verbesserungen brachte, 
sehen die Gewährung von Reisekosten, Uberbrük- 
kungsgeld und Umzugskosten vor. Mit Hilfe der 
Leistungen nach den Richtlinien haben bis Ende 
1970 rd. 210 000 Arbeitnehmer aus dem Bundes- 
gebiet eine Tätigkeit in Berlin aufgenommen. Der 
Mittelaufwand belief sich bis zum gleichen Zeit- 
punkt auf etwa 100 Millionen DM. 

Die Förderung nach den „Berlin-Richtlinien" hat 
unter den wirtschafts- und arbeitsmarktpolitischen 
Förderungsprogrammen zur Stärkung der Wirt- 
schaftskraft Berlins ständig an Bedeutung gewonnen. 


Sektorale Strukturpoiitik 

85 . Die Bundesregierung orientiert ihre Struktur- 
politik in diesem Bereich an den mit dem Struktur- 
bericht 1969 veröffentlichten Grundsätzen der sekto- 
ralen Strukturpoiitik (Drucksache V/4564). Sie ist der 
Auffassung, daß im Vordergrund dieser struktur- 
politischen Bemühungen solche Maßnahmen stehen 
müssen, die ein wirtschaftspolitisches Klima schaf- 
fen, das den Strukturwandel begünstigt. 

In der Marktwirtschaft ist es primär Aufgabe aller 
in der Wirtschaft Tätigen, eigenverantwortlich die 
Anpassungsnotwendigkeiten zu erkennen, die sich 
für sie aus dem fortwährenden Strukturwandel er- 
geben. Um angemessenes und stetiges Wachstum 
der Wirtschaft sowie einen hohen Beschäftigungs- 
stand und einen möglichst hohen Produktivitätsfort- 
schritt zu gewährleisten, muß der Staat die Anpas- 
sungsfähigkeit der Menschen mit allgemein wirken- 
den Mitteln der sektoralen Strukturpolitik fördern. 
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Die Strukturpolitik darf nicht erst einsetzen, wenn 
akute Schwierigkeiten auftreten. 

Die Bundesregierung wird deshalb auch im Jahre 
1971 mit den ihr zu Gebote stehenden Mitteln dazu 
beitragen, daß Unternehmer und Arbeitnehmer 
besser über die volkswirtschaftlichen, betriebswirt- 
schaftlichen und technischen Zusammenhänge infor- 
miert werden. Dazu gehört die Förderung der For- 
schung und Entwicklung sowie der beruflichen Bil- 
dung und Fortbildung. 

86 . Die von den Unternehmen betriebene Forschung 
wird seit dem 1. Januar 1970 auf noch breiterer 
Grundlage unterstützt. Die neue Zulage von 10 v. H. 
für Investitionen, die der Forschung und Entwick- 
lung dienen tritt zu den schon bestehenden Hilfen 
— darunter den Sonderabschreibungen gemäß § 51 ^ 
EStG — ergänzend hinzu. Die Förderung der Ge- 
meinschaftsforschung, die insbesondere für kleine i 
und mittlere Unternehmen in 70 Industriebrandien 
von großer Bedeutung ist, soll verstärkt fortgesetzt | 
werden. Die Förderung der Gemeinschaftsentwick- 
lung, für die im Jahre 1970 keine ausreichenden Mit- | 
tel zur Verfügung standen, soll ebenfalls verstärkt ! 
werden. 

Die ursprünglich für das Jahr 1970 beabsichtigte För- 
derung von besonders wichtigen Erstinnovationen 
soll nunmehr im Jahre 1971 beginnen. Hierfür sind 
7,5 Millionen DM vorgesehen. Um die Ersteinfüh- 
rung technologisch neuer Produkte und Verfahren 
in den Produktionsprozeß (Erstinnovation) zu be- 
schleunigen, sollen Unternehmen aus diesen Mitteln 
bedingt rückzahlbare Zuwendungen für Vorhaben 
erhalten, die von wesentlicher volkswirtschaftlicher 
Bedeutung sind, deren Durchführung aber ohne 
öffentliche Hilfe wegen des hohen finanziellen Risi- 
kos nicht oder nur erheblich verzögert zu erwarten ! 
ist. Die Initiative für die Erstinnovation verbleibt 
dabei beim Unternehmen. Durch die Förderung soll 
dem Unternehmen das Risiko zwar vermindert, aber 
nicht voll abgenommen werden. 

87 . Die Strukturpolitik der Bundesregierung be- 
zieht sich nicht einseitig auf die Anpassungs- und 
Entwicklungsvorhaben der Unternehmen, sie wird 
auch der Verpflichtung gerecht, den vom Struktur- 
wandel betroffenen Arbeitnehmern bei der notwen- 
digen Anpassung zu helfen und sie sozial abzusi- 
chern. Dabei kommt es in erster Linie darauf an, die 
Beschäftigten in Stand zu setzen, den neuen Anfor- 
derungen zu entsprechen. Dies geschieht mit den 
Hilfen zur beruflichen Bildung und Fortbildung, mit 
den vielfältigen Übergangs- und sonstigen Hilfen 
aufgrund des neuen Arbeitsförderungsgesetzes, das 
auch besondere Hilfen für ältere und geistig oder 
körperlich behinderte Arbeitnehmer vorsieht. Die 
fördernden und schützenden Hilfen tragen wesent- 
lich dazu bei, daß die Arbeitnehmer sich zum tech- 
nischen Fortschritt und zu den produktivitätsstei- 
gernden Strukturänderungen positiv einstellen und 
sich den notwendigen Anpassungen nicht verschlie- 
ßen. 

”) SteueränderungsgesGtz 1969 vom 18. August 1969 — 
BGBl. I S. 1211 — hier: § 2 Investitionszulagengesetz 


88. Das Jahr 1970 hat die strukturellen Schwächen 
im Bereich der Bauwirtschaft in besonderem Maße 
hervortreten lassen. Die Bundesregierung wird des- 
halb, wie in Ziffer 14 dargelegt, den Vorschlägen des 
Sachverständigenrates folgend, eine Enquete über 
die Bauwirtschaft erstellen lassen. Unabhängig da- 
von werden in der Zwischenzeit die bereits eingelei- 
teten Maßnahmen weiter vorangetrieben. Die Bun- 
desregierung hat diese Maßnahmen in ihrem Bericht 
über die ergänzenden Initiativen zur Begrenzung des 
Mietanstiegs und zur Verbessermng des Mietrechts 
dargelegt. Der Bericht ist in Drucksache 'VI/1549 dem 
Bundestag zugeleitet worden. Hervorzuheben sind 
dabei die rationalisierungsfreundliche Gestaltung 
des Bauredits, die Durchsetzung schärferer Rationa- 
lisierungsauflagen beim Einsatz öffentlicher Mittel, 
die Koordinierung der öffentlichen Hochbautätgkeit 
und die Verbesserung der Winterbauförderung. An- 
regungen zur Beschleunigung des Strukturwandels 
in der Bauwirtschaft wird die Bundesregierung dem- 
nächst in „Strukturpolitisdien Überlegungen für die 
Bauwirtschaft" bekanntgeben. 

Außerdem hat die Bundesregierung durch zwei Ver- 
ordnungen zur Durchführung von Auftragsstatistiken 
im Bauhauptgewerbe die Datenbasis für die kon- 
junkturelle Beurteilung verbessert. 

89 . Obwohl die Entwicklung der Wohnungsmieten 
im letzten Jahr im statistischen Durchschnitt keinen 
Anlaß zur Beunruhigung gab, kam es an bestimmten 
regionalen Schwerpunkten zu Sonderbewegungen, 
die besonders Mieter mit niedrigen Einkommen be- 
lasten. Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
diesem Mangel nachhaltig nur durch eine rasche 
Ausweitung des Wohnungsangebots zu tragbaren 
Mieten begegnet werden kann. Dem dient das lang- 
fristige Wohnungsbauprogramm, das für die näch- 
sten fünf Jahre die Förderung von jährlich 200 000 
bis 250 OÖO Wohnungen des sozialen Wohnungs- 
baues vorsieht. 

Gleichzeitig tritt 1971 die neue Wohngeldregelung 
in Kraft. Sie bringt neben Verfahrensvereinfachun- 
gen vor allem eine Ausweitung des begünstigten 
Personenkreises auf rd. 1 Million Haushalte und 
eine Ausweitung der zur Verfügung stehenden Mit- 
tel auf 1,3 Mrd. DM. 

Die Bundesregierung wird an dieser Kombination 
von Förderungsmaßnahmen festhalten. Ein Verzicht 
auf die Objektsubvention würde eine zielgerichtete 
Ausweitung des Wohnungsangebots für bestimmte 
Personengruppen und Regionen beeinträchtigen. 
Erst recht kann die Bundesregierung angesichts der 
gegebenen Lage Vorschläge für eine Überführung 
des Sozialwohnungsbestandes in den freien Woh- 
nungsmarkt nicht aufgreifen, da sie zu erheblichen 
Mieterhöhungen bei den preisgünstigen Sozialwoh- 
nungen führen müßte. 

Weil das Wohnungsangebot kurzfristig nicht aus- 
reichend vergrößert werden kann, hat die Bundes- 
regierung in ihrem Gesetzentwurf über „Maßnah- 
men zur Verbesserung des Mietrechts und der Be- 
grenzung des Mietanstiegs" direkt wirkende Maß- 
nahmen zur Stärkung der Rechtsposition der Mieter 
vorgesehen. Wesentlicher Bestandteil des Entwurfs 
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ist eine Ausweitung des Kündigungsschutzes in Ge- 
bieten besonderen Wohnungsbedarfs, der u. a. ver- 
hindert, daß Vermieter ihre stärkere Marktposition 
gegenüber immobilen Mietern ausnutzen. 

90 . Die Bundesregierung wird weiterhin in ge- 
samtwirtschaftlich begründeten Ausnahmefällen auch 
branchenweise gezielte Hilfen geben müssen, so 
für die Entwicklung zukunftssichernder Produktionen 
(Luft- und Raumfahrtindustrie, Kernenergie, EDV- 
Industrie) und für Anpassung an Strukturänderun- 
gen bei besonderen Schwierigkeiten. Darüber hinaus 
werden Sonderprobleme, z. B. der Werftindustrie 
und das der Rohstoffsicherung, finanzielle Hilfen der 
Bundesregierung erforderlich machen. 

In diesem Sinne wird die Bundesregierung die För- 
derungsmaßnahmen für die Luft- und Raumfahrt- 
industrie und die EDV-Industrie fortsetzen: 

— Mit Unterstützung der Bundesregierung wird die 
deutsche Luft- und Raumfahrtindustrie weiterhin 
in der Lage sein, an anspruchsvollen großen 
Vorhaben — wie dem europäischen „Airbus A — 
300 B", dem deutsch-englisch-italienischen Kampf- 
flugzeug „Panavia 200" und dem Fernmelde- 
satelliten „Symphonie" — mitzuarbeiten und da- 
mit zu einer breiten industriellen Anwendung 
von Spitzentechniken zu gelangen. Die deut- 
schen Anteile an den Entwicklungskosten belau- 
fen sich beim Airbus auf 710 Millionen DM, beim 
Kampfflugzeug „Panavia 200" auf 2 Mrd. DM 
und bei dem Fernmeldesatelliten „Symphonie" 
auf 250 Millionen DM. 

Im „Airbus A 300 B" -Programm beginnt im Früh- 
jahr 1971 (parallel zur Entwicklung) die Phase 
der Serienproduktion. Mit Rücksicht auf die 
schwache Eigenkapitalausstattung der deutschen 
Flugzeugfirmen und im Interesse eines planmäßi- 
gen Fortgangs dieses für die Zukunft der euro- 
päischen Luftfahrtindustrie entscheidenden Vor- 
habens hielt es die Bundesregierung für notwen- 
dig, sich — vorbehaltlich der Erweiterung des 
Ermächtigungsrahmens im Haushaltsgesetz — zu 
einer Bundesbürgschaft zugunsten der „Deutschen 
Airbus GmbH" von zunächst 500 Millionen DM 
zur Finanzierung der Serienfertigung des Air- 
bus A 300 B bereitzuerklären. Diese Hilfe ent- 
spricht ähnlichen Förderungsmaßnahmen der 
französischen Regierung für die französische 
Partnerfirma. 

Mit der Vorlage des „Basis-Programms für die 
deutsche Luft- und Raumfahrtindustrie" an den 
Deutschen Bundestag im Jahre 1970 hat die Bun- 
desregierung, wie im letzten Jahreswirtschafts- 
bericht angekündigt, einen systematischen Über- 
blick gegeben über sämtliche wichtige Vorhaben 
auf den Gebieten des zivilen Flugzeugbaus, der 
militärischen Entwicklung und Beschaffung sowie 
der Weltraumtechnik, die aufgrund von öffent- 
lichen Aufträgen oder Förderungsmaßnahmen 
vorgesehen sind. 

— Im Bereich der EDV-Industrie werden die Förde- 
rungsmaßnahmen des Bundesministeriums für 
Wirtschaft für die marktnahe Entwicklung von 
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Gerät und Programmen in ständiger Anpassung 
an die sich wandelnden Forderungen des Mark- 
tes und an die neuen technischen Möglichkeiten 
fortgeführt. Hierzu stehen 1971 47 Millionen DM 
für Zuschüsse zur Verfügung, die in Abhängigkeit 
vom Verwertungserfolg der Entwicklungsergeb- 
nisse zurückgezahlt werden müssen. Außerdem 
sind 14 Millionen DM zur Teilfinanzierung der 
Entwicklung weitgehend standardisierter und 
vielseitig verwendbarer Anwender-Programme 
sowie 20 Millionen DM aus dem bereits 1969 
angelaufenen ERP-Kreditprogramm zur Einfüh- 
rung der elektronischen Datenverarbeitung in 
kleinen und mittleren Unternehmen der gewerb- 
lichen Wirtschaft vorgesehen, das besonders die 
Förderung von Gemeinschaftsanlagen zum Ziele 
hat. Zu diesen unmittelbar wirtschaftsrelevanten 
Maßnahmen treten wie bisher Forschungs- und — 
auf die entfernte Zukunft gerichtete — Entwick- 
lungsprojekte des Bundesministeriums für Bil- 
dung und Wissenschaft hinzu. Im Jahre 1971 
stehen hierfür 188 Millionen DM zur Verfügung. 
Alle Maßnahmen der Bundesregierung auf dem 
Gebiete der EDV werden z. Z. in dem „2. Daten- 
verarbeitungs-Förderungsprogramm der Bundes- 
regierung" zusammengefaßt und koordiniert, um 
eine optimale Effizienz der Bundeshilfen zu er- 
reichen. 

91 . Einen Sonderfall bildet die Werftindustrie. Die 
bereits früher erwähnten internationalen Wettbe- 
werbsverzerrungen infolge verschiedenartiger staat- 
licher Subventionen in anderen Ländern konnten 
bisher nur zum Teil abgebaut werden. 

Die Bundesregierung bemüht sich weiter intensiv um 
den weltweiten Abbau aller Schiffbau-Subventionen. 
Mit der Verabschiedung einer Übereinkunft unter 
den Hauptschiffbauländern über die Harmonisierung 
der Exportkreditbedingungen sowie einer „stand- 
still" -Empfehlung hinsichtlich anderer Werfthilfen 
durch den Rat der OECD am 30. Mai 1969 ist ein 
erster Schritt zu einer weltweiten Begrenzung der 
Subventionen getan. Eine am 16. Dezember 1970 
vom OECD-Rat beschlossene wesentliche Verschär- 
fung der Übereinkunft über Exportkreditbedingun- 
gen (Anhebung des Mindestzinssatzes von 6 auf 
7,5 Vo) wird eine weitere Normalisierung des Welt- 
schiffbaumarktes zur Folge haben. Die OECD-Bera- 
tungen sollen mit Nachdruck weitergeführt werden. 
Solange die internationalen Wettbewerbsbedingun- 
gen verfälscht sind, tragt die Bundesregierung im 
Rahmen des gesamtwirtschaftlich Vertretbaren und 
ihrer finanziellen Möglichkeiten zum Ausgleich der 
Verzerrungen und damit zur Sicherung der Werft- 
beschäftigung bei. Dabei geht sie von der Erwar- 
tung aus, daß die Werften ihre Bemühungen um 
Rationalisierung und eine sinnvolle Kooperation in 
verstärktem Umfang fortsetzen. 

Zur Erleichterung der Auftragsfinanzierung im Ex- 
portschiffbau werden in den Werfthilfeprogrammen 
VI, VI (A) und VI (E) für die Ablief erungsjahre 1970 
bis 1972 173 Millionen DM Zinszuschüsse aus dem 
Bundeshaushalt und 225 Millionen DM ERP-Kredite 
bereitgestellt. Aufgrund der z. Z. vorliegenden An- 
träge ist im Rahmen dieser Programme die Förde- 
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rung eines Auftragsvolumens von insgesamt rd. 
3,2 Mrd. DM vorgesehen. Mit Wirkung vom 27. Juli 
1970 ist ein VII. Werfthilfeprogramm in Kraft ge- 
treten, durch das Schiffsausfuhren in den Jahren 
1973 bis 1975 im Gesamtwert von rd. 3,6 Mrd. DM 
gefördert werden können. Hierfür stehen 290 Millio- 
nen DM ERP-Kredite und 304 Millionen DM Zinszu- 
schüsse aus dem Bundeshaushalt zur Verfügung. 

Die Bundesregierung hat ein Gutachten über Mög- 
lichkeiten zur Verbesserung der Wettbewerbsfähig- 
keit des deutschen Schiffbaus in Auftrag gegeben. 
Im Rahmen dieses Gutachtens soll insbesondere ge- 
prüft werden, ob und gegebenenfalls wie in den 
künftigen Jahren ein Abbau oder zumindest eine 
Begrenzung der Werfthilfen erreicht werden kann. 

Zu dem von der Bundesregierung am 26. Juni 1970 
beschlossenen Programm zur Unterstützung von Vor- 
haben zum Aufsuchen mineralischer Rohstoffe im 
Ausland sind am 10. November 1970 Richtlinien ver- 
öffentlicht worden (s. Bundesanzeiger Nr. 210 vom 
10. November 1970, S, 1 f.). Für diesen Zweck sind 
im Jahre 1971 Haushaltsmittel in Höhe von 7,5 Mil- 
lionen DM vorgesehen; hierbei handelt es sich um 
unverzinsliche Zuschüsse, die zurückzuzahlen sind, 
falls das hiermit geförderte Vorhaben nach der Fest- 
stellung des Bundesministers für Wirtschaft zum 
Erfolg führt. Die Bundesregierung wird zu dem prü- 
fen, wie die Versorgung mit mineralischen Rohstof- 
fen auch durch verstärkte Exploration im Inland ver- 
bessert werden kann. 


Industriepoiitik in der Europäischen Gemeinschaft 

92 . Ausgelöst durch ein Memorandum der Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaft vom 24. März 
1970 und ein Memorandum der französischen Re- 
gierung vom 31. März 1970 werden die Möglich- 
keiten und Voraussetzungen einer gemeinsamen 
Industriepolitik erörtert. Die Bundesregierung hat 
zu den beiden Memoranden durch Übermittlung 
eines Memorandums vom 20. Mai 1970 — R/ 1039/70 
— an die Regierungen der anderen Mitgliedstaaten 
und die Kommission grundsätzlich Stellung genom- 
men. Sie hat in der Grundsatzdebatte am 9. Juni 
1970 im Rat der Europäischen Gemeinschaft unter 
Bezugnahme auf dieses Memorandum auf den engen 
Zusammenhang der Industriepolitik mit der allge- 
meinen Wirtschaftspolitik hingewiesen. Als Leit- 
gedanken für die weiteren Arbeiten hat sie die 
Schaffung und Erhaltung eines wirksamen Wett- 
bewerbs nach innen und außen, die Förderung von 
Forschung und Innovation und die Erleichterung des 
Umstrukturierungsprozesses der Unternehmen be- 
sonders hervorgehaben. 

Nach Auffassung der Bundesregierung sollte eine 
Industriepolitik der Gemeinschaft vor allem darauf 
abzielen, die Voraussetzungen für den Einsatz der 
Produktionsfaktoren in der gesamten Industrie der 
Gemeinschaft zu verbessern. Dabei kommt es darauf 
an, durch Abbau der noch bestehenden Hindernisse 
und durch Verbesserung der Markt transparenz bin- 
nenmarktähnliche Verhältnisse zu schaffen, die den 
Unternehmen auf der Grundlage unverfälschten 


Wettbewerbs die erforderlichen Entfaltungsmöglich- 
keiten bieten. 


Bericht über die Auswirkungen der Aufwertung 
der Deutschen Mark auf strukturschwache 
Wirtschaftszweige 

93 . Der deutsche Bundestag hatte am 10. Dezember 
1969 die Bundesregierung in einer Entschließung 
aufgefordert, die Auswirkungen der Aufwertung auf 
strukturschwache Wirtschaftszweige zu prüfen und 
dem Bundestag bis Ende Oktober 1970 hierüber zu 
berichten (Deutscher Bundestag, Protokoll über die 
19. Sitzung am 10. Dezember 1969). 

Der Bundesminister für Wirtschaft hatte mit Schrei- 
ben vom 4. September 1970 an den Herrn Präsiden- 
ten des Deutschen Bundestages gebeten, die vom 
Deutschen Bundestag gewünschten Informationen 
zusammen mit dem Jahres wirtschaftsbericht 1971 
geben zu dürfen. Dieser Bitte hat der Deutsche 
Bundestag entsprochen. 

Die Folgewirkungen der DM-Aufwertung für struk- 
turschwache Branchen sind nur unvollkommen zu 
übersehen. Isolierte Auswirkungen der Aufwertung 
auf diese Wirtschaftszweige lassen sich zahlenmäßig 
nicht ermitteln, da sie im allgemeinen von konjunk- 
turellen Einflüssen oder von branchenspezifisdien 
Besonderheiten überlagert sind. Die Beobachtung 
der Anpassungsvorgänge im Rahmen der laufenden 
ministeriellen Arbeit mußte sich daher auf diejenigen 
Branchen konzentrieren, bei denen die DM- Aufwer- 
tung zusammen mit anderen Einflüssen zu gesamt- 
wirtschaftlich unerwünschten Folgen hätte führen 
können. 

Für die Landwirtschaft mußte eine Sonderregelung 
gefunden werden, da die Preise für etwa 95 ®/o der 
landwirtschaftlichen Produkte in der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft in Rechnungseinheiten fest- 
gelegt oder von diesen abgeleitet sind. Es besteht 
eine feste Bindung zwischen den nationalen Währun- 
gen und der Rechnungseinheit (RE). Durch die Auf- 
wertung ist der Gegenwert der RE in D-Mark um 
8,5 gesunken. 

Durch die Verordnung des Ministerrates der EG vom 
9. Dezember 1969 wurde die Bundesregierung er- 
mächtigt, der deutschen Landwirtschaft zunächst für 
4 Jahre Ausgleichszahlungen in Höhe von 1,7 Mrd. 
DM jährlich zu zahlen. 

Aufgrund der Verordnung des Ministerrates be- 
schloß der Deutsche Bundestag am 19. Dezember 

1969 ein Gesetz über einen Ausgleich der Folgen 
der Aufwertung der Deutschen Mark auf dem Gebiet 
der Landwirtschaft. Dieses Gesetz sieht einen Teil- 
ausgleich über die Mehrwertsteuer (780 Millionen 
DM) vor. 920 Millionen DM werden durch die Be- 
reitstellung von zusätzlichen Haushaltsmitteln aus- 
geglichen. Das Durchführungsgesetz über die Ver- 
wendung der Ausgleichsmittel wurde am 5. Juni 

1970 beschlossen. Im Gesetz ist als Bemessungs- 
grundlage für die Gewährung des Ausgleichs die in 
dem jeweiligen Jahr landwirtschaftlich genutzte 
Fläche unter Berücksichtigung von 4 Produktgruppen 
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festgelegt. Die Ausgleichsbeträge konnten im we- 
sentlichen bis Ende August 1970 ausgezahlt werden. 
Die Frist für die Geltendmachung von Ausgleichs- 
ansprüchen lief jedoch noch bis zum 5. Dezember 
1970. Angesichts der Kürze des Referenzzeitraums 
kann noch keine Aussage über die Auswirkungen 
des Verlustausgleichs auf die Ertragslage in der 
Landwirtschaft gemacht werden. Es ist jedoch fest- 
zustellen, daß die landwirtschaftlichen Erzeuger- 
preise im Durchschnitt 1970 nicht stärker gesunken 
sind, als bei der Bemessung des Einkommensaus- 
gleichs angenommen worden war. 

In Absprache mit der Kommission wird die Bundes- 
regierung den in der Ratsverordnung vorgeschrie- 
benen Bericht über die Auswirkungen des Aufwer- 
tungsausgleichs bis zum 31. März 1971 erstatten. 
Er wird dem Deutschen Bundestag und dem Deut- 
schen Bundesrat zur Kenntnis gegeben werden. 

94 . In der Werftindustrie war eine unerwünschte 
Kumulierung von Auswirkungen der Aufwertung 
mit besonders schwierigen Branchenproblemen nicht 
auszuschließen. Unzumutbare Belastungen dieses 
Wirtschaftszweiges durch die Paritätsverbesserung 
der Deutschen Mark traten jedoch nicht auf. Un- 
abhängig von der Aufwertung wurden in einem 
VII. Werfthilfeprogramm weitere Mittel für die 
Finanzierung von Auslandsaufträgen zugesagt. Da- 
mit wird den Wettbewerbs Verzerrungen entgegen- 
gewirkt, denen dieser Industriezweig auf dem inter- 
nationalen Schiffbaumarkt ausgesetzt ist. 

Die Folgewirkung der Aufwertung auf die deutsche 
Seeschiffahrt werden von einer Arbeitsgruppe ge- 
prüft, die der Bundesminister für Verkehr bereits im 
November 1969 unter Beteiligung des Bundesmini- 
sters der Finanzen und des Bundesministers für 
Wirtschaft sowie der Schiffahrtsverbände und der 
Deutschen Revisions- und Treuhand AG in Hamburg 
gebildet hat (Drucksache VI/615). Der Abschluß der 
Auswertung der Betriebsergebnisse einer repräsen- 
tativen Auswahl von Schiffahrtsunternehmen für 
das 1. Halbjahr 1970 steht unmittelbar bevor. 

Im ganzen ist festzustellen, daß in einigen struktur- 
schwachen Wirtschaftszweigen aufgetretene Schwie- 
rigkeiten der Aufwertung zugeschrieben wurden. 
Unzumutbare Belastungen, die überwiegend auf die 
DM-Aufwertung zurückzuführen wären und denen 
im gesamtwirtschaftlichen Interesse entgegengewirkt 
werden müßte, konnten bisher jedoch nicht nach- 
gewiesen werden. Dabei mußte allerdings ein stren- 
ger Maßstab angelegt werden. Abgesehen von dem 
Sonderfall Landwirtschaft besteht daher nach wie 
vor kein Anlaß für besondere Hilfen im Zusammen- 
hang mit der Paritätsverbesserung der Deutschen 
Mark. 


Strukturpolitik für kleine und mittlere Unternehmen 

95 . Die Bundesregierung hat — entsprechend ihrer 
Ankündigung im Jahreswirtschaftsbe rieht 1970 — am 
28. Dezember 1970 Grundsätze einer Strukturpolitik 
für kleine und mittlere Unternehmen und zugleich 
ein Aktionsprogramm zur Leistungssteigerimg die- 


ser Unternehmen beschlossen und dem Bundestag 
zugeleitet (Drucksache VI/ 1666). 

Damit ist ein systematisches Konzept einer Struk- 
turpolitik für kleine und mittlere Unternehmen als 
weitere Voraussetzung für eine ausgewogene um- 
fassende Strukturpolitik erarbeitet worden. 

Die Bundesregierung sieht es als ihre Aufgabe an, 
Hemmnisse, die den kleinen und mittleren Unter- 
nehmen die Anpassung an den schnellen wirtschaft- 
lichen Wandel und den technischen Fortschritt er- 
schweren, zu mildern, die Anpassung an Struktur- 
änderungen zu erleichtern und dabei soziale Härten 
zu vermeiden. 

Die strukturpolitischen Maßnahmen sind subsidiärer 
Art und nur als Hilfe zur Selbsthilfe gedacht. Sie 
sind darauf gerichtet, die Leistungs- und Wettbe- 
werbsfähigkeit dieser Unternehmen zu verbessern. 

96 . Die Bundesregierung wird durch eine Auf- 
stockung der Förderungsmittel des Bundeshaushalts 
zur Leistungssteigerung dieser Unternehmen bei- 
tragen. Vor allem die Möglichkeiten für Rationali- 
sierung, Forschung, Entwicklung und Innovation in 
kleinen und mittleren Unternehmen sollen u. a, durch 
eine verstärkte Förderung der Gemeinschaftsfor- 
schung und von Entwicklungsvorhaben verbessert 
werden. Um die bestehende „Informationslücke'' 
kleiner und mittlerer Unternehmen gegenüber Groß- 
imternehmen abzubauen, wird die Bundesregierung 
die Informations- und Beratungsmöglichkeiten für 
diese Unternehmen verstärkt fördern. Die Bera- 
tungsorganisationen sollen in den einzelnen Ge- 
werbezweigen ausgebaut und EDV-Zentralen zur Er- 
fassung, Auswertung und Verbreitung von Informa- 
tions- und Führungsdaten errichtet werden. Ferner 
soll der Umfang der kostenlosen Betriebsbegehun- 
gen und der verbilligten Betriebsberatungen ausge- 
dehnt werden. Der Rationalisierung dienende 
Kooperationsvorhaben werden u. a. durch die Errich- 
tung von Leitstellen und von EDV-Gemeinschafts- 
einrichtungen für die Zusammenfassung von Be- 
triebsfunktionen weiter unterstützt werden. Auch 
die Errichtung einer Reservierungszentrale für das 
Beherbergungsgewerbe wird vorbereitet. 

Für die Stärkung der Leistungs- und Wettbewerbs- 
fähigkeit kleiner und mittlerer Unternehmen sind 
bei der Weiterentwicklung des beruflichen Bildungs- 
wesens der Ausbau der innerbetrieblichen Ausbil- 
dung und der überbetrieblichen Berufsbildung sowie 
die Verbesserung des Bildungsangebots für Aus- 
bilder und Ausbildungsberater von besonderer Be- 
deutung. 

Im übrigen wird die Bimdesregierung beobachten, 
ob und in welchen Bereichen kleine und mittlere 
Unternehmen gegenüber Großunternehmen durch 
Auswirkungen der Gesetzgebung oder der Verwal- 
tungspraxis benachteiligt werden. Sie wird zu die- 
ser Frage Untersuchungen in Auftrag geben. 

97 . Das im Jahre 1970 zum ersten Mal vorgesehene 
Programm zur Förderung von Kapitalbeteiligungen 
an kleinen und mittleren Unternehmen wird im 
Jahre 1971 mit auf gestockten Mitteln anlaufen. Um 
kleinen und mittleren Unternehmen die Beschaffung 
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von haftendem Kapital zu erleichtern, stellt die Bun- 
desregierung ERP-Refinanzierungskredite für Betei- 
ligungen privater Kapitalbeteiligungsgesellschaften 
an diesen Unternehmen, Rückgarantien und ERP- 
Haftungsfondsdarlehen für Beteiligungsgarantiege- 
meinschaften zur Verfügung, soweit solche Beteili- 
gungen ohne derartige staatliche Hilfen nicht oder 
nicht zu angemessenen Bedingungen zustande kä- 
men. Im Interesse der Schaffung und Sicherung selb- 
ständiger Existenzen soll damit der Kapitaldienst für 
Beteiligungsnehmer verbilligt werden; er soll llVo 
im Durchschnitt der Beteiligungsdauer nicht über- 
steigen. 

Das ERP-Kreditprogramm für kleine und mittlere 
Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft, dem be- 
reits in den vergangenen Jahren eine große Bedeu- 
tung zukam, wird im Jahre 1971 weiter auf gestockt. 
Damit wird die Bundesregierung dazu beitragen, daß 
die bestehenden Finanzierungsschwierigkeiten für 
kleine und mittlere Unternehmen weiter abgebaut 
werden. In diesem Zusammenhang sollen auch neue 
Schwerpunkte der Förderung gesetzt werden. 

Im Entwurf des ERP-Wirtschaftsplangesetzes 1971 
sollen die zinsgünstigen ERP-Kredite für die Exi- 
stenzgründung von Nachwuchskräften und zur Er- 
richtung von Betrieben in neuen Wohnsiedlungen, 
neugeordneten Stadtteilen und Gewerbegebieten 
weiter verstärkt werden; ebenso werden zusätzliche 
Mittel für die Förderung in Gebieten der Regionalen 
Aktionsprogramme und in Bundesausbauorten vor- 
gesehen. 

Investitionen für den Einsatz von EDV-Anlagen in 
kleinen und mittleren Unternehmen, die in beson- 
derer Weise der Leistungssteigerung dienen, sollen 
durch eine Erhöhung des Kreditprogramms für die 
Anschaffung von Anlagen der elektronischen Daten- 
verarbeitung verstärkt angeregt werden. Dabei er- 
scheint der Bundesregierung die gemeinsame An- 
schaffung und Verwendung von EDV-Anlagen durch 
mehrere kleine oder mittlere Unternehmen als be- 
sonders förderungswürdig, überhaupt werden bei 
allen ERP-Kreditprogrammen Kooperationsvorhaben 
bevorzugt berücksichtigt, wenn sie zu einer Verbes- 
serung der Leistungskraft der einzelnen Koopera- 
tionspartner bei Wahrung ihrer Selbständigkeit füh- 
ren. 


Förderung der beruflichen Bildung 

98 . In einer hochindustrialisierten Wirtschaft ge- 
winnt die berufliche Bildung zunehmend an Bedeu- 
tung. Die Ergebnisse der Forschung und die Ent- 
wicklung neuer Technologien können nur dann aus- 
reichend und ohne Verzug in die Praxis umgesetzt 
werden, wenn die Erwerbstätigen durch ihre beruf- 
liche Bildung dazu befähigt sind. Auch die betriebs- 
eigene Forschung ist nur bei hohem beruflichen Bil- 
dungsniveau erfolgreich. 

Die Ansprüche an die Qualifikation und die Mobili- 
tät der Arbeitskräfte erhöhen sich. Die Bildungs- 
intensität muß entsprechend gesteigert und die be- 
rufliche Bildung daher verbessert werden. Auch Ar- 
beitskräfte, die nicht an führenden Stellen tätig 


sind, benötigen Kenntnisse und Einsichten in volks- 
wirtschaftliche, soziale, betriebswirtschaftliche und 
technische Zusammenhänge. Dies erfordert, daß die 
Berufsbildung auf eine breitere Basis gestellt wird. 
Notwendig ist ein erhöhtes Maß an Grundkenntnis- 
sen und Grundfertigkeiten, die einem möglichst 
großen Bereich von Berufen und Tätigkeiten gemein- 
sam sind. Außerdem muß die berufliche Mobilität 
durch großzügige Möglichkeiten zur Fortbildung ge- 
fördert werden. Das Berufsbildungsgesetz vom 
14. August 1969, das Ausbildungsförderungsgesetz 
vom 19. September 1969 und das Arbeitsförderungs- 
gesetz vom 25. Juni 1969 wirken sich nunmehr zu- 
nehmend in dieser Richtung aus. 

99 . Der Rückstand des Bildungswesens ist unter 
langfristigen Aspekten ein entscheidender Engpaß 
für weiteres wirtschaftliches Wachstum. Höhere Bil- 
dungsausgaben, die künftig mehr als bisher als 
„öffentliche Investitionen'" anerkannt werden müs- 
sen, sind deshalb als wichtige Quelle auch für wirt- 
schaftliches Wachstum zu werten. Andererseits sind 
überdurchschnittlich steigende Bildungsinvestitionen 
nur bei einem Höchstmaß an wirtschaftlicher Lei- 
stungsfähigkeit und stetigem wirtschaftlichen Wachs- 
tum möglich. 

Die Bundesregierung hat der Bildungspolitik eine 
hohe Dringlichkeit gegeben. Sie strebt mit der Bil- 
dungsreform ein leistungsfähiges Bildungswesen an, 
wie sie es in ihrem Bericht zur Bildungspolitik näher 
gekennzeichnet hat. Nur ein leistungsfähiges Bil- 
dungswesen kann Chancengleichheit und Recht auf 
Bildung verwirklichen und damit eine entscheidende 
Voraussetzung für eine gesicherte wirtschaftliche 
und gesellschaftliche Entwicklung schaffen. In die- 
sem Zusammenhang mißt die Bundesregierung der 
für 1971 vorgesehenen Vorlage eines Bildungsge- 
samtplans und Bildungsbudgets durch die Bund- 
Länder-Kommission für Bildungsplanung sowie der 
Verwirklichung des im November verabschiedeten 
Aktionsprogramms „Berufliche Bildung" besondere 
Bedeutung zu. 


Kommission für wirtschaftlichen und sozialen Wandel 

100 . Der technische Wandel bringt für Wirtschaft 
und Gesellschaft zahlreiche noch ungelöste Probleme 
mit sich. Um diese Probleme zu analysieren und um 
rechtzeitig bedeutsame Entwicklungen zu erkennen, 
bedarf es umfangreicher wissenschaftlicher Unter- 
suchungen. Für diese Aufgabe hatte sich, angeregt 
durch die Gespräche im Rahmen der Konzertierten 
Aktion, im Februar 1968 bei den Bundesministern 
für Wirtschaft und für Arbeit und Sozialordnung der 
„Arbeitskreis Automation" gebildet, dem außer An- 
gehörigen der Ministerien Vertreter der an der 
Konzertierten Aktion beteiligten sozialen Gruppen 
angehörten. Der Arbeitskreis hat ein entsprechendes 
Forschungsprogramm aufgestellt und mit seiner Aus- 
führung begonnen. Am 8. Oktober 1970 hat die 
Bundesregierung beschlossen, zur Fortführung der 
Aufgaben des Arbeitskreises eine „Kommission für 
wirtschaftlichen und sozialen Wandel" zu berufen. 
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Der Kommission gehören Vertreter der Unterneh- 
mensverbände, der Gewerkschaften und der Wissen- 
schaft an. Die Bundesregierung hat der Kommission 
die erforderlichen Mittel zur Verfügung gestellt, 
damit sie unabhängig die mit dem technischen, wirt- 
schaftlichen und sozialen Wandel zusammenhängen- 
den Probleme untersuchen kann. Die Schwerpunkte 
ihrer Überlegungen werden bei folgenden Themen 
liegen: 

a) Entwicklung und Auswirkungen technischer und 
organisatorischer Neuerungen in den Wirt- 
schaftssektoren, 

b) Möglichkeiten der sinnvollen Förderung des tech- 
nischen Fortschritts, 

c) Möglichkeiten der Bewältigung unerwünschter 
Auswirkungen des technischen Fortschritts, 

d) Probleme der Verteilung des aus dem wirtschaft- 
lichen Wachstum resultierenden Wohlstandszu- 
wachses. 

Die Kommission wird ein umfangreiches Forschungs- 
programm durchführen und aufzeigen, welche wirt- 
schafts-, sozial- und bildungspolitischen Möglichkei- 
ten bestehen, um im Rahmen einer marktwirtschaft- 
lichen Ordnung den technischen und sozialen Wan- 
del zu beeinflussen und im Interesse der Bevölke- 
rung zu gestalten. 

Spätestens nach vier Jahren soll die Kommission 
die Ergebnisse der von ihr geförderten Untersuchun- 
gen in einem Schlußgutachten vorlegen. Dieses Gut- 
achten wird veröffentlicht und mit einer Stellung- 
nahme der Bundesregierung den gesetzgebenden 
Körperschaften zugeleitet werden. 


IV. Wirtschaftspolitik 
in der Europäischen Gemeinschaft 

Zur Wirtschafts- und Währungsunion 

101 . Bei der wachsenden Wirtschaftsintegration 
Europas gewinnt die Wirtschaftspolitik in der Euro- 
päischen Gemeinschaft eine zunehmende Bedeutung 
für die Entwicklung der einzelnen Volkswirt- 
schaften. Schon heute sind eine Reihe von wirt- 
schaftspolitischen Entscheidungen dem einzelstaat- 
lichen Zuständigkeitsbereich entzogen und werden 
auf Gemeinschaftsebene getroffen. Die Bundesregie- 
rung bejaht grundsätzlich diesen Prozeß der schritt- 
weisen Kompetenzverlagerung, weil er sowohl ihrer 
integrationspolitischen Zielsetzung als auch den 
wirtschaftspolitischen Erfordernissen im Gemein- 
sam.en Markt entspricht. Sie hält es jedoch für un- 
erläßlich, daß die Wirtschaftspolitik der Gemein- 
schaft sich an den bewährten Grundsätzen der markt- 
wirtschaftlichen Ordnung, vor allem des Wettbe- 
werbs nach innen und nach außen, orientiert. Nur 
auf dieser Grundlage kann die Leistungsfähigkeit 
der europäischen Wirtschaft dauerhaft gestärkt und 
der allgemeine Wohlstand in Freiheit gemehrt wer- 
den. Deswegen müssen insbesondere die auf Ge- 


meinschaftsebene zu entwickelnde Industriepolitik 
(vgl. Ziffer 92) und die gemeinsame Handelspolitik 
(vgl. Ziffer 110) von allen dirigistischen und protek- 
tionistischen Einflüssen soweit wie möglich freige- 
halten werden. Die Bundesregierung wird darüber 
hinaus alle Bemühungen, die noch bestehenden 
rechtlichen und tatsächlichen Hindernisse für den 
freien Personen-, Waren-, Dienstleistungs- und Ka- 
pitalverkehr in der Gemeinschaft schrittweise abzu- 
bauen, mit Nachdruck unterstützen. Sie hält es in 
diesem Zusammenhang für erforderlich, daß insbe- 
sondere die Arbeiten zur Rechtsangleichung inten- 
siviert werden und die Steuerharmonisierung unter 
Berücksichtigung der fiskalischen Auswirkungen ein- 
geleitet wird. 

Im Mittelpunkt der Weiterentwicklung der Gemein- 
schaft werden 1971 vor allem die Verabschiedung 
des Stufenplanes für die Entwicklung der Wirt- 
schafts- und Währungsunion sowie ein erfolgreicher 
Abschluß der Erweiterungsverhandlungen der Ge- 
meinschaft stehen. 


Stufenweise Verwirklichung 

der Wirtschafts- und Währungsunion 

102 . Die Bundesregierung hält es für erforderlich, 
daß die Weiterentwicklung der Gemeinschaft zur 
Wirtschafts- und Währungsunion möglichst bald 
eingeleitet und vorangetrieben wird. Der insbeson- 
dere auf Initiative des Bundeskanzlers zurückge- 
hende Beschluß der Gipfelkonferenz von Den Haag 
vom 1./2. Dezember 1969, „im Laufe des Jahres 1970 
einen Stufenplan für die Entwicklung einer Wirt- 
schafts- und Währungsunion" auszuarbeiten, konnte 
vom Ministerrat trotz der erfolgreichen Vorarbeiten 
der Werner-Gruppe (Drucksache VI/1315) noch nicht 
verwirklicht werden. Die Bundesregierung hofft je- 
doch, daß es trotz aller bestehenden Schwierigkeiten 
möglich sein wird, bald eine Einigung zwischen den 
Mitgliedstaaten über die Grundlinien eines solchen 
Stufenplanes herbeizuführen und die erste Stufe in 
Kraft zu setzen sowie im Zusammenhang damit auch 
über das 3. Programm für die mittelfristige Wirt- 
schaftspolitik und die Einrichtung des mittelfristigen 
Beistandssystems für Zahlungsbilanzschwierigkeiten 
zu entscheiden. 

Das Ziel des Stufenplans muß eine weltoffene Ge- 
meinschaft der Stabilität und des Wachstums sein, 
in der es keine Wirtschafts- und Währungsgrenzen 
mehr gibt. Eine solche Gemeinschaft wird nicht nur 
zu einer besseren Nutzung der Produktivkräfte bei- 
tragen und damit einen größeren Wohlstand aller 
ermöglichen; sie wird nach Auffassung der Bundes- 
regierung auch einen wesentlichen Beitrag leisten zu 
einer Verbesserung der wirtschaftlichen und politi- 
schen Beziehungen auf weltweiter Ebene. Zur Siche- 
rung eines möglichst spannungsfreien Prozesses hin 
zur Wirtschafts- und Währungsunion muß der Stu- 
fenplan eine effektive Parallelität zwischen den Fort- 
schritten in der gemeinsamen Wirtschafts- und Wäh- 
rungspolitik sowie zwischen der schrittweisen Ein- 
engung nationaler Befugnisse und der Schaffung 
entsprechender Gemeinschaftskompetenzen gewähr- 
leisten. Die mit einer experimentellen Verringerung 
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der Bandbreiten beginnende und im weiteren Ver- 
lauf je nach den Harmonisierungsfortschritten zu- 
nehmende Stabilisierung der Wechselkurse nach 
innen sollte dabei möglichst mit einer größeren ge- 
meinsamen Elastizität der Wechselkurse nach außen 
einhergehen. Die Bundesregierung mißt deshalb den 
weltweiten Überlegungen über eine gewisse Auf- 
lockerung des Wechselkurssystems eine besondere 
Bedeutung bei. 

Die Bundesregierung wird sich ferner mit Nachdruck 
dafür einsetzen, daß mit der schrittweisen Liberali- 
sierung des Kapitalverkehrs und der Harmonisie- 
rung der geld- und kreditpolitischen Instrumente un- 
verzüglich begonnen wird. Ohne einen freien Geld-, 
Kapital- und Zahlungsverkehr kann es keine Wäh- 
rungsunion geben. Die Liberalisierung nach innen 
darf freilich nicht zu Lasten der Freiheit des Zah- 
lungs- und Kapitalverkehrs im Verhältnis zu Dritt- 
ländern gehen. 


Mittelfristige Wirtschaftspolitik in der Gemeinschaft 

103. In engem Zusammenhang mit dem Integra- 
tionsprozeß zu einer Wirtschafts- und Währungs- 
union steht das dritte Programm für die mittelfristige 
Wirtschaftspolitik (Drucksache VI/ 1393), das auf den 
Zeitraum 1971 bis 1975 ausgerichtet ist. In diesem 
Programm sind vom Ausschuß für mittelfristige 
Wirtschaftspolitik erstmals gemeinsame mittel- 
fristige Orientierungsdaten für das wirtschaftliche 
Wachstum, die Beschäftigung, das Preisniveau und 
das außenwirtschaftliche Gleichgewicht festgelegt 
worden. Zu ihrer Verwirklichung wurden entspre- 
chende wirtschaftspolitische Leitlinien auf nationaler 
und gemeinschaftlicher Ebene formuliert. 

Die wirtschaftliche Entwicklung in der Gemeinschaft 
war in den letzten Jahren von Spannungen begleitet. 
Unterschiedliche Verhaltensweisen und Prioritäten 
führten zu beträchtlichen Divergenzen. Hauptpro- 
blem sind die inflationären Tendenzen in allen Län- 
dern der Gemeinschaft. Gerade im Hinblick auf die 


Wirtschafts- und Währungsunion wird es aber von 
den Preisentwicklungen in den Mitgliedstaaten ab- 
hängen, ob die Gemeinschaft auf der Basis fester 
Wechselkurse ohne Paritätsänderungen und ohne 
desintegrierende Tendenzen funktionieren kann. 

Deshalb erfordert die notwendige Annäherung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in der Gemein- 
schaft eine weitgehende wirtschaftspolitische Ziel- 
abstimmung. Der Ausschuß hat auf der Grundlage 
der nationalen Projektionen kompatible Orientie- 
rungsdaten für die wichtigsten gesamtwirtschaft- 
lichen Ziele erarbeitet. Hierbei war eine Einigung 
auf einen Mittelweg erforderlich, auf dem jeder die 
Ziele seiner Partner stärker berücksichtigt. Da die 
Verwirklichung der Kompatibilität vor allem von der 
Preisentwicklung abhängt, kam ihrer Abstimmung 
eine entscheidende Bedeutung zu. Für den Zeitraum 
1971 bis 1975 sind gemeinschaftliche Orientierungs- 
daten von 2,5 bis 3 Vo für die allgemeine Preisent- 
wicklung und von 2,3 bis 2,8 Vo für die Entwicklung 
der Verbraucherpreise (jeweils jährlich) festgelegt 
worden. Die Orientierungsdaten für die Bundes- 
republik liegen jeweils um 0,5 Vo unter diesem 
Gesamtrahmen. 

Die gemeinschaftlichen Orientierungsdaten für die 
Preisentwicklung haben keinen störenden Einfluß 
auf Wachstum und Beschäftigung. Eine bewußte Ver- 
ringerung des Inflationstrends muß weder zu einer 
Verminderung des Wachstums noch zu einer Zu- 
nahme der Arbeitslosigkeit führen. Das reale Wachs- 
tum des BSP in der Gemeinschaft kann im nächsten 
Jahrfünft bei 5 bis 5,5 jährlich liegen. 

104, Die zur Verwirklichung der Orientierungs- 
daten formulierten Leitlinien für die Wirtschafts- 
politik in der Gemeinschaft erstrecken sich auf die 
Verbesserung der Globalsteuerung und die künftige 
Ausrichtung der Strukturpolitik. In den einzelnen 
Ländern muß die Wirtschaftspolitik die Erforder- 
nisse der inneren Entwicklung stärker mit denen 
eines größeren Zusammenhaltes in der Gemeinschaft 
in Einklang bringen. Zugleich werden strukturpoli- 


Gemeinschaftliche Orientierungsdaten für den Zeitraum 1971 bis 1975 


Außenbeitrag 
(in V. H. 
des BSP) 


Preisindex des 


privaten 

Reales BSP 

Verbrauchs 

(Jährliche 

(jährliche 

Veränderungen 

Veränderungen 

in V. H.) 

in V. H.) 



Arbeitslosen- 
quote (in V. H. 
der Erwerbs- 
bevölkerung) 


Deutschland 

ca. 

1,7 

1,8 

bis 

2,3 

4,3 

bis 

4,8 

0,8 

Frankreich 

ca. 

1 

2,3 

bis 

2,8 

5,4 

bis 

5,9 

1,5 

Italien 

ca. 

0,5 

2,3 

bis 

2,8 

5,7 

bis 

6,2 

3 

Niederlande 

ca. 

1 

2,3 

bis 

2,8 

4,5 

bis 

5,0 

1,3 

Belgien 

ca. 

0,5 

2,6 

bis 

3,1 

4,3 

bis 

4,8 

1,7 

Luxemburg 

ca. 

0 

2,3 

bis 

2,8 

3,0 

bis 

3,5 

0 

Gemeinschaft 

ca. 

1 

2,3 

bis 

2,8 

5,0 

bis 

5,5 
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tische Maßnahmen erforderlich, deren Schwergewicht 
trotz der unterschiedlichen Probleme in den einzel- 
nen Ländern bei der Finanzpolitik, der Beschäfti- 
gungspolitik und der Regionalpolitik liegt. 

Für die Bundesrepublik wird eine systematische und 
vorausschauende, am mittelfristigen Wachstums- 
spielraum orientierte Steuerung der Nachfrage und 
eine dynamische, die Mobilität, den Strukturwandel 
und den technischen Fortschritt fördernde Angebots- 
politik sowie eine bessere soziale Absicherung für 
die davon Betroffenen angeregt. Mit Nachdruck 
wird darauf hingewiesen, daß eines der zentralen 
Probleme der mittelfristigen Wirtschaftspolitik dar- 
in bestehen wird, die Zielsetzung der Preisstabilität 
mit der Zielsetzung eines angemessenen Außenbei- 
trages in Einklang zu bringen. 

Die Gemeinschaft steht am Anfang einer Neuorien- 
tierung ihrer Wirtschaftspolitik. Nach Auffassung 
der Bundesregierung geht es darum, schrittweise 
eine kohärente Strategie zu entwickeln, um eine 
stabile Basis für den Aufbau der Wirtschafts- und 
Währungsunion zu gewährleisten. Mit dem dritten 
Programm für die mittelfristige Wirtschaftspolitik 
sind dafür wesentliche Voraussetzungen geschaffen 
worden. Sowohl die mittelfristige Zielprojektion 
bis 1975 (Teil D dieses Jahreswirtschaftsberichtes) 
als auch die in diesem Jahreswirtschaftsbericht vor- 
gesehenen Maßnahmen der Globalsteuerung und der 
Strukturpolitik entsprechen den Leitlinien des drit- 
ten Programms. 


Erweiterung der Gemeinschaft 

105 . Die Erweiterung der Europäischen Gemein- 
schaft gehört zu den zentralen integrationspoliti- 
schen Zielen der Bundesregierung. Sie hat sich auf 
der Haager Gipfelkonferenz vom Dezember 1969 
und seither in besonderem Maße hierfür eingesetzt. 
Die Verhandlungen werden 1971 in ein entscheiden- 
des Stadium treten. Unter den am Beitritt interes- 
sierten Ländern nimmt Großbritannien die Schlüs- 
selstellung auch für den Beitritt Dänemarks, Nor- 
wegens und Irlands ein. Deshalb wird sich die Ge- 
meinschaft mit zeitlichem Vorrang auf die Kern- 
probleme des britischen Beitritts konzentrieren müs- 
sen. Von ihrer befriedigenden Lösung hängt im 
Hinblick auf die Stellung Großbritanniens als eine 
der großen europäischen Industrienationen nicht 
allein die zielgerechte innere Entwicklung der erwei- 
terten Gemeinschaft ab; das Vereinigte Königreich 
als Faktor in den weltweiten Wirtschaftsbeziehun- 
gen — einschließlich Commonwealth und Sterling- 
block — bedeutet für die Gemeinschaft gleichzeitig 
neue und erhöhte Verantwortung gegenüber der 
übrigen Welt, auf die in den Beitrittsverhandlungen 
Rücksicht genommen werden muß. 

Im Sinne dieser Aufgabenstellung wird sich die 
Bundesregierung für adäquate Beitrittsbedingungen 
einsetzen. Das gilt entsprechend auch für die Ver- 
handlungen mit Dänemark, Norwegen und Irland. 
Die Möglichkeiten sind im einzelnen durch die Not- 
wendigkeit, den Besitzstand und die Kohärenz der 
jetzigen Gemeinschaft zu wahren, vorgezeichnet. 


Die Bundesregierung wird weiterhin dafür eintreten, 
parallel zu den Beitrittsverhandlungen die Verhand- 
lung der Gemeinschaft mit den anderen EFTA- 
Staaten, die aus wirtschaftlichen oder politischen 
Gründen keine Anträge auf Mitgliedschaft gestellt 
haben, zum Erfolg zu führen. Schweden, Schweiz und 
Österreich sowie Finnland, Island und Portugal 
können aus dem wirtschaftlichen Integrationsprozeß 
Europas nicht ausgeklammert werden. Denn es geht 
nach Auffassung der Bundesregierung um die end- 
gültige Überwindung des Grabens zwischen EWG 
und EFTA, nicht lediglich um eine Neugruppierung 
der beiden regionalen Wirtschaftsorganisationen. 

Im Interesse einer harmonischen Überleitung in 
diese neue Phase der wirtschaftlichen Einigung 
Westeuropas beabsichtigt die Bundesregierung, dar- 
auf hinzuwirken, daß Führung und Abschluß aller 
dieser Verhandlungen das gleichzeitige Inkraft- 
treten der Verträge ermöglichen. 


V. Innerdeutscher Handel 

106. In ihrer Regierungserklärung vom 28. Oktober 
1969 hatte die Bundesregierung einen Ausbau der 
innerdeutschen Handelsbeziehungen als wünschens- 
wert bezeichnet. Es galt, diesem Ziel bereits 1970 
näherzukommen. Dabei stellte sich vor allem ein 
Problem: Die Bezüge der Bundesrepublik Deutsch- 
land aus der DDR hatten sich in den letzten Monaten 
1969 und in den ersten Monaten 1970 nur wenig 
gegenüber den entsprechenden Vorjahreszeiträumen 
erhöht. Eine Folge davon war, daß der Aktivsaldo 
der Bundesrepublik von Ende 1969 bis Ende 1970 um 
etwa 400 Millionen VE auf etwa 1,4 Mrd. VE anstieg. 
Ein weiterer Ausbau des Handelsaustausches konnte 
nur gewährleistet sein, wenn die Bezüge stiegen 
und das Niveau der Lieferungen der Bundesrepublik 
Deutschland in die DDR erreichten. Die Bundesregie- 
rung wirkte der ungleichgewichtigen Entwicklung 
der gegenseitigen Warenströme durch drei Maßnah- 
men entgegen: 

— Sie kontingentierte am 19. März 1970 das Liefer- 
volumen der NE-Metalle auf den Stand der Lie- 
ferungen des Vorjahres; 

— sie verteuerte auf Grund des Erlasses des Bun- 
desministers der Finanzen vom 8. Mai 1970 die 
Lieferungen gewerblicher Waren durch eine Be- 
lastung mit 6 ®/o Umsatzsteuer und verbilligte die 
Bezüge gewerblicher Waren durch eine Ent- 
lastung um weitere 6 ®/o Umsatzsteuer; 

— sie erhöhte am 6. Mai 1970 unter Vorgriff auf 
1971 den von der Deutschen Bundesbank der 
Staatsbank der DDR eingeräumten zinslosen 
Swing auf 440 Millionen VE. 

Diese Maßnahmen trugen dazu bei, daß sich die 
Schere zwischen Lieferungen und Bezügen zu Schlie- 
ßen beginnt. In den letzten Monaten des Jahres 1970 
erreichten die Bezüge die Höhe der Lieferungen. 
Nach den bisher vorliegenden Ergebnissen ist damit 
zu rechnen, daß im Jahre 1970 das Handelsvolumen 
des Vorjahres um ca. 18 Vo, und zwar durch Anstieg 
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der Lieferungen um ca. 16®/o und der Bezüge um 
ca. 20 ®/o überschritten wird. 

Das starke Ansteigen der Bezüge der Bundesrepu- 
blik zeigt, daß auch die DDR sich darum bemüht hat, 
zu einem Ausgleich des Handelsverkehrs zu kom- 


men. Das noch bestehende Ungleichgewicht wird 
allerdings nur dann beseitigt werden können, wenn 
die Deutsche Demokratische Republik weiterhin er- 
hebliche Anstrengungen zur Steigerung ihrer Lei- 
stungen unternimmt. Die quantitative Entwicklung 
des innerdeutschen Handels stellt sich wie folgt dar: 


- in Mrd. VE — *) 



1967 

1968 

1969 

1970 

geschätzt aufgrund 
Januar bis Oktober 

1971 

geschätzt 

Lieferungen 

1,49 

1,46 

2 08 

2,40 •*) 

2,00 

2,40 *•) 

Bezüne 

1,26 

1,45 

1,66 

2,40 


Volumen 

2,75 

2,91 

3,74 

4,40 

4,80 


*) VE = Verrechnungseinheit / 1 VE = 1 DM-West 
•*) einschließlich Lagerlieferungen 1969 


Der innerdeutsche Handel erreichte in den vergan- 
genen Jahren folgenden Anteil an dem gesamten 
Handelsaustausch der BRD und der DDR mit anderen 
Staaten: 


Jahr 

BRD») 

1 DDR 2) 


in v. H. 

1950 

3,8 

16,0 

1955 

2,3 

10,9 

1960 

2,2 

10,3 

1965 

1,7 

9,5 

1968 

1,6 

8,6 

1969 

1,8 

10,1 

1970 

1,8 3) 

10,3 


1) errechnet aufgrund der Angaben des Statistischen Jahrbuches 
der BRD 

2) errechnet aufgrund der Angaben des Statistischen Jahrbuches 
der DDR 

”) geschätzt 


107 . Die Bundesregierung bemühte sich auch 1970, 
die Warenstruktur des innerdeutschen Handels ent- 
sprechend der Produktionsstruktur in der Bundes- 
republik Deutschland und der DDR zu verbessern. 
Dieses Ziel war in der Vereinbarung zum Berliner 
Abkommen mit dem Ministerium für Außenwirt- 
schaft der DDR vom 6. Dezember 1968 festgelegt 
worden: Die beiderseitigen Lieferungen von Ma- 
schinen, Fahrzeugen und elektrotechnischen Erzeug- 
nissen sollen ausgehend von 1968 bis inklusiv 1975 
jährlich um jeweils 50 Millionen VE erhöht werden. 
Nach den bisherigen Ergebnissen für 1970 erhöhten 
sich entsprechend dieser Vereinbarung die beider- 
seitigen Lieferungen der oben bezeichneten Waren 
an den Gesamtlieferungen wie folgt: 


— in Millionen VE — *) 



Insgesamt 

davon 

Maschinen und 
elektrotechnische 
Erzeugnisse 

Veränderungen 

gegenüber 

Vorjahr 

Anteil am 
Gesamtvolumen 


Lieferungen 



1968 

1 458,0 

269,7 

- 10 , 70/0 

18,5 Vo 

1969 

2 078,0 

427,7 

+ 58,6 Vo 

20,6 0/0 

1970 **) 

2 400,0 

530,0 

+ 24,0 “/o 

22,8 Vo 



Bezüge 



1968 

1 451,0 

137,3 

+ 54,1 o/o 

9,5 0/0 

1969 

1 656,0 

176,2 

+ 28 , 30/0 

10,6 0/0 

1970 •*) 

2 000,0 

264,0 

+ 50,0 0/0 

13,2 0/0 


*) VE = Verrechnungseinheit / 1 VE = 1 DM-West 

”) Geschätzt auf Grund der vorliegenden Zahlen bis einschließlich Oktober 1970 
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108 , Wesentliches Ziel der Bundesregierung für 
1971 ist, einen Ausgleich der Lieferungen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Bezüge aus der 
DDR zu erreichen. 

Zu einer Konsolidierung des expandierenden Han- 
dels ist eine Verbesserung der Geschäftsbeziehun- 
gen zwischen den kommerziellen Partnern unerläß- 
lich. Die jetzt noch überwiegenden Einzel- und Zu- 
fallsgeschäfte müssen durch langfristige, kontinuier- 
liche und stabile Geschäftsverbindungen ersetzt 
werden. Nur so kann das Ziel, das sich beide Seiten 
mit der Vereinbarung vom 8. Dezember 1968 zum 
Berliner Abkommen gesetzt haben, verwirklicht 
werden. Voraussetzung für solche dauerhaften und 
beständigen Handelsbeziehungen ist, daß Maßnah- 
men unterbleiben, die Unsicherheit in die Geschäfts- 
beziehungen bringen und die Kaufleute schädigen 
können. Von seiten der Bundesrepublik Deutsch- 
land sind alle Voraussetzungen geschaffen worden, 
um den Absatz von Erzeugnissen der Deutschen 
Demokratischen Republik auf unserem Markt zu er- 
leichtern. 


VI. Außenhandel 

109 . Bei ihrer Politik im Bereich des Außenhandels 
wird sich die Bundesregierung weiterhin von den 
Grundsätzen leiten lassen, die sie in ihrer Erklä- 
rung vom 28. Oktober 1969 vor dem Bundestag dar- 
gelegt hat. Danach verfolgt die Bundesregierung in 
der Zielsetzung eine liberale Handelspolitik. Sie 
wird allen protektionistischen Bestrebungen im In- 
und Ausland eine klare Absage erteilen. Diese 
Grundsätze werden für die Haltung der Bundes- 
regierung vor allem auch bei der weiteren Entwick- 
lung der gemeinsamen Handelspolitik der Europä- 
ischen Gemeinschaft, beim Ausbau der Handelsbe- 
ziehungen mit Osteuropa und in der Ausgestaltung 
des Handels mit den Entwicklungsländern bestim- 
mend sein. 


Gemeinsame Handelspolitik 
der Europäischen Gemeinschaft 

110 . Die gemeinsame Handelspolitik, die der EWG- 
Vertrag vom 1. Januar 1970 an vorsieht, ist im 
Bereich der Zoll-, Assoziierungs- und Agrarpolitik 
bereits weitgehend verwirklicht. Auf den übrigen 
Gebieten ist die Entwicklung der materiellen ge- 
meinsamen Handelspolitik noch nicht abgeschlos- 
sen. Für die Bundesregierung stellt sich im Jahr 
1971 wie auch in der Folgezeit die Aufgabe, ihre 
handelspolitischen Grundsätze auf der Basis der im 
EWG- Vertrag eingegangenen Verpflichtung zur ge- 
meinsamen Handelspolitik in dem gemeinschaft- 
lichen Meinungsbildungs- und Entscheidungsprozeß 
zum Tragen zu bringen. 

111 . Bereits in ihrem Jahreswirtschaftsbericht 1970 
(Ziffer 82) hat die Bundesregierung erklärt, daß sie 
bei der Entwicklung der gemeinsamen Handels- 
politik in der Europäischen Gemeinschaft für Rege- 


lungen eintreten werde, die zu einem weiteren Ab- 
bau der bestehenden Handelsschranken führen und 
daß sie sich unter Bezugnahme auf die Vorschriften 
des Vertrags allen Rückschritten bei der Liberilisie- 
rung des Handelsverkehrs widersetzen werde. Die 
Bundesregierung begrüßt es daher, daß ihre Auf- 
fassung, die noch unterschiedlichen Handelspolitiken 
der Mitgliedstaaten durch einen gemeinsamen Ab- 
bau der noch bestehenden mengenmäßigen Einfuhr- 
beschränkungen zu vereinheitlichen, zur Grundlage 
eines Mandats gemacht worden ist, das der Minister- 
rat der Kommission für die Verhandlungen eines 
Handelsabkommens der Gemeinschaft mit Japan 
erteilt hat. Der Abbau von mengenmäßigen Be- 
schränkungen der EWG-Mitgliedstaaten würde im 
Rahmen eines solchen Abkommens von entsprechen- 
den Liberalisierungsanstrengungen Japans begleitet 
sein müssen. 

112 . Auch bei den Bemühungen, auf längere Sicht 
die unterschiedlichen Handelspolitiken der Mitglied- 
staaten gegenüber den Staatshandelsländern zu ver- 
einheitlichen, setzt sich die Bundesregierung dafür 
ein, daß die Gemeinschaft einen liberalen Weg be- 
schreitet. Dabei muß allerdings der Tatsache Rech- 
nung getragen werden, daß die Staatshandelsländer 
bisher Verhandlungen mit der Gemeinschaft ab- 
lehnen. 

113 . Die protektionistischen Bestrebungen, wie sie 
im Jahr 1970 besonders bei den Beratungen über 
ein neues Handelsgesetz in den USA zum Ausdruck 
gekommen sind, stellen ein ernstes Problem dar. Für 
diese Tendenzen werden in den USA auch die Agrar- 
politik und die Präferenzpolitik der EG verantwort- 
lich gemacht. Der Protektionismus in den USA ver- 
stärkt sich neuerdings im Hinblick auf die Erweite- 
rungsverhandlungen der Gemeinschaft. Ein ekla- 
tanter Einbruch des Protektionismus in das be- 
stehende liberale Welthandelssystem könnte für alle 
Länder schwerwiegende Folgen haben. Die Bundes- 
regierung ist daher der Auffassung, daß alles Mög- 
liche getan werden sollte, um handelspolitische 
Spannungen abzubauen. Die bestehenden Probleme 
lassen sich nach Ansicht der Bundesregierung nidit 
auf dem Wege sich gegenseitig steigernder protek- 
tionistischer Maßnahmen bewältigen, sondern nur 
durch die Entwicklung expansiv ausgerichteter Lö- 
sungen. 


Handel mit Osteuropa 

114 . Im Bereich des Osthandels ist die Politik der 
Bundesregierung darauf gerichtet, Möglichkeiten zur 
Ausweitung unserer Wirtschaftsbeziehungen zu den 
östlichen Staatshandelsländern verstärkt zu nutzen. 
Sie sieht darin einen wichtigen Beitrag zur Entspan- 
nung insbesondere in Europa und zur Normalisie- 
rung unseres Verhältnisses zu den osteuropäischen 
Ländern. 

Der Handel der Bundesrepublik mit den östlichen 
Staatshandelsländern ist verhältnismäßig gering. 
Der Anteil unserer Osteinfuhren an der Gesamt- 
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einfuhr lag im Jahre 1970 bei 3,9 Vo, der Anteil der 
Ostausfuhren an der Gesamtausfuhr bei 4,5 Vo. 

Vorrangiges Ziel der deutschen Handelspolitik im 
Verhältnis zu den östlichen Staatshandelsländern 
muß angesichts der Unausgeglichenheit zwischen 
östlichen Bezugswünsdien und Liefermöglichkeiten 
die Steigerung der Einfuhren aus den osteuro- 
päischen Ländern bleiben. Die Ostländer sind in 
ihren Bemühungen zu unterstützen, den Schwer- 
punkt ihrer Lieferungen noch mehr in den indu- 
striellen Bereich und vor allem zu den industriellen 
Fertigwaren zu verlagern. In diesem Zusammenhang 
ist auch auf die angestrebte Einbeziehung von Bau- 
leistungen in bilaterale Handelsvereinbarungen mit 
osteuropäischen Ländern hinzuweisen. 

Schon heute sind 81 Vo der statistischen gewerblichen 
Positionen gegenüber den osteuropäischen Ländern 
von mengenmäßigen Beschränkungen befreit? über 
die Hälfte der statistischen Positionen der gesamten 
Einfuhrliste wurden vom Genehmigungs- ins Erklä- 
rungsverfahren überführt. 

Die Bundesregierung hat in den langfristigen Wirt- 
schafsabkommen, in denen sie die Wirtschaftsbezie- 
hungen mit den meisten osteuropäischen Ländern im 
Laufe des Jahres 1970 auf eine neue Grundlage ge- 
stellt hat, zugesagt, ihre auf eine Ausweitung der 
Einfuhrmöglichkeiten gerichtete Politik fortzusetzen. 
Von diesem Ziel wird sie sich im Jahre 1971 sowohl 
bei handelspolitischen Gesprächen und Vereinba- 
rungen wie auch in ihrem autonomen Verhalten lei- 
ten lassen. Sie hat bei ihren Liberalisierungszusagen 
allerdings darauf hingewiesen, daß auch nach dem 
Ende der Laufzeit der Abkommen in bestimmten 
sensiblen Bereichen ein harter Kern von mengen- 
mäßigen Beschränkungen fortbestehen kann. Dabei 
haben sich freilich alle Maßnahmen auf diesem Ge- 
biet in den Rahmen der gemeinsamen Handelspoli- 
tik der Europäischen Gemeinschaft einzufügen. 

Es wäre allerdings falsch anzunehmen, man brauche 
nur das Einfuhrverfahren großzügig zu gestalten, um 
unsere Bezüge aus dem Osten mit unseren Export- 
chancen auf den östlichen Märkten Schritt halten zu 
lassen. Entscheidend wird vielmehr sein, ob die 
eröffneten Einfuhrmöglichkeiten von unseren Han- 
delspartnern auch wirklich genutzt werden. Von 
einer sich intensivierenden Kooperation zwischen 
der deutschen Wirtschaft und den östlichen Volks- 
wirtschaften werden sicherlich Impulse zu einer Ver- 
besserung der Struktur der östlichen Lieferungen 
ausgehen. Dies rührt einmal daher, daß mit den ein- 
zelnen Kooperationsfällen häufig Warenbewegun- 
gen verbunden sind. Zum anderen stellt die Koope- 
ration insgesamt eine wertvolle Hilfe bei der not- 
wendigen Verbesserung des technischen Niveaus 
der östlichen Volkswirtschaften dar und wirkt somit 
in Richtung auf eine Verstärkung der Exportkraft 
und Wettbewerbsfähigkeit unserer östlichen Han- 
delspartner. 

Gleichwohl wird in unmittelbarer Zukunft das Pro- 
blem der Diskrepanz zwischen den Bezugswünschen 
und den Absatzmöglichkeiten der Ostländer nicht 
völlig gelöst werden können. Die Bundesregierung 
ist deshalb bereit, den osteuropäischen Ländern, die 
zur Überbrückung der durch verstärkte Investitions- 


güterkäufe entstehenden Finanzierungslücke in den 
nächsten Jahren auf dem deutschen Kapitalmarkt 
zu den gegebenen Marktbedingungen Kredite auf- 
nehmen wollen, diese Kreditaufnahme durch Bereit- 
stellung der üblichen Bundesbürgschaften zu erleich- 
tern. 

Handel mit Entwicklungsländern 

115 . Die Bundesregierung mißt der Ausweitung des 
Handels der Entwicklungsländer besondere Bedeu- 
tung zu. In diesem Sinne hat sie sich auch von An- 
fang an für eine Politik der Gewährung genereller 
Zollpräferenzen im Rahmen eines multilateralen 
Vorgehens eingesetzt. Sie begrüßt die kürzlich in 
der UNCTAD gefaßten Beschlüsse, in denen die In- 
dustriestaaten aufgefordert werden, ihre Präferenz- 
angebote an die Entwicklungsländer möglichst bald 
zu verwirklichen. Eine ausgeglichenere Beteiligung 
der einzelnen EWG-Länder an den Mehrimporten 
aus den Entwicklungsländern ist anzustreben. 

Strukturänderungen, die durch die verstärkte Inte- 
gration der Entwicklungsländer in die Weltwirt- 
schaft ausgelöst werden, dürfen nach Auffassung der 
Bundesregierung nicht aufgehalten werden. Der 
Strukturwandel erscheint ihr als unerläßliche Vor- 
aussetzung gesamtwirtschaftlichen Wachstums und 
einer verbesserten internationalen Arbeitsteilung. 

Die Bundesregierung wird auch im kommenden Jahr 
ihre Politik fortsetzen, die Entwicklungsländer stär- 
ker in die internationale Arbeitsteilung zu integrie- 
ren. Im Vollzug dieser Politik fördert sie, soweit er- 
forderlich, die Anpassung der Produktion an Struk- 
turänderungen und die Umschulung der hiervon be- 
troffenen Arbeitskräfte auf Berufe mit besseren 
Chancen. Unbillige Härten, die sich im Verlauf des 
Anpassungsprozesses ergeben könnten, müssen ver- 
mieden werden. 


VII. Grundlinien der Energiepolitik 

Entwicklung der Energiewirtschaft 

116 . Die anhaltende Hochkonjunktur und die 
Strenge des vergangenen Winters haben der Ener- 
giewirtschaft im Jahre 1970 erneut ein überdurch- 
schnittliches Wachstum ermöglicht. Der Verbrauch 
von Primärenergie stieg um 8 v. H. und lag damit 
über der Zunahme des realen Bruttosozialprodukts 
von knapp 5 v. H. Mit Zuwachsraten von 8,1 v. H. in 
1968 und 9,2 v. H. in 1969 hat der Primärenergiever- 
brauch in den vergangenen drei Jahren eine Expan- 
sion erfahren, die erheblich über dem Durchschnitt 
der letzten Dekade von etwa 5 v. H. liegt. Die Ener- 
gieversorgung hat damit eine bemerkenswerte Lei- 
stungsfähigkeit in einer Phase erwiesen, die nicht 
frei von Spannungen auf den internationalen Ener- 
giemärkten war. 

Da die Zunahme des Energieverbrauchs zu 73 v. H. 
vom Mineralöl gedeckt wurde, hat sich der struk- 
turelle Wandlungsprozeß auf dem deutschen Ener- 
giemarkt parallel zur europäischen Entwicklung fort- 
gesetzt. 
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Primärenergieverbrauch in Steinkohleneinheiten (SKE) 


Zusammensetzung | Veränderung 




in V . H. 



Millionen 

t 

i Millionen t i 

1 1 

in V . 

H. 

1 

1969 

1 1970 i 

1971 

■ 1969 

i 1970 i 

1971 

1970 ! 

1971 

1970 1 

1971 

Steinkohle 


32 

29 

28 

101,7 

99,6 

96 

- 2,1 

-3,6 

“ 2 

- 3,5 

Braun- und Pechkohle 


9 

9 

9 

29,9 

31,5 

31,5 

+ 1,6 

±0 

+ 5,5 

± 0 

Mineralöl 


51 

53 

53 

160,4 

179,2 

186,5 

+ 18,8 

+ 7,3 

+ n ,5 

+ 4 

Naturgas 


4 

6 

7 

13,1 

19,3 

23,5 

-1 6,2 

+ 4,2 

+ 47 

+ 22 

Wasserkraft 


2 

2 

2 

6,6 

7,3 

7 

+ 0,7 

0,3 

+ 10,5 

- 4 ; 

Kernkraft 


1 

1 

1 

1,7 

2,2 

2 

-f 0,5 

±0 1 

+ 29,5 

± 0 

übrige Energieträger -) . 


1 

0 

0 

1,7 

1,6 

1,5 

- 0,1 

-0,1 

- 6 

- 6,5 

Primärenergieverbraiich J 

100 

100 

100 

1 

i 315,1 

340,7 

348 

^ -*-25,6 

- t -7,3 ^ 

+ 8 

+ 2 


(1970 und 1971 geschätzt) 

Abweichungen durch Runden 

g Ohne Hochseebunker 

-) Brennholz, Brenntorf, Klärschlamm u. a. 


Für das Jahr 1971 erwartet die Bundesregierung auf 
Grund der zunehmenden konjunkturellen Normali- 
sierung auch eine Beruhigung der Energienachfrage, 
ohne daß die relativ günstige Marktlage für alle 
Energieträger wesentlich beeinträchtigt wird. Es wird 
damit gerechnet, daß bei einem Wachstum des re- 
alen Bruttosozialprodukts von 3 bis 4 v. H. der Pri- 
märenergieverbrauch um etwa 2 bis 3 v. H. zuneh- 
men wird. 

Eine Vorschau auf die Absatzentwicklung auf dem 
deutschen Energiemarkt bis zum Jahre 1974 ist auf 
der Basis der vom Bundesbeauftragten für den Stein- 
kohlenbergbau und die Steinkohlenbergbaugebiete 
erstellten vierten Absatzvorausschätzung in der An- 
lage wiedergegeben. Diese Prognosewerte stehen 
unter den üblichen Vorbehalten einer jeden Voraus- 
schau, wobei gerade die Entwicklungen im Jahre 
1971 besondere Unsicherheitsmomente in sich ber- 
gen. 

117 . Es wäre verfehlt, in den in der jüngsten Zeit 
aufgetretenen Knappheitserscheinungen auf den 
internationalen Energiemärkten den Wandel von 
einer langjährigen Überflußsituation zur Mangel- 
lage zu sehen. Kennzeichnend für das Klima ist aber, 
daß relativ geringe Mengen über Gleichgewicht oder 
Ungleichgewicht auf den Energiemärkten entschei- 
den. 

Die führende Rolle des Mineralöls und die hoch- 
gradige Verflechtung unserer Mineralölwirtschaft 
mit den internationalen Versorgungsströmen läßt 
den Gesichtspunkt einer aktiven Versorgungspolitik 
zunehmend in den Vordergrund treten. In der Vor- 
sorge gegenüber kurzfristigen Versorgungsstörun- 
gen und gegenüber einer längerfristigen Verschlech- 
terung der Versorgungsbedingungen liegen deshalb 


j auch die Schwerpunkte des energiepolitischen Kon- 
zepts: 

— Weitere Verbesserung der Versorgungsbedingun- 
gen und der Versorgungssicherheit im Mineral- 
ölbereich 

— Weitere Konsolidierung und Gesundung des 
deutschen Steinkohlenbergbaus, nicht zuletzt 
unter Berücksichtigung des Versorgungsbeitrags, 

i den die Steinkohle vor allem für den Bereich der 
Stahlindustrie — insoweit nicht substituierbar — 
und auch für die Elektrizitätswirtschaft zu leisten 
vermag 

' — Die verstärkte Integrierung des Erdgases und der 
i Kernenergie. 

Neben diesen Aufgaben werden die Arbeiten an der 
Reform des Energiewirtschaftsrechts im Vordergrund 
der energiepolitischen Überlegungen stehen. 

j 118 . Nachdem sich der Ministerrat der Europäischen 
! Gemeinschaft am 13. November 1969 auf die Grund- 
I Züge einer ersten Orientierung der gemeinschaft- 
! liehen Energiepolitik verständigt hat, werden die 
: nationalen energiepolitischen Maßnahmen stets auch 
! unter dem Gesichtspunkt zu werten sein, ob sie sich 
reibungslos in eine sich längerfristig entwickelnde 
Gemeinschaftspolitik einordnen lassen. 

Die Kommission hat im Jahre 1970 eine Reihe von 
Schritten unternommen, um den durch die erste 
Orientierung für eine gemeinsame Energiepolitik 
abgesteckten Rahmen konkret auszufüllen. Diese 
Initiativen werden von der Bundesregierung begrüßt 
und unterstützt. Der vorliegende Jahreswirtschafts- 
bericht stellt die gemeinschaftlichen Aktionen im 
Zusammenhang mit den jeweiligen Energiewirt- 
schaftsbereichen dar. 
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Kohlenbergbau 

119 . Der absolute Beitrag der Steinkohle an der 
Primärenergieversorgung der Bundesrepublik hat 
sich im Jahre 1970 um 2,1 Millionen t auf 99,6 Mil- 
lionen t, ihr relativer Anteil von 32 v. H. auf 29 v. H. 
verringert. Den — mengenmäßig gesehen — un- 
verändert günstigen Absatzmöglichkeiten waren 
von der Produktionsseite her Grenzen gesetzt. 

Der Steinkohlenabsatz lag im Jahre 1970 mit 115,0 
Millionen t wiederum über der Förderung von 
111,3 Millionen t, so daß die Halden praktisch ab- 
gebaut wurden. Absatzschwerpunkte waren auch 
1970 mit rd. 36 Millionen t die Elektrizitätswirt- 
schaft und mit rd. 25 Millionen t die deutsche Eisen- 
und Stahlindustrie. In den übrigen Sektoren hat sich 
der Absatz weiter um rd. 2,5 Millionen t auf 23 Mil- 
lionen t verringert. Die Ausfuhr wurde weiter um 
2 Millionen t auf rund 25 Millionen t zurückgenom- 
men. Um der inländischen Nachfrage gerecht zu 
werden, wurde die Einfuhr nicht unerheblich von 
7,5 Millionen t im Vorjahr auf 9,5 Millionen t im 
Jahre 1970 erhöht. Die Kohle- und Koksversorgung 
der Verbraucher konnte im Ganzen ohne größere 
Schwierigkeiten sichergestellt werden, nachdem sich 
Anfang 1970 noch Engpässe, insbesondere beim 
Koks, abzeichneten. 

120 . Die Belegschaftssituation im Steinkohlenberg- 
bau hat sich, vor allem durch die verstärkte Einstel- 
lung ausländischer Arbeitskräfte, stabilisiert. Die 
Gesamtbelegschaft konnte von 245 000 auf 250 000 
Beschäftigte erhöht werden; die Untertagebeleg- 
schaft veränderte sich dagegen kaum. Die Förderung 
blieb geringfügig unter dem Vorjahresergebnis. Die 
Ursache liegt einmal in dem beträchtlichen Anstieg 
der sogenannten Fehlschichten yq^ 21,8 v. H. der 
Belegschaft im Vorjahr auf 25,4 v. H. im Jahre 1970, 
der auch durch die verfahrenen Uberschichten nicht 
ausgeglichen werden konnte. 

Zum anderen blieb die Leistungssteigerung je Mann 
und Schicht um 2,6 v. H. auf 3,8 t erneut hinter dem 
günstigeren Mittelwert vergangener Jahre zurück. 
In diesen Zahlen kommen noch die Ubergangspro- 
bleme vor dem Wirksamwerden des durch die Neu- 
ordnung des Steinkohlenbergbaus ermöglichten An- 
passungsprogramms zum Ausdruck. 

121 . Die Neuordnung des Steinkohlenbergbaus 
konnte im Jahre 1970 abgeschlossen werden. Die 
beiden letzten Bergbauunternehmen, die nicht in 
eine der Gesamtgesellschaften eingebracht worden 
waren, haben inzwischen jeweils Kooperationsver- 
träge mit einer der Gesamtgesellschaften unterzeich- 
net. Damit ist in den einzelnen Steinkohlenbergbau- 
gebieten eine einheitliche Planung von Produktion, 
Investitionen, Absatz und Belegschaftswesen sicher- 
gestellt. 

Die Ertragslage des Steinkohlenbergbaus hat sich 
im Jahre 1970 gegenüber dem Vorjahr verbessert. 

^“) Es handelt sich hierbei um entgangene Schichten, ins- 
besondere wegen Krankheit, Unfall, Fehlens und Ur- 
laub, wobei jedes Prozent Fehlschichten einen Förder- 
ausfall von rd. 1,4 Millionen t bedeutet. 


Dennoch wäre es verfrüht, in dieser Ergebnisver- 
besserung schon einen entscheidenden Wandel zu 
sehen. Vor allem die Ruhrkohle AG hatte noch — 
bei dem Ausmaß und der Schwierigkeit der unter- 
nehmerischen Neuordnung — unvermeidbare An- 
laufschwierigkeiten zu überwinden. Zwar hat der 
Vorstand seit Übernahme der Bergbaubetriebe eine 
Reihe von wichtigen Entscheidungen getroffen; sie 
konnten sich im Jahre 1970 jedoch noch nicht voll 
auswirken. Hierzu gehört insbesondere die Ein- 
führung einer kosten- und marktorientierten Preis- 
politik, die eine wesentliche Voraussetzung für das 
notwendige Konzentrationsprogramm darstellt. 

In dem im Jahre 1970 erstellten Grundsatzprogramm 
zur Konzentration und zur Ausrichtung der Pro- 
duktionskapazitäten auf die Absatzmöglichkeiten 
wurden nicht nur Zielsetzungen und Grundsätze der 
Planung niedergelegt; das Grundsatzprogramm 
nennt darüber hinaus konkrete Konzentrations- 
schwerpunkte. Es ist sichergestellt, daß sich die 
schon jetzt genannten Produktionsverlagerungen 
nahtlos in das Gesamtkonzept eines Konzentrations- 
programms einfügen, das bis Ende 1971 vorliegen 
wird. Durch die Verknüpfung mit umfassenden So- 
zialplänen erscheint ein reibungsloser Ablauf des 
Konzentrationsprozesses gesichert. 

122 . Für die weitere Gesundung des Steinkohlen- 
bergbaus kommt es wesentlich darauf an, daß durch 
eine verantwortungsbewußte Zusammenarbeit aller 
Beteiligten die durch die Neuorganisation geschaf- 
fenen Rationalisierungsmöglichkeiten auf der Grund- 
lage einer marktorientierten Unternehmens- und 
Preispolitik zügig genutzt werden. Dem Steinkohlen- 
bergbau wird dabei zugute kommen, daß auch im 
kommenden Jahr mit einer zwar ruhigeren, jedoch 
insgesamt günstigen Absatzlage gerechnet werden 
kann. 

Für die Kohlepolitik gilt unverändert, daß auf die 
flankierenden Maßnahmen im ganzen und kurz- 
fristig nicht verzichtet werden kann. Der gerade erst 
in Gang gekommene Konsolidierungsprozeß und 
die versorgungspolitischen Anliegen erfordern eine 
hinreichende Kontinuität der kohlepolitischen Maß- 
nahmen. Kurzfristigen Veränderungen der Markt- 
lage kann und wird durch eine flexible Handhabung 
der kohlepolitischen Instrumente Rechnung ge- 
tragen. 

Dieser Linie folgend, hat die Bundesregierung im 
Jahre 1970 

— bei der Selbstbeschränkung für den Absatz von 
schwerem Heizöl, die Zuv/achsrate gegenüber dem 
Vorjahr von 7 auf 20 v. H. aufgestockt; für das 
Jahr 1971 ist die Selbstbeschränkung für das 
schwere Heizöl im Hinblick auf die aktuelle Ver- 
sorgungssituation ausgesetzt worden; 

— die Kokseinfuhren aus westlichen Drittländern 
am 9. Juni 1970 liberalisiert; 

— das zollfreie Kohlenkontingent im Jahre 1970 
von 6 auf 9 Millionen t erhöht. 

Ruhrkohle AG, Essen; Saarbergwerke AG, Saarbrük- 
ken; Eschweiler Bergwerks-Verein, Kohlscheid/Kreis 
Aachen; Preussag AG (Ibbenbüren), Hannover. 
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Mit dem am 19. Dezember 1970 verkündeten Gesetz 
über das Zollkontingent für feste Brennstoffe für die 
Jahre 1971 bis 1976 wurde das zollfreie Kontingent 
um 1 Million t auf 7 Millionen t pro Jahr herauf- 
gesetzt. Das Gesetz ermöglicht auf der Basis von 
Verordnungsermächtigungen eine elastische Anpas- 
sung der Kohleeinfuhr an die jeweiligen Marktver- 
hältnisse. Darüber hinaus kann unter bestimmten 
Voraussetzungen ein besonderes Kokskohlekontin- 
gent festgelegt werden. 

In dem den gesetzgebenden Körperschaften zugelei- 
teten Gesetzentwurf über die Besteuerung des Heiz- 
öls (BR-Drucksache 728/70) schlägt die Bundesregie- 
rung vor, den Steuersatz für das schwere Heizöl in 
zwei Stufen um jeweils 5 DM/t zum 1. Januar 1972 
und zum 1. Januar 1973 abzubauen und die Heizöl- 
steuer erneut bis zum 31. Dezember 1974 zu be- 
fristen, Die Bundesregierung hält eine derartige An- 
passung des Steuersatzes beim schweren Heizöl im 
Hinblick auf die veränderte energiewirtschaftliche 
Struktur für vertretbar und zweckmäßig. Die energie- 
politische Zwecksetzung der Heizölsteuer soll er- 
weitert werden. Neben der kohlepolitischen Bedeu- 
tung kommt der Heizölsteuer künftig auch eine 
Finanzierungsfunktion für die aus Gründen der Ver- 
sorgungssicherheit, insbesondere im Mineralölbe- 
reich, anstehenden Aufgaben zu. Die vorgeschlagene 
Lösung stellt zugleich einen Beitrag zur angestrebten 
Harmonisierung der Heizölsteuer in der Gemein- 
schaft dar, für die die Kommission Vorschläge unter- 
breiten wird. 

123 . Auch die finanziellen Hilfen des Bundes zu- 
gunsten der Steinkohle, die 1968 mit rund 946 Mil- 
lionen DM ihren Höchststand erreichten und für 
die 1969 rund 510 Millionen DM auf gewendet wur- 
den, konnten im vergangenen Jahr auf rund 419 Mil- 
lionen DM herabgesetzt werden. In diesen Zahlen 
kommt zum Ausdruck, daß die Bundesregierung dem 
Ziel ihrer Kohlepolitik — Sanierung des Steinkoh- 
lenbergbaus — nähergekommen ist. Für das Jahr 
1971 sind 326 Millionen DM eingeplant, wobei die 
Entwicklung der Kohlehilfen wegen ihrer unmittel- 
baren Rückwirkung auf die Ertrags- und Liquiditäts- 
lage stets in engem Zusammenhang mit dem erreich- 
ten Grad der Konsolidierung des Steinkohlenberg- 
baus gesehen werden muß. 

Der Rückgang der Kohlehilfen im Jahre 1971 ist im 
besonderen darauf zurückzuführen, daß nach An- 
sicht der Bundesregierung gegenwärtig die in der 
Entscheidung Nr. 70/1 EGKS vorgeschriebenen Vor- 
aussetzungen für die Gewährung einer Kokskohlen- 
beihilfe im Jahre 1971 nicht erfüllt werden. Die 
Preise für Drittlandskohle sind erheblich angestie- 
gen, so daß ein Wettbewerbsnachteil der deutschen 
Stahlindustrie beim Bezug von Gemeinschaftskohle 
z. Z. nicht festzustellen ist. Die Aussetzung der Koks- 
kohlenbeihilfe bedeutet jedoch kein Abrücken der 
Bundesregierung von ihrer im Zusammenhang mit 
der Neuordnung des Steinkohlenbergbaus abgege- 
benen Absichtserklärung, diese Hilfe — soweit er- 
forderlich — aufrechtzuerhalten. Nach wie vor wird 
der Stahlbereich als ein besonderer Schwerpunkt des 
künftigen Kohleabsatzes angesehen. Sollte sich des- 
halb im kommenden Jahr wider Erwarten die Preis- 


schere zugunsten der Drittlandskohle wieder öffnen, 
wird die Bundesregierung prüfen, ob überplan- 
mäßige Haushaltsmittel für die Kokskohlenbeihilfe 
bereitgestellt werden müssen. Schon heute ist sicher- 
gestellt, daß die spezielle Absatzhilfe für Lieferun- 
gen in revierferne Gebiete und im Gemeinschaftsaus- 
tausch gezahlt werden kann, sofern die preislichen 
Voraussetzungen vorliegen und soweit über Rück- 
flüsse aus Erstattungen der Europäischen Kommis- 
sion sowie der Partnerländer verfügt werden kann. 

124 . Für den Absatzschwerpunkt Elektrizitätswirt- 
schaft laufen die Hilfen nach den beiden Verstro- 
mungsgesetzen weiter. Es sind jedoch neue Über- 
legungen notwendig, da nach den geltenden Ver- 
stromungsgesetzen nur Steinkohlenkraftwerke geför- 
dert werden können, die bis zum 30. Juni 1971 in 
Betrieb gehen. Der ersatzlose Fortfall dieser Ver- 
günstigungen würde den Neubau von Steinkohlen- 
kraftwerken in Frage stellen. 

Eine Verlängerung der Verstromungsgesetze über 
den 30. Juni 1971 hinaus ist nicht beabsichtigt. Bei 
den derzeit angestellten Erwägungen über eine An- 
schlußregelung wird die im Zusammenhang mit der 
Neuordnung des Steinkohlenbergbaus an der Ruhr 
von den Beteiligten abgegebene Erklärung über die 
beabsichtigte weitere Förderung des Einsatzes von 
Steinkohle zur Stromerzeugung von besonderer Be- 
deutung sein. Konkrete Modelle zur Vorbereitung 
einer Entscheidung im Jahre 1971 werden zur Zeit 
erarbeitet. 

Ein weiteres wichtiges Instrument zur Konsolidie- 
rung des Steinkohlenbergbaus ist die aus den Haus- 
halten von Bund und Bergbauländern gewährte In- 
vGStitionshilfe, denn sie ermöglicht die für die Ge- 
sundung des Bergbaus durchzuführenden Investi- 
tionen. 

Im Interesse der langfristigen Zukunftssicherung des 
Steinkohlenbergbaus sind nicht zuletzt zusätzliche 
Anstrengungen auf dem Gebiet der Kohleforschung 
und -entwicklung notwendig. Die Bundesregierung 
prüft, inwieweit sie bei derartigen verstärkten An- 
strengungen der Bergbauunternehmen behilflich sein 
kann. 

125 . Der deutsche Pechkohlenbergbau wird mit 
Stillegung der letzten Zeche — Peißenberg — am 
31. März 1971 eingestellt. Die Stillegungsmaßnah- 
men, deren Auswirkungen auf die betroffenen Ar- 
beitnehmer durch die Gewährung zusätzlicher struk- 
tureller und sozialer Leistungen des Bundes und im 
Rahmen eines betrieblichen Sozialplanes weitge- 
hend ausgeglichen werden, sind bereits eingeleitet. 
Neue Arbeitsplätze werden bereitgestellt. Die För- 
derung betrug im Berichtsjahr noch 0,7 Millionen t. 

Die Förderung von Rohbraunkohle ist auf 108 Mil- 
lionen t (bzw. 29 Millionen t SKE) weiter leicht an- 
gestiegen. Hiervon wurden 67 v. H. zur Verteuerung 
in öffentliche Kraftwerke geliefert und 27 v. H. der 
Weiterverarbeitung zugeführt. Die Briketterzeugung 
hat sich weiter stabilisiert. Hierzu dürfte die An- 
spannung auf dem Koksmarkt im Hausbrandbereich 
beigetragen haben. Diese Entwicklung zeigt, daß 
dieser Energieträger weiterhin einen gewichtigen 
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Beitrag zur Versorgungskontinuität, insbesondere 
für eine preiswerte und sichere Stromerzeugung, 
leistet. 


Mineralöl 

126 . Das Mineralöl konnte 1970 bei einem Mehr- 
verbrauch von etwa 19 Millionen t SKE 73 v. H. der 
gesamten Energieverbrauchszunahme decken und 
damit seinen Anteil an der Energieversorgung auf 
53 V. H. steigern. Es wird seine schon jetzt dominie- 
rende Position auch in den kommenden Jahren wei- 
ter ausbauen können. 93 v. H. des Rohöls werden 
eingeführt; 80 v. H. kommen allein aus Nordafrika 
und dem Nahen Osten. 

Im vergangenen Jahr hat sich gezeigt, daß der Mine- 
ralölmarkt der Bundesrepublik aufgrund seiner be- 
sonderen Einfuhrabhängigkeit empfindsam auf ver- 
hältnismäßig geringfügige Störungen des inter- 
nationalen Marktes reagiert. Die durch die zeitwei- 
lige Drosselung der Förderung und den Ausfall be- 
stimmter Transportkapazitäten in Nordafrika und im 
Nahen Osten bedingte Umleitung der Versorgungs- 
ströme in der Größenordnung von nur etwa 50 Mil- 
lionen t haben sich über Engpässe auf dem Tanker- 
markt weltweit auf die Mineralölversorgungslage 
ausgewirkt. Die Preise für Mineralölprodukte sind 
international erheblich gestiegen. 

Wenn auch nach den derzeit überschaubaren Daten 
keine ernsten Versorgungsprobleme zu erwarten 
sind, so hat die jüngste Entwicklung doch bestätigt, 
daß die Bemühungen der Bundesregierung um eine 
Verbesserung der Versorgungsbedingungen und 
-Sicherheit im Mineralölbereich nachdrücklich fort- 
gesetzt und intensiviert werden müssen. 

127 , Der bereits im letzten Jahreswirtschaftsbericht 

von der Bundesregierung angekündigten Überprü- 
fung der Bevorratungspolitik im Mineralölbereich ist 
auf diesem Hintergrund besonderer Vorrang einge- 
räumt worden. Als Ergebnis dieser Prüfung hat die 
Bundesregierung beschlossen, eine Rohölreserve des 
Bundes in Höhe von 10 Millionen t anzulegen. Für 
das auf 5 Jahre berechnete Programm sind aus Mit- 
teln des Bundeshaushalts insgesamt 750 Millionen 
DM, davon im Haushalt 1971 118 Millionen DM, 

vorgesehen. Im laufenden Jahr konzentrieren sich 
die Arbeiten auf den Ausbau der unterirdischen Ka- 
vernen und die Dispositionen für den Rohölkauf und 
-transport. 

Die Raffineriegesellschaften bzw. die Importeure 
waren erstmals 1970 verpflichtet, die vollen gesetz- 
lichen Mindestreserven von 65 bzw. 45 Tagen zu 
halten. Nach den jüngsten Feststellungen im Dezem- 
ber 1970 beliefen sich die tatsächlichen Vorräte auf 
eine Reichweite von 78 Tagen. Die vorgesehene 
Rohölreserve wird den Grad unserer Versorgungs- 
sicherheit erheblich verbessern und zusammen mit 
den gesetzlichen Mindestreserven bewirken, daß 
auch die Bundesrepublik in wenigen Jahren über die 
von der OECD empfohlenen Mindestbestände von 
80/90 Tagen verfügen und somit das Vorratsniveau 


anderer großer europäischer Industrieländer errei- 
chen wird. 

Wie sich gerade im Jahre 1970 gezeigt hat, spielt 
die Verfügbarkeit über ausreichende Tankerkapazi- 
täten für die Versorgungskontinuität, besonders im 
Krisenfall, eine große Rolle. Die Bundesregierung 
untersucht daher zur Zeit die Möglichkeiten, die 
relativ schwache deutsche Tankerposition zu ver- 
bessern. Das Bundeskabinett wird sich im ersten 
Halbjahr 1971 mit einem Bericht der beteiligten Res- 
sorts befassen. 

Auf die Verbesserung der Versorgungsbedingun- 
gen und der Versorgungssicherheit ist auch das im 
Jahreswirtschaftsbericht 1970 (Ziffer 87) dargestellte 
Rohöl-Starthilfeprogramm der Bundesregierung aus- 
gerichtet, das inzwischen eine regional weit ge- 
streute Explorationstätigkeit der DEMINEX ausge- 
löst hat. Nachdem erste Projekte bereits 1969 ange- 
laufen waren, erwarb die DEMINEX in Zusammen- 
arbeit mit anderen Mineralölgesellschaften nunmehr 
Beteiligungen an Konzessionen in Kanada, Trinidad, 
Guayana und Indonesien. Verhandlungen über wei- 
tere Vorhaben laufen, wobei Projekte am Persischen 
Golf und im westafrikanischen Küstenraum von be- 
sonderer Bedeutung sind. 

128 . Die Bundesregierung wird weiterhin den Wett- 
bewerb als Grundlage einer preisgünstigen Mineral- 
ölversorgung fördern, beruhend auf einer Vielzahl 
potenter Anbieter und der Ausgewogenheit der 
verschiedenen Unternehmen und Unternehmens- 
gruppen. Unter diesem Gesichtspunkt wird sie mit 
besonderer Aufmerksamkeit die Entwicklung der 
Wettbewerbsbedingungen der mittelständisdien Mi- 
neralölunternehmen verfolgen, deren Konkurrenzfä- 
higkeit in besonderem Maße von den Änderungen 
der allgemeinen Versorgungsbedingungen tangiert 
werden kann. 

129 . Die weltweite Verflechtung der Mineralöl- 
märkte erfordert eine Intensivierung der internatio- 
nalen Zusammenarbeit. Die Bundesregierung unter- 
stützt daher nachdrücklich die entsprechenden Bemü- 
hungen im internationalen Rahmen. 

Die Zusammenarbeit der Mitgliedsländer in der 
OECD aus Anlaß und zur Überbrückung der aufge- 
tretenen Versorgungsengpässe hat sich wiederum 
bewährt. Die Bundesregierung fördert die in diesen 
Gremien angestrebte Koordinierung der gemeinsa- 
men Interessen und nimmt aktiv an den Arbeiten 
zur Verbesserung des Bevorratungsstandes teil. 

Besondere Bedeutung für die weiteren Arbeiten der 
Europäischen Gemeinschaft mißt die Bundesregie- 
rung zwei von der Kommission dem Rat vorgelegten 
Verordnungsentwürfen zu, die im Bereich der Koh- 
lenwasserstoffe bestimmte Meldepflichten für be- 
absichtigte Einfuhren und geplante Investitionen, in 
diesem Falle auch für die Elektrizitätswirtschaft, vor- 
sehen. Die Bundesregierung unterstützt bei den noch 
laufenden Verhandlungen nachdrücklich die Bemü- 
hungen der Kommission, für die Gemeinschaft eine 
ausreichende und zuverlässige Informationsbasis zu 
schaffen. 


48 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1760 


Die Verhandlungen über die Anrechnung der in den 
Niederlanden lagernden Mineralölbestände deut- 
scher Unternehmen im Rahmen unseres Bevorra- 
tungssystems konnten zum Abschluß gebracht wer- 
den. Nachdem bereits mit Italien und Frankreich ent- 
sprechende Abkommen geschlossen werden konn- 
ten, sind nunmehr Verhandlungen mit der belgi- 
schen Regierung aufgenommen worden. 


Gas 

130 . Die Entwicklung der Gaswirtschaft war im 
Jahre 1970 durch die kräftige Steigerung des Erdgas- 
absatzes um rund 42 v. H. bestimmt, während der 
gesamte Gasabsatz um etwa 15 v. H. zunahm. Der 
Anteil des Erdgases am Primärenergieverbrauch er- 
höhte sich auf mehr als 5 v. H. 

Für 1971 wird erneut mit einem kräftigen Anstieg 
des Erdgasverbrauchs gerechnet. Die Bundesregie- 
rung begrüßt diese Entwicklung, weil sich die wei- 
tere Expansion dieses relativ preisgünstigen und 
sicheren Energieträgers positiv auf unsere Energie- 
versorgung auswirkt. 

Vom Erdgas ging auch 1970 ein dämpfender Einfluß 
auf das Gaspreisniveau aus. Durch die in der zwei- 
ten Jahreshälfte 1970 vollzogene Senkung des Bor- 
derpreises für niederländisches Erdgas kann die 
Tendenz zu stabilen Gaspreisen im Jahre 1971 ver- 
stärkt werden. Die Auswirkungen der in Erdgas- 
lieferverträgen häufig verwendeten Heizölklausel 
auf die Gaspreisentwicklung sollen 1971 mit beson- 
derer Sorgfalt verfolgt werden. 

Erwartungsgemäß ist der Vertrag über die Liefe- 
rung sowjetischen Erdgases am 1. Februar 1970 un- 
terzeichnet worden; danach werden die ersten Lie- 
ferungen russischen Erdgases in die Bundesrepublik 
Ende 1973 aufgenommen. Der Eintritt weiterer An- 
bieter in den deutschen Erdgasmarkt wird ange- 
strebt, um auch für die Zukunft ein ausreichendes 
Erdgasangebot bei angemessenen Preisen zu sichern. 
Neben bisherigen Vertragspartnern aus den Nieder- 
landen und der Sowjetunion könnten auch Produ- 
zenten aus dem Nordseebereich in der Bundes- 
republik einen aufnahmefähigen Gasmarkt finden. 
Ferner wird zu prüfen sein, ob durch eine staat- 
liche Förderung von Tiefbohrungen die Vorausset- 
zungen für eine weitere Steigerung der deutschen 
Erdgasproduktion geschaffen werden können. 


Kernenergie 

131 . Der Beitrag der Kernenergie zur Primär- 
energieversorgung erhöhte sich 1970 zwar auf rd. 
2 Millionen t SKE. Mit 1 v. H. war der Anteil der 
Kernenergie an der Energieversorgung aber immer 
noch recht unbedeutend. Die Inbetriebnahme der 
fünf z. Z. im Bau befindlichen kommerziellen Kern- 
kraftwerke in den Jahren 1972 bis 1974 wird die 
Position erheblich stärken. 

Schwerpunkt der staatlichen Förderung der Kern- 
technik ist weiterhin die Entwicklung von Hochtem- 


peraturreaktoren und von schnellen Brutreaktoren. 
An der Finanzierung eines Prototyp-Kernkraftwer- 
kes mit einem Thorium-Hochtemperatur-Reaktor 
(Leistung etwa 300 MW) beteiligen sich der Bund 
und das Land Nordrhein-Westfalen mit zusammen 
über 500 Millionen DM. Daneben ist in erheblichem 
Umfang die Erforschung der Störanfälligkeit sowie 
die Weiterentwicklung und Verbesserung von 
Sicherheitseinrichtungen und -Vorkehrungen getre- 
ten. Die Bundesregierung bemüht sich, durch ein 
konzentriertes Forschungs- und evtl. Demonstra- 
tionsprogramm für die rasche Lösung der anste- 
henden Sicherheitsprobleme zu sorgen, damit in 
möglichst kurzer Zeit die Voraussetzungen für Ent- 
scheidungen über den Bau von Kernkraftwerken 
in Verdichtungsgebieten gegeben sind. Die in die- 
sem Zusammenhang von der Bundesregierung aus 
Sicherheitsgesichtspunkten zurückgestellte atom- 
rechtliche Genehmigung für ein in einem Ballungs- 
gebiet mit außerordentlich hoher Bevölkerungs- 
dichte und starker Industriekonzentration geplan- 
tes Kernkraftwerk wird die allgemeine Kernenergie- 
planung nicht wesentlich beeinflussen, jedenfalls so- 
weit es sich um Kernkraftwerke der öffentlichen 
Versorgung handelt. Es besteht die Möglichkeit, 
wirtschaftlich sinnvolle Standorte zu finden, die nicht 
inmitten von Verdichtungsräumen liegen. 

Die beachtlichen Uranfunde der letzten Zeit lassen 
die Bedarfsdeckungssituation für Uran auch auf län- 
gere Sicht günstig erscheinen. Deutsche Unterneh- 
men beteiligen sich mit Unterstützung des Bundes 
an Prospektion und Abbau von Uranlagerstätten im 
Ausland. 

Durch den Kauf von ca. 200 t angereicherten Urans 
(ca. 3 ^/o U 235) im Rahmen des deutsch-amerikani- 
schen Devisenausgleichsabkommens wird für die 
Bundesrepublik Deutschland eine Uranreserve ge- 
schaffen, die derzeit einem Wärmeäquivalent von 
rd. 18 Millionen t SKE entspricht. Ferner wird dar- 
über verhandelt, in den USA im Rahmen des glei- 
chen Abkommens eine Uran- Anreicherungskapazi- 
tät im Wert von rd. 220 Millionen DM zu kaufen. 


Elektrizitätswirtschaft 

132 . Die konjunkturelle Entwicklung des Jahres 
1970 spiegelt sich auch in der Zuwachsrate des 
Stromverbrauchs von fast 9 v. H. wider. Wie in den 
beiden vorangegangenen Jahren, so lag auch im 
Jahre 1970 die Zunahme des Stromverbrauchs über 
dem langfristigen Mittelwert. Einschließlich des 
Eigenverbrauchs der Kraftwerke und der Ubertra- 
gungsverluste erreichte der Gesamtstromverbrauch 
in der Bundesrepublik 253 Mrd. kwh. 

Nach wie vor war die Stromerzeugung aus Stein- 
kohle mit 38 v. H. am stärksten an der Verbrauchs- 
deckung beteiligt. Der Anteil der Braunkohle be- 
trug 25 V. H. Das Heizöl erreichte — nicht zuletzt 
wegen der angespannten Versorgungslage bei 
Kraftwerkskohle — 16 v. H. Ferner entfielen 9 v. H. 
auf die Wasserkraft, 5 v. H. auf das Erdgas und 
2 V. H. auf die Kernenergie. Damit zeigt der Primär- 
energieeinsatz der Elektrizitätswirtschaft auch wei- 
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terhin eine unter Sicherheitsgesichtspunkten ausge- 
wogene Struktur. 

Mit den in Bau befindlichen und geplanten Kraft- 
werken auf Erdgas- und Kernenergiebasis wird in 
absehbarer Zeit ein weiterer Beitrag zur Versor- 
gungskontinuität der Stromerzeugung geleistet. 

Die Stromerzeugungs- und -Verteilungskapazitäten 
sind weiterhin zügig ausgebaut worden. Die Kraft- 
werksleistung des Bundesgebiets erhöhte sich im 
Jahre 1970 um 2500 MW auf 51 000 MW. Von dem 
Zuwachs entfielen 1900 MW auf Steinkohlenkraft- 
werke und 600 MW auf Braunkohlenkraftwerke. 
Da auch die Primärenergievorräte z. Z. über den 
Erfahrungswerten der Vorjahre liegen, kann dem 
erhöhten Strombedarf des kommenden Jahres jeder- 
zeit Rechnung getragen werden. 

133 . Die Strompreise sind in der Bundesrepublik 
im Jahre 1970 infolge höherer Lohn-, Brennstoff- und 
Investitionskosten im Mittel um 1 bis 2 % gestiegen. 
Diese — relativ niedrige — Strompreiserhöhung 
zeigt, daß die Elektrizitätswirtschaft einen Teil der 
auf sie zugekommenen Kostenerhöhungen aufge- 
fangen hat. Diese Tatsache hängt damit zusammen, 
daß der im Berichtsjahr stark angestiegene Strom- 
verbrauch auch ins Gewicht fallende kostensenkende 
Faktoren, wie insbesondere die bessere Auslastung 
der Kraftwerke und der Netze, mit sich gebracht hat. 
Der im letzten Jahreswirtschaftsbericht angekün- 
digte Forschungsauftrag zur Untersuchung der 
Strompreise in den verschiedenen Gebieten der 
Bundesrepublik konnte noch nicht abgeschlossen 
werden. Die Fertigstellung des Gutachtens hat sich 
verzögert, weil im Interesse der Aussagefähigkeit 
und Aktualität der Untersuchung in größerem Um- 
fang zeitraubende Befragungen der Elektrizitätsver- 
sorgungsunternehmen durchgeführt werden mußten. 

Überprüfung des Energiewirtschaftsrechts 

134 . Die angekündigte Reform des Energiewirt- 
schaftsrechts ist eingeleitet worden. 

Ein Teilkomplex der Reform, die Novellierung der 
Tarifordnung Elektrizität — einer Verordnung, die 
der Bundesminister für Wirtschaft mit Zustimmung 
des Bundesrates erläßt — , steht kurz vor dem Ab- 
schluß. Der Verordnungsentwurf wird Anfang des 
Jahres 1971 dem Bundesrat zur Zustimmung zuge- 
leitet. Er sieht insbesondere die Festlegung niedriger 
Arbeitspreise als Höchstpreise mit dem Ziel einer 
verbrauchsfördernden Ausgestaltung der Pflicht- 
tarife vor. Soweit die Elektrizitätsversorgungsunter- 
nehmen diese Preise schon jetzt einhalten, ergibt 
sich eine Preisstabilisierungstendenz, soweit ihre 
Arbeitspreise höher liegen, eine Tendenz zur Strom- 
preisermäßigung. Dabei ist vorgesorgt, daß . die 
niedrigeren Arbeitspreise von den Verbrauchern 
nicht mit höheren Grundpreisen erkauft werden 
müssen. 


Ein weiterer Kernpunkt ist die Einsetzung von ge- 
mischten Strompreisausschüssen aus Repräsentanten 
der Elektrizitätswirtschaft und Verbraucherorganisa- 
tionen zur Beratung aller Tariffragen. Sie sollen 
einen Ausgleich dafür bieten, daß es im Tarifbereich 
an einem Verkaufsgespräch fehlt; ein solcher Aus- 
gleich ist — anders als sonst im Wirtschaftsleben — 
I erforderlich, weil die Elektrizitätsversorgungsunter- 
! nehmen eine Quasi-Monopolstellung haben, die dem 
I Kunden keine Wahl bezüglich seiner Lieferanten 
läßt. 

Zur Intensivierung der gesetzgeberischen Vorarbei- 
ten zur Reform des Energiewirtschaftsgesetzes ist 
ein Arbeitskreis aus Angehörigen des Bundesmini- 
steriums für Wirtschaft und der Länderwirtschafts- 
ressorts gebildet worden. Die Wirtschaft, insbeson- 
dere auch die Versorgungswirtschaft, die kommu- 
nalen Spitzenverbände und der Verband Kommu- 
naler Unternehmen, sind gebeten worden, ihre Vor- 
stellungen von einer Reform des Energiewirtschafts- 
gesetzes wie auch in der Frage des Konzessions- 
abgabenwesens darzulegen. Allen betroffenen Krei- 
sen ist damit vom Beginn der Reformarbeiten an 
Gelegenheit zur Mitarbeit gegeben. Es wird ange- 
strebt, den Regierungsentwurf den Gesetzgebungs- 
gremien so schnell wie möglich zuzuleiten. 

Die im Zuge der Kartellgesetznovelle beabsichtigte 
Neuregelung des Rechtsschutzes der Demarkations- 
verträge der Versorgungswirtschaft besteht darin, 
den derzeitigen generellen Rechtsschutz für diese 
Verträge aufzuheben und ihn — wie allgemein bei 
Rationalisierungskartellen — von einer kartellbe- 
hördlichen Genehmigung abhängig zu machen. Auf 
I diese Weise sollen solche Gebietsabsprachen ver- 
hindert werden, die sich nicht positiv auf die Ver- 
sorgung auswirken. 


Reform des Bergrechts 

135 . Das geltende Bergrecht ist in eine Vielzahl 
von Landesberggesetzen, Nebengesetzen und Ver- 
ordnungen zersplittert. Auch der Tendenz zuneh- 
mender materieller Zersplitterung konnte seit 1945 
nicht erfolgreich entgegengewirkt werden, überdies 
sind wichtige Sachbereiche des zum Teil noch aus 
der Mitte des vorigen Jahrhunderts stammenden 
Bergrechts inzwischen veraltet oder überholt. Eine 
Reform und Vereinheitlichung auf Bundesebene ist 
daher dringend erforderlich. Hierbei wird sich auch 
Gelegenheit bieten, die vornehmlich historisch be- 
dingte Abgrenzung des Geltungsbereichs des Berg- 
rechts zu überdenken und neu zu gestalten. Durch 
eine solche Reform soll das Bergrecht wieder den 
Anforderungen gerecht werden, die an die gesetz- 
liche Regelung eines Sach- und Lebensbereichs im 
Rahmen einer modernen Wirtschaftsordnung ge- 
stellt werden müssen. 
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D. Projektion der mittelfristigen Wirtschaftsentwicklung 
in der Bundesrepublik Deutschland bis zum Jahre 1975 


136 . Zur Orientierung der wirtschaftlichen Entwick- 
lung über den Zeitraum eines Jahres hinaus dient 
eine mittelfristige Zielprojektion, die jährlich fort- 
geschrieben wird. Sie zeigt, an welchen Zielsetzun- 
gen die Bundesregierung ihre Konjunkturpolitik im 
weiteren Verlauf orientiert und welche Perspektiven 
der mehrjährigen Finanzplanung, aber auch den 
staatlichen Planungen auf anderen Gebieten zu- 
grunde liegen. 

137 . Für die mittelfristige Projektion bis 1975 be- 
deutet der an anderer Stelle skizzierte konjunktu- 
relle Verlauf im Jahre 1970 eine Vorbelastung, die 
bei der Festlegung der anzustrebenden Ziele, bezie- 
hungsweise bei der als unvermeidbar anzusehenden 
Entwicklung zu berücksichtigen ist. So mußte der 
Ansatz für die Preise im Flinblick auf die übrigen 
Ziele, auf welche die Bundesregierung durch Gesetz 
verpflichtet ist, höher liegen, als wenn das Jahr 1970 
spannungsfrei gewesen wäre. Aber nur so läßt sich 
ereichen, die Wirtschaftsentwicklung um den mittel- 
fristigen Wachstumspfad mehr und mehr zu ver- 
stetigen. Darin sieht die Bundesregierung eine wich- 
tige wirtschaftspolitische Aufgabe. Sie ist sich dabei 
bewußt, daß eine völlige Ausschaltung konjunktu- 
reller Fluktuationen nicht zu erreichen sein wird. 
Anzustreben ist eine Verstetigung der Entwicklung 
in einem Maße, daß Fehlentwicklungen bei einem 
oder mehreren der großen wirtschaftspolitischen 
Ziele künftig reduziert werden. 

138 . Unter Berücksichtigung der Ausgangstage im 
Jahre 1970 und der mittelfristigen Bedingungen für 
die künftige Wirtschaftsentwicklung strebt die Bun- 
desregierung für das kommende Jahrfünft folgende 
durchschnittliche Größenordnungen bei den großen 
wirtschaftspolitischen Zielen an oder hält bei einigen 
Positionen folgende Entwicklung für unvermeidbar: 

a) Hoher Beschäftigungsstand: 

Eine jahresdurchschnittliche Arbeitslosenquote 
(Anteil der Zahl der Arbeitslosen an der Zahl 
der abhängigen Erwerbspersonen) von 0,7 Vo 
bis 1,2 o/o. 

b) Preisstabilität: 

Eine durchschnittliche Zuwachsrate des Preis- 
niveaus der Inlandsnachfrage von 2 V 2 o/o bis 
2 o/q bei etwas geringerem Anstieg des Preis- 
niveaus des privaten Verbrauchs (2,3 o/q bis 
1,8 0 / 0 ; vgl. gemeinschaftliche Orientierungs- 
daten der EWG, Ziffer 103). 

c) Außenwirtschaftliches Gleichgewicht: 

Ein Anteil des Außenbeitrags am Bruttosozial- 
produkt von 1,5 o/q bis 2 0 / 0 . 


d) Angemessenes Wirtschaftswachstum: 

Eine durchschnittliche Wachstumsrate des re- 
alen Bruttosozialprodukts von gut 40/0 bis 
reichlich 4 V 2 0 / 0 . 

Die angestrebte Arbeitslosenquote hält sich weiter- 
hin in dem Rahmen, der auch bei früheren Projek- 
tionen als Ziel vorgegeben worden war. Sie beläßt 
einen Spielraum für konjunkturelle Fluktuationen 
ohne Beeinträchtigung des Zustands der Vollbeschäf- 
tigung. 

Wenn die für unvermeidlich angesehene Preisrate 
von 2 V 2 bis 20/0 für die Inlandsnachfrage — bei 
einem Anstieg des Preisniveaus des privaten Ver- 
brauchs von 2 , 30/0 bis 1,8 0 /q _ realisiert werden 
soll, bedeutet das in Zukunft erheblich stärkere An- 
strengungen auf diesem Gebiet. 

Der angestrebte Außenbeitrag entspricht den Vor- 
stellungen vorausgegangener mittelfristiger Projek- 
tionen. Er ist notwendig, wenn die Bundesrepublik 
ihren finanziellen Verpflichtungen gegenüber dem 
Ausland nadikommen will. Neben Leistungen für die 
Entwicklungshilfe und Verpflichtungen gegenüber 
der Europäischen Gemeinschaft spielen dabei die 
Heimatüberweisungen von ausländischen Arbeitneh- 
mern eine wichtige Rolle. 

139 . Das reale gesamtwirtschaftliche Wachstum 
kann sich nach Auffassung der Bundesregierung im 
kommenden Jahrfünft im Jahresdurchschnitt um 
gut 4 bis reichlich 4 V 2 0/0 bewegen. Eine solche Ent- 
wicklung erscheint erreichbar trotz einer voraussicht- 
lich sinkenden Zahl der einheimischen Erwerbsper- 
sonen und weiterer Verkürzung der durchschnitt- 
lichen Arbeitszeit. Es wird davon ausgegangen, daß 
die Zahl der ausländischen Arbeitnehmer auch im 
kommenden Jahrfünft steigen wird, und daß sich 
die Produktivität aufgrund anhaltender Änderun- 
gen der Produktionsstruktur und einer raschen 
Durchsetzung technischer Neuerungen im Trend 
anhaltend kräftig steigern läßt. 

140 . Bei den für die einzelnen Eckwerte genannten 
Spannen handelt es sich um Durchschnittswerte für 
den gesamten Projektionszeitraum, also nicht um 
Ober- oder Untergrenzen für die Entwicklung im 
Zeitablauf. Wie bereits erwähnt wurde, muß auch 
künftig mit zyklischen Schwankungen der wirtschaft- 
lichen Aktivität gerechnet werden, die zu Abwei- 
chungen einzelner Zielgrößen vom mittelfristigen 
Trend führen. Die Wirtschaftspolitik wird aber alles 
daran setzen, diese Fluktuationen gegenüber der 
Entwicklung in der Vergangenheit in engeren Gren- 
zen zu halten. 
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141 . Bereits im Laufe des Jahres 1970 wurden von 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft 
Vorstellungen über die mittelfristige Entwicklung in 
ihren Ländern bis zum Jahre 1975 erarbeitet. Die 
Ergebnisse dieser Untersuchungen wurden in den 
entsprechenden Ausschüssen der Europäischen Ge- 
meinschaft konfrontiert und eingehend diskutiert, 
wobei unter Berücksichtigung der jeweiligen natio- 
nalen Gegebenheiten und Bedingungen ihre Plau- 
sibilität und gegenseitige Vereinbarkeit geprüft 
wurden. Diese Arbeiten fanden ihren Niederschlag 
im Entwurf des dritten mittelfristigen Programms für 
die Wirtschaftspolitik der Gemeinschaft. Die in die- 
sem Programm für die Bundesrepublik genannten 
Größen entsprechen praktisch den Eckwerten der 
Zielprojektion der Bundesregierung (vgl. Ziffer 103). 


142 . Eine Durchrechnung des Wirtschaftskreislaufs 
unter Berücksichtigung der für die verschiedenen 
Eckwerte genannten Spannen würde zu einer Viel- 
zahl von Varianten führen. Aus diesem Grunde 
wurde bei den Berechnungen in den nachfolgenden 
Tabellen von einer mittleren Zunahme des nomina- 
len Bruttosozialprodukts von 7,1 ‘Vo ausgegangen. 
Bei einer durchschnittlichen Entwicklung in dieser 
Größenordnung mit verstetigtem Konjunkturverlauf 
dürften die Risiken für die großen wirtschaftspoli- 
tischen Ziele etwa gleichmäßig verteilt sein. Für 
die Realisierung der Zielvorstellungen wird es not- 
wendig sein, daß die Möglichkeiten des Stabilitäts- 
und Wachstumsgesetzes zur Vermeidung konjunk- 
tureller Fehlentwicklungen konsequent genutzt wer- 
den. Des weiteren bedarf es auch künftig einer akti- 
ven Strukturpolitik zur ständigen Verbesserung 
des Produktionspotentials. 
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Tabelle 1 


Erwerbstätige und Produktivität 

1965— 1970— 1975 


Jahr 

Erwerbs- 

tätige 

Beschäf- 

tigte 

Arbeit- 

nehmer 

Arbeits- 

zeit 

Produktivität 

Bruttosozialprodukt 

Defla- 

tionie- 

rungs- 

faktor 

je Erwerbs- 
tätigen 

je Erwerbs- 
tätigen- 
stunde 

in Preisen 
von 1970 

in jewei- 
ligen 
Preisen 

in 1000 

Mrd. DM 

1965 

27 153 

21 841 




547,8 

460,4 


1970 

27 204 

22 402 




677,7 

677,7 


1975 >) 

27 170 

22 808 


• 


846,3 

952,8 





Veränderungen insgesamt in 

o/o 



1970/65 

+ 0,2 

2,6 

- 3,1 

23,9 

27,9 

23,7 

47,2 

19,0 

1975/70 *) 

0,2 

1,8 

- 3,0 

24,6 

28,5 

24,9 

40,6 

12,6 




Jahresdurchschnittliche Veränderungen in Vo 



1970/65 

0 

0,5 

- 0,6 

4,4 

5,0 

4,4 

8,0 

3,5 

1975/70«) 

0 \ 

1 

0,4 

- 0,6 

4,5 

5,1 

4,5 

7,1 

2,4 


) Projektion 
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Tabelle 2 


Verwendung des Bruttosozialprodukts zu Marktpreisen 

(in jeweiligen Preisen) 


Jahr 

Brutto- ' 
Sozial- 
produkt 

Privater 

Verbrauch 

Staats- 

verbrauch 

Bruttoinvestitionen 

Außen- 

beitrag 

insgesamt 

Anlagen 

Vorrats- 

verände- 

rung 





Mrd. DM 




1965 

460,4 

258,7 

70,0 

132,2 

122,2 

+ 10,0 

- 0,5 

1970 

677,7 

371,5 

106,0 

188,9 

178,4 

+ 10,5 

+ 11,3 

1975 1) 

952,8 

516,4 

165,2 

257,3 

247,8 

+ 9,5 

+ 13,9 




Anteile am BSP in Vo 



1965 

100 

56,2 

15,2 

28,7 

26,5 

2,2 

- 0,1 

1970 

100 

54,8 

15,6 

27,9 

26,3 

1,5 


1975 *) 

100 

54,2 

17,3 

27,0 

26,0 

1,0 

1,5 




Veränderungen insgesamt in ^/o 



1970/65 

47,2 

43,6 

51,4 

42,9 

46,0 



1975/70 *) 

40,6 

39,0 

55,8 

36,2 

38,9 





Jahresdurchschnittliche Veränderungen in Vo 


1970/65 

8,0 

7,5 

8,7 

7,4 

7,9 



1975/70 >) 

7,1 

6,8 

9,3 

6,4 

6,8 


• 


Projektion 
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Anlage 1 


Tabelle 1 

Jahresprojektion 1971 



1968 

1969 

1 1970 

1971 ') 

1969 1 

1970 

1 1971 1) 



absolut 


Veränderung gegenüber 
dem Vorjahr in Vo 

1. Entstehung des Sozialprodukts 

Erwerbsbevölkerung -) 

26 665 

in 

27 001 

1 000 

27 353 

27 440 

+ 13 

+ U3 

+ ‘h 

Arbeitslose 

323 

179 

149 

170 

-44,6 

-16,8 

+ 13'/ä 

Arbeitslosenquote in 





(0,8) 

(0,7) 

(knapp 1 ) 

Erwerbstätige 

26 224 

26 717 

27 114 

27 190 

+ 1,9 

+ U5 

+ ‘h 

Abhängig Beschäftigte 

21 330 

21 920 

22 402 

22 570 

-f 2,8 

-f 2,2 

+ 1 

Arbeitszeit je Erwerbstätigen 





- 0,8 

- 0,4 

— V2 

Bruttoinlandsprodukt in Preisen von 1962 
(BIP) 




. 

+ 8J 

+ 4,8 

+ 3'/i' 

BIP je Erwerbstätigen 





+ 6,1 

+ 3,3 

+ 3 

BIP je Erwerbstätigenstunde 





-f 7,0 

+ 3,7 

+ 3‘h 

II. Verteilung des Sozialprodukts 

a) Vor der Einkommensumverteilung 

Bruttoeinkommen aus unselbständiger 
Arbeit 

266,3 

Mrd. DM 

300,1 352,1 

388 

+ 12,7 

+ 17,3 4 

) +10 

Bruttoeinkommen aus Unternehmertätig- 
keit und Vermögen 

149,5 

158,4 

170,2 

175V2 

+ 5,9 5) 

+ 7,5 

+ 3'/2 

Indirekte Steuern X Subventionen 

65,7 

80,6 

81,3 

88V2 

+ 22,8 

+ 0,8 

+ 8V2 

Abschreibungen 

57,4 

63,7 

74,1 

81 V2 

+ 11,0 

+ 16,3 

+ 10 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen . . . 

538,9 

602,8 

677,7 

733V2 

j +11,9 

+ 12,4 

+ 8 


Jahresprojektion der Bundesregierung (gerundete Angaben) 

-) Inländerkonzept 
Inlandskonzept 
Einschi. Lohnfortzahlung 

Ohne steuerliche Entlastung der Altvorräte beim Übergang zur Mehrwertsteuer + 9,6 ®/o 
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noch Tabelle 1 



1968 

1969 1 

1970 

1 1971 ') 

1969 

1970 1 

1971 *) 



Mrd. 

DM 


Veränderung gegenüber 
dem Vorjahr in o/« 

b) Nach der Einkommensumverteilung 








Nettoeinkommen aus unselbständiger 
Arbeit 

190,8 

210,6 

240,9 

263 

+ 10,4 

+ 14,4 

+ 9 

öffentliche Einkommensübertragungen . . 

73,8 

79,5 

85,4 

93 

+ 7,7 

+ 7,4 

+ 9 

Masseneinkommen 

264,6 

290,1 

326,3 

356V2 

+ 9,6 

+ 12,5 

+ 9 

Verfügbares Einkommen der Unterneh- 
men 2) 

168,4 

179,4 

201,7 

212 

+ 6.5 

+ 12,4 

+ 5 

Verfügbares Einkommen des Staates . . 

105,9 

133,3 

149,7 

165 

+ 25,9 

+ 12,3 

+ 10 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen . . . 

538,9 

602,8 

677,7 

733V2 

+ IJ,9 

+ 12,4 

+ 8 

III. Verwendung des Sozialprodukts 








Privater Verbrauch 

301,1 

333,6 

371,5 

402 

+ 10,8 

+ 11,4 

+ 8 

Staatsv erb rauch 

84,4 

94,3 

106,0 

120 

+ 11.7 

+ 12,4 

+ 13 

Bruttoanlageinvestitionen 

124,8 

146,2 

178,4 

192 

+ 17,2 

+ 22,0 

+ Vh 

Ausrüstungen 

52,9 

66,9 

81,8 

87 

+ 26,5 

+ 22,2 

+ 6 

Bauten 

71,9 

79,3 

96,6 

105 

+ 10,3 

+ 21,8 

+ 9 

Vorratsveränderung 

+ 11,0 

+ 13,8 

+ 10,5 

+7 




Inlandsnachfrage 

521,3 

587,9 

666,4 

721 

+ 12,8 

+ 13,4 

+ 8 

Ausfuhr 

123,8 

141,7 

156,6 

169V2 

+ 14,5 

+ 10,5 

+ 8V2 

Einfuhr 

106,2 

126,8 

145,3 

157 

+ 19,4 

+ 14,6 

+ 8 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen . . . 

538,9 

602,8 

677,7 

733V2 

+ 11.9 

+ 12,4 

+ 8 

Außenbeitrag 

+ 17,6 

+ 14,9 

+ 11.3 

+ 12 V2 




Anteil des Außenbeitrags am Brutto- 
sozialprodukt in o/o 

(3,3) 

(2,5) 

(1,7) 

(rd. IV2) 




Preisniveau 








Bruttosozialprodukt 

• 



• 

+ 3,5 

+ 7,4 

+ 4V2 

Inlandsnachfrage 



• 

• 

+ 3,6 

+ 6,5 

+ 4 

Privater Verbrauch 





+ 2,5 

+ 3,8 

+ 3 


1) Jahresprojektion der Bundesregierung (gerundete Angaben) 

2) Nettoeinkommen der Privaten aus Unternehmertätigkeit und Vermögen zuzügl. Abschreibungen 

3) Einschi. Abschreibungen sowie lfd. Übertragungen des Staates an die übrige Welt, ohne nichtzurechenbare Übertragungen 
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Tabelle 2 

Einnahmen und Ausgaben des Sektors „Staat" 

(in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung) 



1968 1 

1969 1 

1970 

1971 1) 

1969 

1970 1 

1971 ') 


Mrd. 

DM 


Veränderung gegenüber 
dem Vorjahr in ®/o 

Laufende Einnahmen 



Laufende Rechnung 


Einkommen aus Unternehmertätigkeit 








und Vermögen 

8,8 

9,5 

10,2 

lO'/a 

+ 8,2 

4- 7,6 

+ 4 V 2 

Steuern 

127,9 

152,0 

163,7 

178‘/2 

+ 18,8 

4* 7,7 

+ 9 

Sozialversicherungsbeiträge ^) 

56,3 

65,4 

78,2 

86 V 2 

+ 16,3 

+ 19,4 

+ 11 

Sonstige Übertragungen '^) 

2.6 

2,8 

2.9 

3 V 2 

4- 4,5 

4- 4,3 

+ 28 

Summe der laufenden Einnahmen 

195,6 

229,7 

255,0 

279 

+ 17,4 

+ 11,0 

+ 9‘/i 

Laufende Ausgaben 








Staatsverbrauch 

84,4 

94,3 

106,0 

120 

+ 11,7 

+ 12,4 

+ 13 

Zinsen 

5,2 

5,7 

6,1 

7 

+ 9,8 

4- 6,4 

+ 18 

Subventionen 

7,5 

7.7 

10,0 

9 V 2 

+ 1,6 

+ 30,7 

“ 7 

Renten, Unterstützungen und Beamten- 








pensionen (brutto) an Private Haus- 








halte 

74,4 

80,2 

86,3 

94 V 2 

4- 7,8 

+ 7,6 

+ 9 V 2 

Übertragungen an die übrige Welt'^) .... 

4,0 

4,3 

4,1 

5 V 2 

4* 9,8 

- 3,5 

4*33 

Summe der laufenden Ausgaben 

175,5 

192,2 

212,5 

236V2 

+ 9,5 

+ 10,6 

+11 

1 


Vermögensveränderungsrechnung 


Bruttoinvestitionen ^) 

20,8 

23,2 

28,9 

32 

+ 11,4 

+ 24,7 

+ ioVf 

Saldo der Vermögensübertragungen 

6,9 

8,9 

8,4 

9 V 2 

• 

* 


Summe der vermögenswirksamen Aus- 








gaben 

27,7 

32,1 

37,3 

41 V 2 

+ 16,1 

+ 15,9 

4-12 

Laufende Ersparnis ®) (zuzüglich Abschrei- 








bungen) 

22,9 

40,6 

46,1 

46‘/2 

+77,5 

+ 13,5 

4- 1 

Finanzierungssaldo ’^) 

i 

“4,8 

4*8,5 

4-8,8 

4-5 

. 


Jahresprojektion der Bundesregierung (gerundete Angaben) 

2) Einschließlich des rückzahlbaren Konjunkturzuschlags zur veranlagten Einkommensteuer, Lohnsteuer und Körperschaftsteuer; 
der Konjunkturzuschlag stellt nach der Abgabenordnung zwar keine Steuer dar, wirkt ökonomisch jedoch wie eine besondere 
Art Steuervorauszahlung (später Steuerrückzahlung). 

3) Einschließlich Zuweisungen an einen unterstellten Pensionsfonds 

4) Die Transaktionen mit dem Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds sind in den Übertragungen an die übrige Welt 
netto enthalten. 

5) Einschließlich Grundstückskäufe (netto) 

®) Summe der laufenden Einnahmen abzüglich Summe der laufenden Ausgaben 
'^) Ausgabenüberschuß: — ; Einnahmenüberschuß; + 
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Anlage 2 


Tabelle 1 


Absatzaussichten auf dem deutschen Energiemarkt 

in Millionen t SKE 




Effektiv 



Geschätzt 

1966 

1967 1 

1968 1 

1969 . 

1970 

1971 1 

1972 

1973 

1 1974 

Steinkohle 

102,2 

96,6 

98,0 

101,7 

99,6 

96 

94 

91 

88,5 

Braun- und Pechkohle 

28,2 

27,3 

28,7 

29,9 

31,5 

31,5 

31,5 

33 

34,5 

Mineralöl 

121,9 

127,2 

142,4 

160,4 

179,2 

186,5 

196,5 

208,5 

223,5 

Inlandsabsatz 










Heizöl, leicht 

38,8 

40,8 

46,7 

56,8 

65,0 

68 

72 

77 

83 

Heizöl, schwer .... 

27,9 

28,0 

29,9 

32,2 

38,0 

40 

42,5 

45,5 

49,5 

Heizöl, leicht und 










schwer 

66,7 

68,8 

76,6 

89,0 

103,0 

108 

114,5 

122,5 

132,5 

Naturgas 

4,2 

5,7 

9,3 

13,1 

19,3 

23,5 

27 

31,5 

35 

Wasserkraft 

8,3 

7,9 

7,8 

6,6 

7.3 

7 

7 

6,5 

6,5 

Kernkraft 

0,1 

0,4 

0,6 

1,7 

2,2 

2 

3 

5 

7 

übrige 










Energieträger 

1,8 

1,7 

1,7 

1,7 

1,6 

1,5 

1,5 

1,5 

1 

Primärenergiever- 










brauch im Inland 

266,7 

266,8 

288,5 

315,1 

340,7 

348 

360,5 

377 

396 

(Ausfuhrüberschuß an 










Steinkohle) 

(16,2) 

(17,5) 

(22,8) 

(19,5) 

(15,5) 

(16-18) 

(18-20) 

(1 8,5— 

(19-21) 









20,5) 


(Gesamtabsatz deut- 










scher Steinkohle) . . 

(118,4) 

(114,1) 

(120,8) 

(121,2) 

(115) 

(112-114) 

(112-114) 

(109,5- 

(107,5- 









111,5) 

109,5) 

Umwandlungs- 










verbrauch 

81,8 

81,8 

90,1 

98,0 

110,8 

113,5 

120 

129,5 

139,5 

Energieverbrauch 

184,9 

185,0 

198,4 

217,1 

229,9 

234,5 

240,5 

247,5 

256,5 

davon: 










Industrie 

76,2 

75,6 

81,5 

87,2 

89,7 

91 

93,5 

96 

99 

Haushalte und 










Kleinverb raudier^) 

76,8 

77,6 

83,5 

94,4 

101,5 

103,5 

105,5 

108 

112 

Verkehr ^) 

31,9 

31,8 

33,4 

35,5 

38,7 

40 

41,5 

43,5 

45,5 


1) Ohne Hochseebunker 

2) Brennholz, Brenntorf, Klärschlamm u. a. 

3) Einschließlich sonstiger Verbrauch 
Abweichungen durch Runden 
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Tabelle 2 


Absatzaussichten auf dem deutschen Energiemarkt 

Veränderungen in v. H. 



Effektiv 


Geschätzt 

Jahres- 

durchschnitt 






1970 





1966 

1970 


1967 

1968 

1969 


1971 

1972 

1973 

1974 

bis 

bis 











1970 

1974 

Steinkohle 


5,5 

+ 1,5 

+ 4 

— 2 

- 3,5 

“ 2,5 

— 3 

— 3 

- 0,5 

— 3 

Braun- und Pech- 






kohle 

— 

3 

+ 5 

+ 4 

+ 5,5 

± 0 

± 0 

+ 5 

+ 4,5 

+ 3 

+ 2,5 

Mineralöl 


4,5 

+ 12 

+ 12,5 

+ 11,5 

+ 4 

+ 5,5 

+ 6 

+ 7 

+ 10 

+ 5,5 

Inlandsabsatz 




Heizöl, leicht 

+ 

5 

+ 14,5 

+ 21,5 

+ 14,5 

+ 5 

+ 6 

+ 7 

+ 8 

+ 14 

+ 6,5 

Heizöl, schwer . 

+ 

0,5 

+ 7 

+ 7,5 

+ 18 

+ 5 

+ 6 

+ 7 

+ 9 

+ 8 

+ 7 

Heizöl, leicht 
und schwer 


3 

+ 11,5 

+ 16 

+ 15,5 

+ 5 

+ 6 

+ 7 

+ 8 

+ 11,5 

+ 6,5 

Naturgas 

+ 

35,5 

+ 63 

+ 41 

+ 47 

+ 22 

+ 15 

+ 16 

+ 11 

+ 45 

+ 16 

Wasserkraft .... 

- 

5 

- 1,5 

-15,5 

+ 10,5 

- 4 

± 0 

- 7 

± 0 

- 3 

- 2,5 

Kernkraft 

+ 300 

+ 50 

+ 183,5 

+ 29,5 

± 0 

+ 50 

+ 66,5 

+ 40 


+ 33,5 

übrige Energie- 












träger 

__ 

5,5 

± 0 

± 0 

— 6 

- 6,5 

± 0 

± 0 

-33,5 

— 3 

-11 





Primärenergie- 












verbrauch 

im Inland 

+ 

0 

± 8 

+ 9 

+ 8 

+ 2 

+ 3,5 

+ 4,5 

+ 5 

+ 6,5 

+ 4 

(Ausfuhrüberschuß 












an Steinkohle) 

( + 

8 ) 

( + 30,5) 

(-14,5) 

(-20,5) 

(+ 9,5) 

(+12 ) 

(+ 2,5) 

(+ 2,5) 

(- 1 ) 

(+ 6,5) 

(Gesamtabsatz 












deutscher Stein- 
kohle) 

(- 

3,5) 

(+ 6 ) 

(+ 0,5) 

(— 5 ) 

(- 1.5) 

(± 0 ) 

f— 2 1 

(- 2 ) 

(- 0,5) 

(- 1,5) 




Umwandlungs- 












verbrauch 

+ 

0 

+ 10 

+ 9 

+ 13 

+ 2,5 

+ 5,5 

+ 8 

+ 8 

+ 8 

+ 6 

Endenergiever- 












braudi 

± 

0 

+ 7 

+ 9,5 

+ 6 

+ 2 

+ 2,5 

+ 3 

+ 3|5 

+ 5,5 

+ 3 

davon: 

Industrie 



1 

+ 8 

+ 7 

+ 3 

+ 1,5 

+ 2,5 

+ 2,5 

+ 3 

+ 4 

+ 2,5 

Haushalte und 


Kleinverbrau- 
cher ^) 

+ 

1 

+ 7,5 

+ 13 

+ 7,5 

+ 2 

+ 2 

+ 2,5 

+ 3,5 

+ 7 

+ 2,5 

Verkehr ^ 



0,5 

+ 5 

+ 6,5 

+ 9 

+ 3,5 

+ 4 

+ 5 

+ 5 

+ 5 

+ 4 







1) Ohne Hodiseebunker 

2) Brennholz, Brenntorf, Klärschlamm u. a. 
2) Einsdiließlidi „Sonstiger Verbraudi" 

1971 bis 1974 Mittelwerte 
Abweichungen durch Runden 
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Tabelle 3 

Absatzaussichten auf dem deutschen Energiemarkt 

Anteile in v. H. 



Effektiv 

1970 

Geschätzt 

1966 

1967 

1968 

1969 

1971 

1972 

1973 

1974 

Steinkohle 

38 

36 

34 

32 

29 

28 

26 

24 

22 

Braun- und Pechkohle 

11 

10 

10 

9 

9 

9 

9 

9 

9 

Mineralöl h 

45 

48 

49 

51 

53 

53 

54 

55 

56 

Inlandsabsatz 










Heizöl, leicht 

15 

15 

16 

18 

19 

19 

20 

20 

21 

Heizöl, schwer 

10 

11 

11 

10 

11 

12 

12 

12 

12 

Heizöl, leicht und schwer 

25 

26 

27 

28 

30 

31 

32 

32 

33 

Naturgas 

2 

2 

3 

4 

6 

7 

8 

9 

9 

Wasserkraft 

3 

3 

3 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

Kernkraft 

0 

0 

0 

1 

1 

1 

1 

1 

2 

übrige Energieträger 

1 

1 

1 

1 

0 

0 

0 

0 

0 

Primärenergieverbrauch im Inland j 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

Endenergieverbrauch 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

davon: 










Industrie 

41 

41 

41 

40 

39 

39 

39 

39 

38 

Haushalte und Kleinverbraucher .... 

42 

42 

42 

44 

44 

44 

44 

44 

44 

Verkehr h 

17 

17 

17 

16 

17 

17 

17 

17 

18 


g Ohne Hodiseebunker 

2) Brennholz, Brenntorf, Klärschlamm u. a. 

3) Einsdiließlidi „Sonstiger Verbrauch" 
Abweichungen durch Runden 
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